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Schleppende Erolung der Finanzen

Die Schuldenentwicklung der Sté&dte und Gemeinden beginnt sich nach der Krise zu erholen. Doch eine Entwar-
nung ware deutlich verfriint: Trotz steigender Mittel aus den gemeinschaftlichen Bundesabgaben (Ertragsantelle),
kann der Verlust an Einnahmen nicht so rasch abgebaut werden — aktuell erreicht das Niveau jenes von 2008,

Der leichte Autwértstrend wird von explodierenden Gesundheits- und Sozialkosten deutlich gebremst. Das Resultat:
Kommunen werden bald notwendige Investitionen nicht mehr aufbringen kénnen. Der Osterreichische Stadtebund
fordert daher eine Staatsreform sowie eine Emeuerung des Finanzausgleichs. Ganz dem Beispiel der Schweiz
folgend, die mit inrem ,Neuen Finanzausgleich” eine verstéarkte Aufgabenorientierung, mehr Abgabenautonomie und
eine Klarere Aufgabenzuteilung erreicht hat. In Zukunft soll dies auch in Osterreich méglich sein. In der sehr klein-
telligen Struktur der heimischen Kommunen liegt ein groBes Verbesserungspotenzial im Sinne der Burgerinnen.

Die vielfachen Doppelgleisigkeiten und Kofinanzierungen zwischen Bund, Landem, Stadten und Gemeinden
verursachen verwaltungsautwandige Transfers und verwassem Anreize zur effizienten Aufgabenerledigung.

Zudem ist eine Modemisierung der gemeinde-eigenen Steuem ein unabdingbarer Baustein einer Gesamtreform.
Der Osterreichische Stadtebund fordert emeut Bund und Lander auf, den Finanzausgleich zu emeuemn. Es kénnen
nicht langer MaBnahmen seitens des Bundes beschlossen werden, deren Kosten ausschlieBlich oder Uberwiegend
Stadte und Gemeinden zu tragen haben, diese jedoch kein Mitspracherecht haben. Der Osterreichische
Stadtebund ist auf Basis einer offenen und gleichberechtigten Diskussion geme bereit, an einer Neugestaltung
mitzuwirken. Ein Mehr an Transparenz und Effizienz ist ein Gewinn fUr alle Partner des Reformprozesses.

Osterreich braucht starke Stadte. Europa braucht starke Stadte!

P

Dr. Thomas Weninger
Generalsekretér des Osterreichischen Stadtebundes
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Stadte sind das Ruckgrat
des Landes!

Osterreichs Stadte und Gemeinden bieten inren Blirgerinnen umfangreiche Leistungen der Daseinsvorsorge:
angefangen bel der medizinischen Grundversorgung, der stadtischen Infrastruktur bis hin zur Wirtschaftsférderung;
nicht zu vergessen die Uberregionalen Aufgaben die Stadte in den Bereichen Verkehr, Gesundheit, Bildung, Kultur
und Freizeit, die nicht nur den unmittelbaren Blrgerinnen der St&dte zugutekommen. Dennoch haben Stadte ein
eingeschranktes Mitspracherecht bei der Verteilung von finanziellen Mitteln. Sie sind mit der Situation konfrontiert,
immer hdhere Leistungen zu erbringen, ohne jedoch mehr Geld dafir zu erhalten. Osterreichs Stéadte brauchen
finanzielle Unterstitzung —sie sind die Wirtschaftsmotoren des Landes. Radikale Sparprogramme haben gegen -
wartig keinen Sinn. Diese hatten fatalen Folgen fUr Klein- und Mittelbetriebe, denn ein gedrosseltes Investitions-
volumen geféhrdet nicht nur deren Existenz und damit verbundene Arbeitsplatze, sondem auch die positive
Konjunkturentwicklung des gesamten Landes.

Osterreichs Stadte bendtigen beides: eine aufgabenorientierte Gemeindefinanzierung und Stadterinnen, die vom
Wohlistand des Staates gleichermaBen profitieren kdnnen.

Burgermeister Dr. Michael Haupl

Président des Osterreichischen Stadtebundes
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STADTEBUND AKTUELL

DISKUSSION UBER UMWIDMUNGSABGABE OHNE TABU FUHREN

Der Osterreichische Stidtebund begriifit die aktuelle Diskussion
um die Einhebung einer Umwidmungsabgabe. Es gilt vor allem
neue Wege in der Finanzierung der Stidte und Gemeinden zu
finden. ,Dass die Krise auf der kommunalen Ebene angekommen
ist, das betrifft die BiirgerInnen am stirksten®, so Generalsekretir
Dr. Thomas Weninger. Die Gemeinden kénnen weder in die
lokale Wirtschaft investieren — bis jetzt waren sie die grofSten of-
fentlichen Investoren — noch ihre fiir die Gesellschaft wichtigen
und notwendigen Dienste im selben Umfang aufrecht erhalten.
»Angesichts der weiterhin angespannten Lage muss die Diskussion
um neue Einnahmequellen ohne Tabus gefithrt werden®, so Ge-
neralsekretir Weninger.

Vorteile durch Investitionen

Widmungsgewinne und generelle Wertzuwichse im Bereich von
Grund und Boden entstehen vor allem auf Grund von Infra-
strukturinvestitionen der Stddte und Gemeinden. Durch Leistungen
der Gesellschaft wird somit ein oftmals nicht unbetrichtlicher
privater Vorteil generiert, dem auch eine private Leistung, eben
eine Abgabe, gegeniiberstehen muss. Wenn die Arbeitnehmerlnnen
auf ihren Lohn Lohnsteuer und auf ihr Erspartes KESt zahlen
missen, so muss ebenso klar sein, dass gerade in Zeiten knapper
kommunaler Kassen auch GrundbesitzerInnen etwas zum allge-
meinen Steueraufkommen beizutragen haben.

Modelle gibt es bereits in der Schweiz, und auch in Osterreich ist
die Diskussion nicht neu, wie etwa die diesjihrige Debatte rund
um das Tiroler Raumordnungsgesetz zeigt. Eine solche Abgabe

SOZIALE DIENSTLEISTUNGEN AUSBAUEN

Der Ausbau sozialer Dienstleistungen (Kinderbetreuung, Pflege,
Mobilitit, etc.) ist der Schliissel fiir die Erhchung der Erwerbsbe-
teiligung von Frauen und fiir ein gutes Leben der Menschen. Die
Gemeinden haben bei der Entwicklung der sozialen Infrastrukeur
eine tragende Rolle, stehen jedoch auch vor finanziellen und orga-
nisatorischen Herausforderungen. Um bedarfsgerechte Angebote
sicherstellen zu kénnen, sind sie zunehmend unter Druck, sich zu
vernetzen und ,Hintergrund-Leistungen® wie Lohnverrechnung
usw. arbeitsteilig zu erbringen. Diese bessere Abstimmung von
Schnittstellen und Kooperation von unterschiedlichen AkteurInnen
ist das Ziel der Bundesarbeitskammer in Kooperation mit dem

Stidtebund und dem Gemeindebund.

Frauen und die Wirtschaftskrise

Im Zentrum steht dabei eine Studie der DUK (Donau-Universitit
Krems) ,Frauen und die Wirtschaftskrise — Vernetzung sozialer
Dienstleistungen als Antwort auf die Konjunktur- und Strukeurkrise,
die von der Bundesarbeitskammer und dem OGB in Auftrag
gegeben wurde. Die Studienautorin Gudrun Biffl weist dabei auf
die bestehenden strukturellen Schwichen (auch im internationalen
Vergleich) hin, und zeigt entsprechende Optionen fiir die Weiter-

Getty Images
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Beim Thema Umwidmungsabgabe besteht Diskussionsbedarf

kann auch zur Mobilisierung von Bauland beitragen. Generell
sind die Folgen der Wirtschaftskrise in den Kommunen lingst
nicht bewiltigt und eine grundlegende Reform der Finanzierung
der vielfiltigen Leistungen der Stidte und Gemeinden muss
neben einer umfassenden Aufgabenkritik und einer Kompeten-
zentflechtung zwischen Bund, Linder und Gemeinden, eben
auch die Frage der Steuerautonomie der Gemeinden miteinschlief3en.
»Ein reflexartiges Ablehnen jedes Vorschlags trigt nicht zu einer
sachlichen Diskussion bei“, so Generalsekretir Weninger ab-

schliefSend.

entwicklung der Organisation sozialer Dienste insbesondere durch
die ,Industrialisierung® in diesem Bereich auf. Schliissel zur Ver-
besserung des Angebotes sind Arbeitsteilung, Vernetzung und Ko-
operation zwischen Gemeinden und eine institutionelle Verankerung
dieser Zusammenarbeit, damit der Erfolg von Initiativen nicht
vom Engagement von Einzelpersonen abhingt.

Beispiele fir Gemeindekooperationen

Neben dieser wissenschaftlichen Aufarbeitung des Themas gibt es
bereits erfolgreiche Beispiele fiir Gemeindekooperationen und Ver-
netzungen. Die Beispiele aus dem Bereich Kinderbetreuung
umfassen die gemeindeiibergreifende Kooperation bei der Betreuung
in Kinderkrippen im Burgenland, wofiir es vom Land auch
finanzielle Anreize gibt, und das Kinderbetreuungszentrum in
Osttirol, das durch besonders hohe Flexibilitit (auch stundenweise
Betreuung, lange Offnungszeiten inkl. Samstag) gekennzeichnet
ist. Im Pflegebereich gibt es eine steirische Plattform, die auf beste-
henden Daten und Prozessen aufbaut und so fiir Institutionen,
KundInnen und Versorgungs-Einrichtungen einen tagesaktuellen
Uberblick zu vorhandenen Angeboten, freien Betreuungsplitzen,
etc. bereithilt.
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Multifunktionelle Pflanzenfassade

Tech Metall pflanzt eine Grunwand an Wiener Amtshaus

IPatentiertes
Produkt als neue
Methode der
optischen und
Okologischen
Aufwertung

WIEN VERFUGT AUCH IM DICHT
BEBAUTEN STADTGEBIET UBER
GRUNFLACHEN. Weil es aber um jeden
Quadratmeter verbaute Natur schade ist,
gibt es mit der Griinen Fassade nun auch
die Moglichkeit Pflanzen an der Hauswand
wachsen zu lassen. Fiir so einen senkrechten
Garten werden Pflanzentroge aus Alumi-
nium oder Edelstahl befestigt, bepflanzt
und bei Bedarf mit Wasser versorgt. Dem
griitnen Daumen sind bei der Gestaltung
kaum Grenzen gesetzt. Soll die Fassade
lieber duften oder wohlschmeckende Ge-
richte wiirzen, Insekten ernihren oder
rasch zuwachsen? Abgesehen vom schénen
Anblick kiihlt so eine Pflanzenfassade im
Sommer, dimmt im Winter, filtert Fein-
staub, reinigt Wasser und wirkt wie ein
Schalldimpfer. Begriint kénnen Flichen
beliebiger Grofle werden: Der Kriuter-
garten am Balkon ebenso wie Sicht- und
Larmschutzwinde oder ganze Hausfassa-
den. Entwickelt und patentiert wurde das
Baukastensystem fiir Auflenflichen (und
bei Bedarf auch Innenriume) von der
TECH METALL Erzeugungs- Handel-
u. Montage Ges.m.b.H.

Factbox

Diese und viele andere Innovationen
finden Sie auf www.wienwin.at.

Die Online Plattform www.wienwin.at
bietet eine optimale Marktiibersicht und
detaillierte Informationen Uber innovative
Produkte und Dienstleistungen aus Wien.
Die Initiative WienWin macht Innovationen
von Wiener Unternehmen bei der Wiener
Stadtverwaltung bekannt. Kontaktieren
Sie uns unter wienwin@zit.co.at oder
unter +43 1 4000 86165.

Die Initiative WienWin wird von der ZIT —
Die Technologieagentur der Stadt Wien
GmbH Koordiniert.

IM ZUGE EINER SCHWERPUNKT-
SETZUNG fiir Fassadenbegriinung der
Stadt Wien wurde bei der Zentrale der
MA 48 -Abfallwirtschaft, Straflenreinigung
und Fuhrpark im 5. Bezirk ein Pilotprojekt
umgesetzt. An zwei Seiten des Amtsge-
biudes wurden insgesamt 850 m? griine

Wand angelegt. 17.000 Pflanzen verrichten
ihren Dienst am Margaretengiirtel. Die
fachgerechte Bepflanzung wurde in Zu-
sammenarbeit mit den Wiener Stadtgirten
(MA 42) und Fachleuten der Universitit
fir Bodenkultur (BOKU) ausgewihlt.
Blaugras, Federnelke, Schleifenblume aber
auch Stauden und Kriuter wie Katzen-
minze, Thymian und Schafgarbe leisten
ihren Beitrag als Bienennahrung, fiir sau-
bere Luft, sauberes Wasser und Energie-
einsparung durch Klimatisierung und Iso-
lierung. Auch das Kanalsystem wird durch
die Riickhaltefunktion der Pflanzen ent-
lastet. Bei starken Regenfillen kénnen bis
zu 40 Liter Wasser pro Quadratmeter Fas-
sade gespeichert werden. Die Wirksamkeit
und Kapazitit der Pflanzenfassade werden
wissenschaftlich iiberwacht und doku-
mentiert.

DIE GRUNWAND DIENT der opti-
schen, baulichen und 8kologischen Auf-
wertung von Gebduden und bietet einen
integrativen Beitrag zu Neubau und Sa-
nierung. ,Die Vorteile der Griinen Fassade
liegen auf der Hand: Sie erméglichen eine
Begriinung im dicht bebauten Stadtgebiet,
vor allem auch dort, wo aufgrund fehlenden
Raumes fiir Wurzeln oder zu schmale
Straf8en keine Baumpflanzungen moglich
sind. Sie dienen als Sichtschutz, als Bie-
nen- und Schmetterlingsweide und zur
Beschattung des Gebiudes", erliutert Um-
weltstadtritin Ulli Sima.

DER ERSTKONTAKT DER ABTEI-
LUNG fiir Abfallwirtschaft, StrafSenreinigung
und Fuhrpark zu dem seit mehr als hundert
Jahren bestehenden Schlosserunternehmen
erfolgte bei einer Veranstaltung der Um-
weltabteilung (MA 22) im Herbst 2009.
Die Vernetzung von einem Wiener Traditi-
onsbetrieb mit drei Magistratsabteilungen
und der BOKU ist eine echte WienWin Si-
tuation. Fiir Sascha Haas, der in der vierten
Generation ungewdhnliche Ideen aus Metall
verwirklicht, ist die Plattform WienWin
sein Zeichen dafiir, dass die Stadt Wien an
ihre Unternehmen glaubt®.
www.gruenwand.at

www.abfall.wien.at
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KONSTITUIERENDE SITZUNG DES ST. POLTNER GEMEINDERATS

Die Gemeinderatswahl in der niederdster-
reichischen Landeshauptstadt St. Polten am
3. Juli 2011 brachte folgendes Ergebnis:
SPO 56,76% (25 Mandate), OVP 25,29%
(11 Mandate) FPO 10,71% (4 Mandate)
und Griine 4,88% (2 Mandate). Die SPO
unter Biirgermeister Mag. Matthias Stadler
konnte damit die absolute Mehrheit im
Stadtparlament erneut absichern. Die Wahl-
beteiligung lag bei 58,01%. Insgesamt waren
44.501 Personen wahlberechtigt.

Nach der Gemeinderatswahl erfolgte am 1.
August 2011 die konstituierende Sitzung
des St. Poltner Gemeinderates. Damit nimmt
das neu gewihlte Stadtparlament die Arbeit
fur die nichste Funktionsperiode offiziell
auf. Zu Beginn der Sitzung wurden zunichst
alle 42 Mandatare angelobt. Aufgrund des
Wahlergebnisses stellt die SPO 25 die OVP
11, die FPO 4 und die Griinen 2 Gemein-
deritlnnen.

Matthias Stadler bleibt Biirgermeister von St. Pélten

Der bisherige Amtsinhaber Mag. Matthias Stadler wurde mit
grofler Mehrheit von den Mitgliedern des Stadtparlaments zum
Biirgermeister der niederdsterreichischen Landeshauptstadt gewihlt.
Stadler iibernimmt damit erneut den Vorsitz im Gemeinderat
und im Stadtsenat. Nach der Wahl bedankte sich Biirgermeister
Mag. Matthias Stadler fiir das Vertrauen, welches fiir ihn auch
eine grofle Verantwortung bedeute. Mit der Titigkeit im Ge-
meinderat werden zahlreiche Aufgaben tibertragen. Ein Schwerpunkt
der Arbeit wird sein, St. Polten als Zentrum weiter zu entwickeln
und noch besser zu positionieren. Matthias Stadler forderte auch
ein, gemeinsam gegen die allgemeine Politikverdrossenheit zu ar-
beiten und den Menschen zu zeigen, dass sie sich auf ihre Ge-
meinderite verlassen kénnen. ,Die Zusammenarbeit fiir St.
Polten tiber die Parteigrenzen hinweg wird der Indikator fiir den
Erfolg in den nichsten fiinf Jahren sein®, so der neu gewihlte
Biirgermeister. Eine Herausforderung wird es sein, mdglichst

Stadt Niirnberg/Presse- und Informationsamt
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Das Rathaus von St. Polten

viele Anliegen mit den vorhandenen fi-
nanziellen Mitteln umzusetzen. Das
Hauptaugenmerk liegt in dieser Funkti-
onsperiode auf der Umsetzung des Visi-
onsprozesses 2020, der Weiterentwicklung
des Bildungsangebotes, der Forcierung
des Wohnbaus und dem Ausbau des Pfle-
geangebotes. ,Mdge es gelingen, St. Polten
noch lebens- und liebenswerter zu machen,
den Spagat zwischen Sparen und Inve-
stieren zu schaffen und die Urbanitit mit
ausreichend Griinraum in der Stadt zu
vereinen®, schloss Matthias Stadler seine
Antrittsrede und rief alle Mitglieder des
Gemeinderates zur Zusammenarbeit auf.

St. Poltner Stadtsenat gebildet

In den Stadtsenat wurden fiir die SPO
Dietmar Fenz, Martin Fuhs, Mag. Renate
Gamsjiger, Ing. Franz Gunacker, Mag.
Ingrid Heihs, Robert Laimer, Mag. Johann
Rankl, Susanne Kysela gewihlt. Fiir die OVP wurden Ing.
Matthias Adl, Peter F. Krammer, Ulrike Nesslinger, Mag. Bernhard
Wurzer und fiir die FPO Hermann Nonner als Stadtrite bestellt.

Zwei Vizeblrgermeister gewahlt

und Ausschusse konstituiert

Aus dem Kreis der Stadtrite wurde Susanne Kysela zur ersten
Vizebiirgermeisterin (SPO) und Ing. Matthias Adl (OVP) zum
zweiten Vizebiirgermeister gewihlt. Dartiber hinaus wurden in
der Sitzung neun gemeinderitliche Ausschiisse und der Kon-
trollausschuss gebildet. Zudem wurde die Zahl der Mitglieder
und Ersatzmitglieder der Ausschiisse wie folgt festgesetzt: Die
SPO entsendet pro Ausschuss sechs Mitglieder, die OVP zwei
und die FPO entsendet einen Vertreter. Nach der Wahl der Mit-
glieder und Ersatzmitglieder der gemeinderitlichen Ausschiisse
wurde die Entscheidung tiber das Vorschlagsrecht fiir die Vorsit-
zenden bzw. Stellvertreterstelle der gemeinderitlichen Ausschiisse
getroffen.

NURNBERGER OBERBURGERMEISTER ULRICH MALY
NEUER BAYERISCHER STADTETAGSCHEF

Nach 36 Jahren steht mit Ulrich Maly wieder ein SPD-Politiker an der Spitze des
bayerischen Stidtetags. Der Niirnberger Oberbiirgermeister wurde am 21. Juli
2011 in Bad Reichenhall zum neuen Vorsitzenden gewihlt. Er 16st den Regensburger
Oberbiirgermeister Hans Schaidinger (CSU) ab, der zum ersten Stellvertreter
bestellt wurde. Zweiter Stellvertreter ist Ismanings Rathauschef Michael SedImaier
(Freie Wihler). Ministerprisident Horst Sechofer (CSU) beschrieb Ulrich Maly
als einen ,engagierten Kommunalpolitiker mit dem Mut zur Zusammenarbeit
tiber alle Parteigrenzen hinweg".

OGZ 10/2011
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EISENSTADT WIRD UMWELTBEWUSSTE AUTOFAHRER
MIT GRATISPARKEN FORDERN

Das Fahren mit alternativem Antrieb soll kiinftig in Eisenstadt belohnt
werden: Wer ,sauber” unterwegs ist, soll ab kommendem Janner im
Stadtgebiet gratis parken kénnen. Mit der Unterschrift unter den
Gesellschaftsvertrag haben die Freistadt Eisenstadt sowie BEWAG
und Raiffeisen Leasing GmbH die Plattform , Eisenstadt e-mo-
bilisiert” ins Leben gerufen.

E-Mobilitat wird Lebensqualitat verbessern

Das Projeke soll in den nichsten drei Jahren durch den Einsatz von E-
Mobilitdt auf mehreren Ebenen in der Landeshauptstadt fiir eine hohere
Lebensqualitit sorgen, so Biirgermeisterin Fraunschiel. Durch den etap-
penweisen Einsatz von E-Taxi-Modellen soll kiinftig bei rund 250.000
Fahrten auf fossilen Antrieb verzichtet werden. Durch Bike-Sharing mit
Fahrridern, Scootern und City-Bikes bei Wohnhausanlagen will man
den innerstidtischen Verkehr reduzieren.

Gratis parken mit dem Elektrofahrzeug

Ziel sei es, in Zukunft jihrlich 154 Tonnen an CO
abzubauen. Geplant sei auch, die Anschaffung von alternativ betriebenen
Fahrzeugen zu unterstiitzen. Wer statt eines Pkw mit Verbrennungsmotor
zur Alternative greift, soll sich ab Jdnner 2012 im Stadtgebiet von
Eisenstadt die Parkgebiihr ersparen kénnen.

,-Emissionen

Eisenstadt ist eine Mobilitats-Modellregion

Die burgenlidndische Landeshauptstadt zahlt seit 2010 zu den fiinf E-
Mobilitits-Modellregionen Osterreichs. An der Betreibergesellschaft,
der ,Eisenstadt e-mobilisiert* GmbH hilt die BEWAG 51 Prozent der
Anteile. Die Freistadt Eisenstadt ist mit 29 Prozent beteiligt, die
Raiffeisen Leasing GmbH verfiigt tiber 20 Prozent.

Info: Plattform ,Eisenstadt e-mobilisiert* unter
www.eisenstadt.gv.at
www.raiffeisen-leasing.at

www.bewag.at

www.staedtebund.gv.at

ERSTER SOLARSTROM-LINIENBUS NIMMT
IN PERCHTOLDSDORF DEN BETRIEB AUF

,Ein Linien-Bus, der 35 Personen beférdert und aus-
schlieSlich mit Sonnen-Strom betrieben wird, ist
bisher in Europa einzigartig und ein grof8er Schritt
fiir den Ausbau der E-Mobilitit in Niederosterreich®,
betonte Landesrat Dr. Stephan Pernkopf bei der In-
betriebnahme des ersten Solarstrom-Linienbusses in
der Marktgemeinde Perchtoldsdorf (Bezirk Médling).
Der Solarbus startet in Perchtoldsdorf den Probebetrieb
und kann aufgrund eines neuen Batteriewechselsystems

praktisch den ganzen Tag eingesetzt werden. Ein
Akku-Satz reicht fiir 80 bis 100 Kilometer, der Bat-
teriewechsel dauert nur zwei Minuten. Eine Photo-
voltaikanlage auf dem Dach des Fahrzeugs sorgt fiir
zusitzliche Energie wihrend des Fahrbetriebes.

Spitzentechnologie aus Osterreich
Biirgermeister Martin Schuster und Projektleiter Ernst
Kieninger betonten, dass es sich beim neuen Linienbus
um ein ,Projekt Made in Austria“ handle. Ein For-
schungskonsortium, bestehend unter anderem aus
dem Austrian Institute of Technology (AIT) in Sei-
bersdorf, dem Fahrzeughersteller Kutsenits und der
TU Graz, hat drei Jahre lang die Entwicklung des
Solarbusses vorangetrieben. Das Land Niederésterreich
hat die Innovation mit 200.000 Euro unterstiitzt.
,Gerade der Verkehrsbereich bietet mit einer Reduktion
des Kohlendioxidausstof3es noch viel Potenzial fiir
den Klimaschutz. Seit dem Jahr 1990 sind die Treib-
hausgas-Emissionen weltweit gestiegen. Alternative-
Antriebe sind eine Antwort auf diese Herausforderung®,
so Stephan Pernkopf.

Info: Biiro Landesrat Pernkopf,

Mag. Markus Habermann,

Tel. 02742/9005-15473,

E-Mail markus.habermann@noel.gv.at

www.solarbus.at

Riickfragehinweis: Niederdsterreichische Landesregierung,
Stabstelle Offentlichkeitsarbeit und Pressedienst,

Tel. 02742/9005-12174

www.noe.gv.at/nlk

Matthias Partmann
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SOCIAL MEDIA GUIDELINES
DER STADT WIEN

,Social Media-Plattformen und Web 2.0
haben die Kommunikation im Internet
stark verindert. Auch die Stadt Wien
muss sich mit diesen Entwicklungen of-
fensiv auseinandersetzen®, sagt Magi-
stratsdirektor Erich Hechtner. ,Da die
Eigenverantwortung im Umgang mit
Web 2.0 — sei es dienstlich oder privat —
steigt, wollen wir Orientierungshilfen
bieten. Gemeinsam mit der Personalver-
tretung und den Fachdienststellen wurde
deshalb mit dem Social Media-Manual
ein Leitfaden entwickelt, der den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern den ver-
antwortungsvollen Umgang mit Web 2.0
erleichtern soll.“

Twitter, Facebook, YouTube, Wikipedia
& Co sind lingst zu einem wesentlichen
Teil der Lebenswelt der Menschen ge-
worden, so natiirlich auch der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter der 6ffentlichen
Verwaltung. Beim sicheren Umgang im
Web 2.0 und in Sozialen Medien hilft
ihnen nun der neue ,,Stadt Wien Social
Media“-Leitfaden fiir die verantwortungs-
volle Kommunikation im Web 2.0 und
in Sozialen Medien.

Der Leitfaden erklirt kurz Social Media
und definiert die unterschiedlichen Nut-
zungsformen — privat oder dienstlich. In
den allgemeinen Grundregeln finden die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Stadt Wien unter anderem Tipps zu Da-
tenschutz und Copyright. Weiterftihrende
Links und Informationen runden den
Leitfaden ab.

10

GERADE IN KRISENZEITEN HALTEN OSTERREICHERINNEN UND
OSTERREICHER DIE EU-MITGLIEDSCHAFT FUR POSITIV

Aktuell wollen 74 Prozent der Osterreicherinnen und Osterreicher, dass unser Land EU-
Mitglied bleibt. 21 Prozent plidieren fiir einen EU-Austritt. Dies zeigt eine aktuelle
Umfrage der Osterreichischen Gesellschaft fiir Europapolitik (OGfE). Die aktuellen Werte
bestitigen einen Langzeittrend: Seit Juni 1995 hat die OGfE 40 Befragungen durchgefiihre,
um die Einstellung der Osterreicher zur EU-Mitgliedschaft zu erheben. In diesem Zeitraum
sprachen sich durchschnittlich rund 71 Prozent der Befragten fiir die Mitgliedschaft
Osterreichs in der EU aus. Dies ist deutlich mehr als bei der Volksabstimmung zum EU-
Beitritt im Juni 1994 (66,6 Prozent Zustimmung). Die Ablehnung der EU-Mitgliedschaft
liegt im Schnitt bei rund 22 Prozent.

Zustimmung trotz Krise gestiegen

Bemerkenswert ist, dass seit Beginn der Wirtschaftskrise im Herbst 2008 die Zustimmung
zur EU-Mitgliedschaft angestiegen ist. Nationale Alleinginge werden als kontraproduktiv
wahrgenommen und mehrheitlich abgelehnt. Die Umfrage wurde von der Sozialwissen-
schaftlichen Studiengesellschaft im Auftrag der OGFE im Juni 2011 durchgefiihrt. Befragt

wurden 6sterreichweit 1.012 Personen.

EISENSTADT BEKOMMT IM HERBST NEUEN
BURGERMEISTER - ANDREA FRAUNSCHIEL GEHT

Die burgenlindische Landeshauptstadt Eisenstadt be-
kommt im Herbst einen neuen Biirgermeister. Die
amtierende BM Andrea Fraunschiel (V) hatam 7.7.2011
bei einer Pressekonferenz im Eisenstidter Rathaus ihren
Riickzug aus der Kommunalpolitik bekannt gegeben.
Sie gehe aus ,,personlichen, gesundheitlichen Griinden®,
sagte BM Fraunschiel. Der Klubobmann der Eisenstidter
OVP und Landtagsabgeordnete Thomas Steiner soll
ihr nachfolgen.

Noch vor zwei Monaten hatte die Biirgermeisterin
wiederholt betont, bei den im Jahr 2012 anstehenden
Gemeinderatswahlen wieder zu kandidieren. Nun habe
sie auf ihren Arzt gehort und diese Entscheidung
getroffen: ,Ich liebe die Arbeit als Biirgermeisterin, aber man konnte sagen: der Mensch

‘Stadtgemeinde Eisenstadt

denkt und Gortt lenkt, so Fraunschiel. Sie konne jetzt nicht mehr ,versprechen, dass ich
volle sechs Jahre zur Verfigung stehe. Und fiir mich ist das eine Grundvoraussetzung
gewesen®, erklirte die Kommunalpolitikerin.

Thomas Steiner der designierte Nachfolger

Mit ,,grofler Freude und groflem Respekt® wird der Landtagsabgeordnete Steiner diese
Aufgabe ab September 2011 tibernchmen, sofern die entsprechenden Gremien dem
Vorschlag zustimmen. Er soll bei einem vorgezogenen Gemeindeparteitag zum Gemein-
departeiobmann gewihlt werden. Der Biirgermeisterwechsel werde im Spitherbst erfolgen.
»Wir werden jetzt die nichsten zwei, drei Monate niitzen, um uns innerhalb der OVP ent-
sprechend neu auszurichten — inhaltlich, organisatorisch, personell®, so Steiner. Nihere
Details , kann und will“ er erst im September bzw. im Oktober bekannt geben. Fraunschiel
folgte im Jinner 2007 Peter Nemeth als erste Biirgermeisterin von Eisenstadt. Der burgen-
lindischen Frauenbewegung werde sie auch in Zukunft als designierte Landesvorsitzende
treu bleiben. Peter Nemeth, bisheriger Gemeindeparteiobmann, wird mit der Ubernahme
Steiners aus der Gemeindepolitik ausscheiden.

OGZ 10/2011
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IN LANGENLOIS: EIN VIERTEL ALLER
VERKEHRSZEICHEN IST UBERFLUSSIG

Das Ergebnis ist sicherlich zukunftsweisend und kommt
nicht wirklich iiberraschend. Mindestens ein Viertel der
Verkehrszeichen ist vollkommen tiberfliissig. Das ist das
Ergebnis eines Versuchsprojekts in Kooperation zwischen
Stadtgemeinde, Polizei und OAMTC in Langenlois, wo
man erstmals in Niederosterreich eine Woche lang pro-
beweise 290 der insgesamt 800 Verkehrszeichen verhiille
hat. Fazit der im Juli 2011 ver6ffentlichten Studie: 200
Schilder sollen demnichst dauerhaft entfernt werden.

Keine Spur von Chaos

Die Verkehrsexperten sind begeistert und fiihlen sich in ihren Erwartungen bestitigt: keine
Unfille und kein Verkehrschaos. Im Gegenteil, die Verkehrsteilnehmer konnten sich auf
die wesentlichen Hinweise konzentrieren, auflerdem kamen von ihnen auch zahlreiche An-

regungen und Verbesserungsvorschlige.

Stadtchef Hubert Meisl zum Ergebnis: ,, Wir haben verdeutlicht, dass einfach zu viele Ver-
kehrszeichen am Straflenrand stehen!“ Und welche Schilder werden in naher Zukunft
entfernt? Neben den links und rechts der Strafle angebrachten sind es vor allem die ,,Halten
und Parken verboten®-Tafeln. Hubert Meisl: ,,Jetzt machen wir in den Katastralgemeinden
damit weiter!*

GMUNDEN HAT MIT HEIMO PSEINER EINEN NEUEN
DESIGNIERTEN STADTAMTSDIREKTOR

Heimo Pseiner wird sein Amt als Gmundner Stadtamtsdirektor im Oktober 2011
antreten. Das teilte der Gmundner Vizebiirgermeister Christian Dickinger (S) am
18.7. im Anschluss an die einstimmige Wahl in der Gemeinderatssitzung mit. Nach
dem Selbstmord von Robert Hametner Ende Februar hatte die Stadt einen neuen
Amtsdirektor gesucht. Der Jurist Heimo Pseiner, Jahrgang 1966, war 14 Jahre lang
Amtsleiter in Tamsweg im Salzburger Lungau. Zuletzt arbeitete er als Richter beim Un-
abhingigen Verwaltungssenat des Landes Salzburg.

Die Vorgeschichte

Robert Hametner hatte sich in der
Nacht auf den 25. Februar 2011 in
seinem Biiro das Leben genommen.
In einem Abschieds-Mail an alle Mit-
arbeiter machte er den Gmundner Biir-
germeister Heinz Koppl (V) fiir seinen
Selbstmord verantwortlich. Zuvor hatte
er gegen ihn bei der Staatsanwaltschaft
Wels Anzeige wegen Amtsmissbrauchs
erstattet. Bei den Vorwiirfen handle es
sich um ,fiinf kleinere Baurechtsange-
legenheiten®, die teilweise weit tiber
zehn Jahre zuriickliegen wiirden, so
Koppl. Er habe sich dabei ,,immer im
gesetzlichen Rahmen bewegt®. Es sei
auch nie seine Absicht gewesen, je-
manden zu mobben.
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LEITER DER ST. POLTNER
SCHULVERWALTUNG
VERSTORBEN

mss/Josef Vorlaufer

Am 8. August 2011 ist Harald Lenk,
der Leiter der stidtischen Schulverwal-
tung von St. Pélten, im 54. Lebensjahr
unerwartet verstorben. Von seinen Kol-
legen wurde er fiir seine Innovativitit
geschitzg; viele bezeichneten ihn als Ko-
ryphée auf seinem Gebiet.

Harald Lenk trat 1976 in den Dienst
der stidtischen Kulturverwaltung, 1982
wurde er mit der Leitung der Schulver-
waltung betraut. Unter ihm wurde die
letzte und auch grofSte Kindergarten -
offensive der Stadt durchgefiihrt. Auch
am Konzept der bevorstehenden Pfliche-
schul-Sanierungen war er mafSgeblich
beteiligt. ,Er wird, so kénnte man sagen,
in unseren Schulen und Kindergirten
weiterleben. Passend, haben diese doch
auch einen grof§en Teil seines Lebens
gefiillt®, so ein Kollege Lenks.

Der Tod von Harald Lenk —der, mitten
im Arbeitsleben stehend, aus unserer
Mitte gerissen wurde —hinterlisst eine
tiefe Liicke. ,,Meine Betroffenheit und
mein Mitgefiihl gelten jetzt vor allem
seiner Familie. Harald hat immer eine
Losung gefunden, niemals gesagt, das
geht nicht. Wir haben mit ihm nicht
nur einen ausgezeichneten Mitarbeiter,
sondern auch einen Freund verloren®,
ist Biirgermeister Mag. Matthias Stadler
betroffen.

Der Osterreichische Stidtebund bedauert
den tragischen Tod von Harald Lenk.
Unsere Anteilnabme gilt seiner Familie.
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Das ,Sixpack” der

Die neue wirtschaftspolitische Steuerung Europas

~U

Die Auswirkungen der globalen Wirtschaftskrise lasten schwer auf den Schultern der
Européischen Union (EU). Insbesondere das Funktionieren der Eurozone (EZ) wurde
aufgrund der starken Korrelation ihrer Volkswirtschaften auf eine harte Probe gestellt.

Sebastian Essl, Bundesministerium flr Finanzen

Zwar verfiigte die EU tiber den Stabili-
tits- und Wachstumspake (SWP) als Haupt-
mittel zur Koordinierung der europiischen
Wirtschaftspolitik, doch offenbarte die
Krise deutlich dessen Liicken und Schwi-
chen. In Folge der unzureichenden wirt-
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schaftspolitischen Uberwachung stiegen
die Staatsschulden in etlichen Mitglied-
staaten signifikant an. Divergierende Wett-
bewerbsfihigkeit und die Fehlallokation
okonomischer Ressourcen bedingt durch
unterschiedliche Realzinssitze resultierten

in einigen Eurozonenlindern, vor allem
Portugal, Irland, Italien, Griechenland,
und Spanien, in der Entstechung signifikanter
makrodkonomischer Ungleichgewichte.

In diesem Bewusstsein eréffneten die Staats-
und Regierungschefs im Rahmen des Eu-
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Das Berlaymont-Gebaude in BrUssel ist der Sitz
der Européischen Kommission. Die Haushalte
innerhalb der Eurozone sollen zukUnftig mit
einem Dreisaulen-Konzept Uberwacht werden

ropiischen Rates (ER) im Mirz 2010 die
Diskussion iiber die Reform der wirt-

schaftspolitischen Steuerung der EU bzw.
der EZ. Eine von Ratsprisident Van Rom-
puy geleitete Task Force nahm im Mai
2010 ihre Arbeit auf und prisentierte dem

www.staedtebund.gv.at

ER im Oktober 2010 ihren Abschlussbe-
richt. In enger Abstimmung mit der Debatte
in der Task Force legte die Europiische
Kommission (EK) dem ER und dem Eu-
ropiischen Parlament (EP) im September
2010 ein Paket bestehend aus sechs Legis-
lativvorschligen (,Sixpack®) vor.

Kontrolle der Haushalte

Die Reform der haushaltspolitischen Uber-
wachung umfasst vier Rechtsakte und
basiert auf einem Dreisiulenkonzept: a)
bessere ex-ante Koordinierung der natio-
nalen Haushaltspolitiken und verstirkee
Berticksichtigung von Schuldenquoten, b)
neue, abgestufte Durchsetzungsmechanis-
men fiir Mitgliedstaaten der EZ und ¢)
Erginzung des SWP durch Mindestanfor-
derungen an nationale Haushaltsrahmen.
Mit Ausnahme Griechenlands waren ma-
kroskonomische Ungleichgewichte ohne
Zweifel die wesentliche Ursache der aktu-
ellen Krise der EZ. Um diesem Umstand
Rechnung zu tragen, werden zwei neue
Verordnungen ein Rahmenwerk schaffen,
mittels dessen der Aufbau makroskono-
mischer Ungleichgewichte verhindert, bzw.
bestehende Ungleichgewichte abgebaut
werden sollen. Fiir Mitgliedstaaten der EZ
werden zusitzlich Durchsetzungsmecha-
nismen in Form finanzieller Sanktionen
wirksam. Ein weiteres Element der Go-
vernance-Reform betrifft die Einfithrung
des bereits mit 1. Janner 2011 in Kraft ge-
tretenen Europiischen Semesters (ES).
Dieses wird die bisher getrennten Prozesse
des SWP sowie der Strukturreformen in
einen einheitlichen und wirksamen Zeit-
rahmen fassen. Die ,europiische Dimen-
sion® wird somit frithzeitig in die Diskussion
um die Ausrichtung der 6ffentlichen Haus-
halte eingehen.

Der praventive Arm des SWP:

Die Verordnung zur Anderung

der VO 1466/97

Die VO 1466/97 bildet den ,,priventiven
Arm“ des SWP, dessen Ziel es ist, Mit-
gliedstaaten bei der Verfolgung einer vor-
sichtigen Fiskalpolitik zu unterstiitzen. Im
Zentrum des priventiven Arms steht die
Definition und Evaluierung des mittelfri-
stigen Haushaltsziels (MTO). Die Mit-
gliedstaaten sind demnach verpflichtet,

jahrliche Stabilitits- und Konvergenzpro-
gramme vorzulegen, welche den Pfad zur
Erreichung der MTO darstellen. In der
Vergangenheit hat sich allerdings gezeigt,
dass die Konvergenz in Richtung der MTO
in einer Reihe von Mitgliedstaaten nur in
unbefriedigendem Ausmaf$ erfolgt ist. Be-
sonders in Zeiten giinstiger Konjunktur
wurde die Haushaltskonsolidierung ver-
nachlissigt. Vor diesem Hintergrund wird
die priventive Komponente des SWP um
den Grundsatz der vorsichtigen Haushalts-
politik erweitert. Das jihrliche Wachstum
offentlicher Ausgaben darf die mittelfristige
BIP-Wachstumsrate grundsitzlich nicht
tibersteigen —es sei denn, das MTO wurde
bereits mehr als erreicht, oder die den
Benchmark tibersteigenden Ausgaben wer-
den durch diskretionire einnahmenseitige
MafSnahmen kompensiert. Bei Nichtein-
haltung der Vorgaben kann eine Warnung
durch die EK bzw. eine Ratsempfehlung
zur Setzung korrektiver Mafinahmen er-
folgen. Fiir Linder des Euroraums sind
zusitzliche Durchsetzungsmafinahmen vor-
gesehen, die in einem eigenen VO-Vorschlag
geregelt werden.

Der korrektive Arm des SWP:

Die Verordnung zur Anderung

der VO 1467/97

Durch diese VO soll eine rasche Beseiti-
gung iibermifliger Defizite und Verschul-
dungsquoten sichergestellt werden. Als
Schwellenwerte wurden fiir das Haus-
haltsdefizit 3% und fiir die Gesamtschul-
den 60% des BIP bzw. eine hinreichende
Anniherung daran festgelegt. Werden die
Schwellenwerte iiberschritten, so wird ein
Verfahren wegen eines ibermifligen De-
fizits eroffnet. Neben einer Reihe von
Verfahrensschritten sind fir die Mitglied-
staaten der EZ letztendlich auch finanzielle
Sanktionen moglich. Bis dato wurde
jedoch noch kein Verfahren basierend auf
dem Schuldenkriterium eingeleitet. Das
Kernelement der Reform der VO 1467/97
ist daher die Operationalisierung der
Schuldenregel mittels der Einfiihrung
einer Zahlenregel: Bei einer Schuldenquote
von mehr als 60% muss sich der Abstand
zum Referenzwert (d.h. 60% des BIP)
tiber die letzten drei Jahre jihrlich im
Durchschnitt um 1/20 verringern.
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Die Verordnung Uber die wirksame
Durchsetzung der haushaltspoliti-
schen Uberwachung im Euroraum
Die Reform des SWP wird durch neue,
abgestufte finanzielle Sanktionen fiir Linder
der EZ erginzt. Kiinftig kénnen im pri-
ventiven Arm Verfehlungen beziiglich der
Anpassung an das MTO bzw. der Ausga-
benregel mit einer verzinslichen Einlage
in Hohe von 0,2% des BIP bestraft werden.
Im korrektiven Arm kann bereits bei Fest-
stellung eines tibermifligen Defizits eine
unverzinsliche Einlage in Hohe von 0,2%
des BIP verlangt werden. Bei weiterer
Missachtung von Ratsempfehlungen wird
diese Einlage in eine Strafzahlung umge-
wandelt. Fiir die Entscheidung tiber die
Verhidngung von Sanktionen ist kiinftig
ein ,umgekehrtes Mehrheitsverfahren®
vorgesehen, d.h. eine Sanktion gilt als an-
genommen, wenn der Rat nicht innerhalb
von zehn Tagen mit qualifizierter Mehrheit
dagegen stimmt. Neu eingefiihrt wird au-
Berdem eine Strafzahlung in Héhe von
0,2% des BIP fur die Manipulation von
Statistiken.

Die Richtlinie des Rates Gber

die Anforderungen an die
haushaltspolitischen Rahmen

der Mitgliedstaaten

Aufgrund des dezentralen Charakters der
Haushaltspolitik in der EU missen sich
haushaltspolitische Ziele auch in den na-
tionalen Haushaltsrahmen widerspiegeln.
Als Erginzung zum SWP umfasst das Le-
gislativpaket daher auch eine Richtlinie
zur Gewihrleistung eines Mindestmafes
an Qualitit der nationalen haushaltspoli-
tischen Rahmen. Davon betroffen sind
insbesondere die Systeme der volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen, Statistiken
und Prognosepraktiken sowie numerische
Haushaltsregeln. Die Bereitstellung qua-
litativ hochwertiger und vergleichbarer
Daten sowie eine intensive Evaluierung
dieser Daten und Prognosen werden das
Funktionieren der haushaltpolitischen
Uberwachung verbessern. Die Budgetdis-
ziplin von Lindern und Gemeinden soll
durch héhere Transparenzanforderungen
und numerische Haushaltsregeln (geregelt
im osterreichischen Stabilitdtspakt) erhoht
werden.

Die Verordnung zur Vermeidung
und Korrektur makro6konomi-
scher Ungleichgewichte

Ein neuer Bestandteil der wirtschaftspoli-
tischen Steuerung ist die Uberwachung
makrookonomischer Entwicklungen. Durch
die eingehende Analyse makrokonomischer
Indikatoren sollen Ungleichgewichte friih-
zeitig erkannt und korrigiert werden. Die
priventive Komponente des neuen Uber-
wachungsrahmens startet jahrlich mit einem
‘Warnmechanismus. Besteht das Risiko von
Ungleichgewichten, wird von der EK eine
eingehende Tiefenanalyse in Zusammen-
arbeit mit dem betroffenen Mitgliedstaat
durchgefiihrt. Bestitigt die Analyse das
Bestehen signifikanter Ungleichgewichte,
so wird dhnlich zum SWP ein Verfahren
wegen libermifliger Ungleichgewichte ein-
geleitet. Sollten Linder des Euroraums
keine geeigneten Korrekturmafinahmen
treffen bzw. diese nicht umsetzen, kommt
es zu finanziellen Sanktionen.

Die Verordnung tiber Durchset-
zungsmaBnahmen zur Korrektur
UbermaBiger makrodkonomischer
Ungleichgewichte im Euroraum

Bei Missachtung von Ratsempfehlungen
zur Beseitigung tibermifSiger makrodko-

nomischer Ungleichgewichte werden finan-
zielle Sanktionen verhingt, zunichst in
Form einer unverzinslichen Einlage, bei
wiederholter Missachtung der Ratsempfeh-
lungen als jahrliche Strafzahlung in Hohe
von 0,1% des BIP. Die Strafzahlung ist so
lange zu entrichten, bis der Rat feststellt,
dass Korrekturmafinahmen getroffen bzw.
implementiert wurden. Fiir die Entscheidung
tiber die Verhingung von Sanktionen wird
auch hier das umgekehrte Mehrheitsverfahren

zur Anwendung kommen.

Weitere Schritte

Das ,,Sixpack® soll noch im Jahr 2011 in
Kraft treten und im Rahmen des ES 2012
erstmals voll zur Anwendung kommen.
Die Wirtschaftskrise offenbarte deutlich
die Probleme einer dezentralen Fiskalpolitik
in der europiischen Wihrungsunion. Vor
diesem Hintergrund stellt das Legislativpaket
zwar noch keine einheitliche europiische
Wirtschaftsregierung, sehr wohl jedoch ei-
nen Meilenstein in Richtung einer ,euro-
paischen Fiskalpolitik dar. Die durch das
»oixpack® bedingte stirkere Ausrichtung
nationaler Fiskalpolitiken auf europiische
Ziele wird die Glaubwiirdigkeit in die EU
und insbesondere in die EZ wiederher-
stellen. [ |

Maogliche Strafzahlungen sollen
die Haushaltsdisziplin der EZ-
Staaten erhdhen

\

Corbis
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Neue Steuerungsarchitektur
erhoht den Konsolidierungsdruck

Die jingste Krise der Finanzmarkte I0ste in vielen Volkswirtschaften einen tiefen Wirtschaftseinbruch
aus. Als Folge der Banken- und Konjunkturstitzungspakete stiegen die Staatsschulden massiv an.
Die EU reagierte mit einem MaBnahmenpaket.

Bruno Rossmann, Arbeiterkammer Wien

Die Schwachstellen der wirtschaftspoli-
tischen Steuerung wurden durch die Fi-
nanzkrise schonungslos offengelegt. Das
hat die EU zum Anlass genommen, die
wirtschaftspolitische Steuerungsarchitektur
zu reformieren. Kernstiicke sind der Eu-
ropiische Stabilisierungsmechanismus zur
Stabilisierung des Euroraums, der Euro-
Plus-Pakt und das sogenannte ,,Six Pack®,
das eine Verschirfung des Stabilitdts- und
Wachstumspakts (SWP) sowie ein neues
Verfahren bei makroskonomischen Un-
gleichgewichten mit sich bringt. Der Bei-
trag gibt eine Antwort auf die Frage, ob
sich die neue Steuerungsarchitektur zur
Vermeidung kiinftiger Krisen eignet.!

Kernpunkte der neuen
wirtschaftspolitischen Steuerung
Im Zentrum der neuen Steuerungsarchi-
tektur stehen altbekannten Konzepte:
Steigerung der Wettbewerbsfihigkeit und
Stabilisierung der Staatsfinanzen. Es ist
daher wenig tiberraschend, dass der SWP
verschirft wird. Dabei wird von der irr-
timlichen Annahme ausgegangen, dass
die hohen Staatsschulden eine Folge des
verschwenderischen Lebensstils seien und
nicht der Finanzmarktkrise und der damit
verbundenen Stiitzung der Banken und
Konjunkeur geschuldet sind. Die Eurokrise
ist mit Ausnahme Griechenlands keines-
wegs auf die zu laxe Anwendung des
SWP zuriickzufiihren. Im Gegenteil, Ir-
land und Spanien waren budgetpolitische
Musterschiiler, das Problem war dort eine
Immobilienblase. Die Verschirfung trigt
daher nicht zur Beseitigung der Krise
bei, weil Ursache und Wirkung verwech-
selt werden. Zudem bleibt der alte Kon-
struktionsfehler bestehen. Es werden wei-
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Die Verscharfung des Stabilitats- und
Wachstumspakts erndht den Reformdruck

terhin nur Defizite sanktioniert und keine
Anreize gesetzt, in Boomphasen Budget-
tiberschiisse zu erzielen, um eine Uber-
hitzung der Wirtschaft zu vermeiden und
die Budgetkonsolidierung zu begiinstigen.
Damit kann im Abschwung nicht aus-
reichend gegengesteuert werden, wihrend
in Phasen guter Konjunktur zu frith ge-
spart wird.

Die Auswirkungen der
eingeschlagenen Politik

Folge der Verschirfung des SWP ist ein
erhohter Konsolidierungsdruck auf alle
Ebenen der 6ffentlichen Haushalte, ins-
besondere durch die Einbezichung der
Schuldenquote in den Pakt. Die dadurch
ausgeldste, europaweit gleichzeitige Kon-
solidierung konnte zu einer deflationiren
Entwicklung in der EU fiihren. In den
hoch verschuldeten peripheren Staaten,

zynischerweise als PIIGS-Staaten? be-
zeichnet, wird der soziale Kohisionsprozess
in der EU aufs Spiel gesetzt.
Grundsitzlich richtig ist die Schaffung
des Verfahrens zur Beseitigung von ma-
krookonomischen Ungleichgewichten,
weil der SWP bisher den privaten Sektor
der Wirtschaft (Unternehmen, Haushalte)
und das Ausland unbeachtet liefs. Insbe-
sondere die hohen Leistungsbilanzdefizite
haben Linder wie Griechenland, Irland,
Spanien und Portugal in grofle Schwie-
rigkeiten gebracht. So sehr der Vorstof§
fir dieses neue Verfahren zu begriiffen
ist, so problematisch zeichnet sich seine
Umsetzung ab. Da das geplante Indika-
torenset einseitig auf Wettbewerbsfihigkeit
ausgerichtet ist, weist es erhebliche asym-
metrische Verzerrungen auf. Die Ent-
wicklung der realen Lohnstiickkosten
(und somit die Gewinnquote) wird ebenso
ignoriert wie sozialpolitische und 6kolo-
gische Entwicklungen. Es ist daher zu
befiirchten, dass aufgrund der hegemo-
nialen Stellung Deutschlands eine ein-
seitige Fokussierung auf Linder mit Lei-
stungsbilanzdefiziten erfolgt. Der von
Deutschland und Frankreich initiierte
Euro-Plus-Pakt untermauert diese Be-
denken.

Ein asymmetrischer Abbau von Ungleich-
gewichten widerspricht jedoch nicht nur
den Zielen des Lissabon-Vertrags (Stei-
gerung des Wohlstands, Kohisionspro-
zess), ein einseitiges Oktroyieren von
Lohnsenkungen fiihrt unmittelbar zu
einer deflationiren Entwicklung in der
Eurozone. Der Abbau der Leistungsbi-
lanzungleichgewichte muss symmetrisch
erfolgen, d.h. durch Reallohnerhshungen

in den Uberschusslindern, zumindest
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im Ausmafd der Produktivititszuwichse,
und durch moderate Lohnabschliisse (je-
doch ohne Reallohnsenkungen) in den
Defizitlindern.

Kontrolle der staatlichen Budgets
Auch der Ausbau der haushaltspolitischen
Uberwachung ist iiberwiegend positiv
einzuschitzen. Das gilt insbesondere fiir
die Forderung nach verlisslichen und
zeitnahen Daten fiir alle Teilsektoren des
Staates, weil die Nationalstaaten diese
Daten auch selbst zur politischen Steue-
rung dringend bendétigen. Allerdings ist
darauf zu achten, dass das Datenmelde-
system nicht zu einem ,overkill fihre,
der einen Biirokratieaufbau in der Kom-
mission auslést und die Kommunen {iber-
fordert. Uberzogen ist freilich die Absicht,
nunmehr alle Staaten verschirft zu iiber-
wachen, selbst wenn sie eine solide Fi-
nanzpolitik betreiben. Ein verschirfter
Blick ist dort geboten, wo die 6konomi-
schen Fundamentaldaten aus dem Ruder
laufen und die Budgetdefizite die Grenz-
werte permanent iiberschreiten. Weitere
numerische Haushaltsregeln — wie etwa
die Schuldenbremse nach deutschem Vor-
bild® — sind problematisch, weil sie den
budgetpolitischen Spielraum, insbesondere
zur Konjunktursteuerung, der
Mitgliedstaaten erheblich ein-
schrinken. Zu begriiflen ist hin-
gegen die Forderung nach mit-
telfristiger Budgetplanung, wie
sie Osterreich beim Bund mit
dem Bundesfinanzrahmen (bud-
getpolitische Priorititen mit Aus-
gabenobergrenzen) bereits prak-
tiziert. Es wire wiinschenswert,
dieses Instrument auch auf die
Linder und grofleren Stidte aus-
zuweiten.

AUSBLICK

Die Verschirfung des SWP, der
Euro-Plus-Pakt und die haus-
haltspolitische Uberwachung sind
gesamt betrachtet auf Kiirzungen
offentlicher Ausgaben ausgerich-
tet: Kiirzung von Lohnen, Kiirzen
von Sozialleistungen und anderen
offentlichen (Dienst-)Leistungen.
Damit wird klar, dass die hohen

Kosten der Finanz- und Wirtschaftskrise
der breiten Masse der Bevolkerung um-
gehidngt werden sollen.
Mit den verschirften Sanktionsmoglich-
keiten im Rahmen des SWP und der
makrodkonomischen Ungleichgewichte
wird ein demokratiepolitischer Stindenfall
begangen. Die ohnehin schwach legiti-
mierte Beschlussfassung im Rat der Wirt-
schafts- und Finanzminister wird durch
das ,reverse majority voting™* weitgehend
an die demokratisch nicht legitimierte
Kommission tibertragen.
Zusammenfassend: das Risiko des Schei-
terns der neuen Steuerungsarchitektur
ist hoch; die Auswirkungen auf die wirt-
schaftliche Entwicklung kénnten negativ
sein, sodass dem Euroraum ein verlorenes
Jahrzehnt mit zihen deflationiren Ten-
denzen drohen kénnte. Sie ist
¢ unvollstindig, weil die umfassende Re-
gulierung der Finanzmirkte auf die lange
Bank geschoben wird
* ungeeignet, die Ziele der ,,Europa 2020%-
Strategie zu erreichen, weil der wettbe-
werbs- und marktorientierte Ansatz weiter
dominiert und damit lohn- und vertei-
lungspolitische Fragen aus der wirtschafts-
politischen Koordination ausgeklammert
werden

* ungeeignet, jenes wirtschaftspolitische
Umfeld zu schaffen, das das zum Abbau
der Staatsschulden erforderliche Wirt-
schaftswachstum erméglicht, weil der
SWP den Konsolidierungsdruck erheblich
erhoht, und weil auf eine makroskono-
mische Koordinierung (inklusive einer
Steuerkoordination und -harmonisierung)
im Rahmen des ,,makroskonomischen
Dialogs“ verzichtet wird

* ungeeignet, kiinftige Krisen zu vermeiden,
weil in keiner Weise gewihrleistet ist,
dass der Abbau von makroskonomischen
Ungleichgewichten symmetrisch erfolgt

* demokratiepolitisch und rechtlich un-
haltbar, weil demokratische Mechanis-
men ausgehebelt und durch komplizierte
biirokratische Mechanismen ersetzt
werden. [ |

! Ausfiihrlich dazu: B. R ypiische Steue-
rungsarchitektur — ,More oft he same* statt Paradigmenwech-
sel, in: Wirtschaft und Gesellschaft, Heft 2/2011, S. 233-268.

Die neue e

2 Portugal, Italien, Irland, Griechenland, Spanien.

3 Dadurch wird die strukturelle, also von der Konjunktur unab-
hiingige Neuverschuldung des Staates auf maximal 0,35% des
BIP beschriinkt, die alleine dem Bund zugestanden wird. Aus-
nahmen sind bei schweren Wirtschafiskrisen vorgesehen.

4 Demnach gelten Vorschlige der Kommission iiber Sanktionen
(Geldstrafen) dann als angenommen, wenn der Rat diese nicht
innerhalb von zehn Tagen mit qualifizierter Mehrheit ablehnt.

Das Risiko des
Scheitems der
Steuerungsarchitektur
ist hoch. Emste
wirtschattliche
Konseguenzen
waren die Folge

\Corbis

OGZ 10/2011



%mﬁ

Osterreichischer
Stiadtebund

www.picturedesk.com

*

) §

Bereits 20 der 27 EU-Staaten

erflllen heute die Maastricht-
Kriterien nicht mehr. Das setzt

Politik im Dienste der Finanzmarkte

*

den Euro unter Druck

-U-Schuldenkrisenpolitik

Vier Jahre nach dem Ausbruch der Finanzkrise hat sich diese in eine Schuldenkrise
der 6ffentlichen Haushalte verwandelt. Die Ursachen sind vielfaltig.

Alexandra Strickner, Attac Osterreich

Waren bis vor kurzem , lediglich” Grie-
chenland, Portugal und Irland von der
Entwicklung betroffen, so trifft die Schul-
denkrise nun immer mehr Linder: Italien,
Spanien, die USA und méglicherweise
sogar Frankreich. Uberall wird den Men-
schen dieselbe Geschichte beziiglich der
Ursachen aufgetischt: man hitte tiber die
Verhiltnisse gelebt, zuviel fiir den Sozialstaat
ausgegeben. Daher muss man jetzt den
Giirtel enger schnallen, massive Kiirzungs-
programme sind notwendig, um der Krise
Herr zu werden. Lohne, Arbeitslosengelder,
Sozialleistungen und Pensionen kiirzen,
ist das Credo. Und natiirlich auch privati-
sieren! Wasser-, Energie- und Bahnkonzerne
reiben sich schon freudig die Hinde.

www.staedtebund.gv.at

Die politischen und wirtschaftlichen Ent-
scheidungstriger haben diese Krisendefi-
nition erfolgreich in die Képfe der Men-
schen platziert. Innerhalb der EU kommt
hinzu, dass die politische Rechte und der
Boulevard in Deutschland und Osterreich
es erfolgreich geschafft haben, dass breite
Teile der Bevolkerung es als skandalds
empfinden, dass sie, die brav arbeiten,
sogar Lohnkiirzungen in den letzten Jahren
hingenommen haben und haushalten, und
jetzt fiir die faulen Griechen und Grie-
chinnen zur Kasse gebeten werden.

Auch die deutsche Bundeskanzlerin Merkel
schreckt nicht davor zuriick, aus wahltak-
tischen Griinden, diese Bilder zu bedienen
und somit die europaweite Entsolidarisie-

rung der Menschen zu férdern. Die aktu-
ellen Schuldenkrisen, nicht nur jene Grie-
chenlands, sondern auch der anderen EU-
Staaten, haben aber ganz andere Ursachen:
unregulierte Finanzmirkte und die Fehl-
konstruktion des Euro bzw. der Wirt-
schafts- und Wihrungsunion.

Ursache Nr. 1 der Schuldenkrise:
Unregulierte Finanzmarkte

Vor dem Ausbruch der Finanzkrise gab es
zwar einige EU-Staaten, so auch Grie-
chenland, die im Bereich der 6ffentlichen
Verschuldung tiber den im Maastricht-
Vertrag festgelegten Kriterien lagen (max.
3% des Bruttoinlandsproduktes (BIP) jihr-

liche Neuverschuldung bzw. max. 60%
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des BIP Gesamtverschuldung). Viele lagen
auch unter diesen — willkiirlich festgelegten
— Zahlengrenzen, u.a. Spanien und Irland.
2007 bricht die Finanzkrise durch das
Platzen der Immobilienblase in den USA
aus. Uber Jahre hinweg hatten dort Banken
Menschen Kredite fiir den Hauskauf ge-
geben, die wenig oder gar kein Einkommen
hatten. Mit der Verbriefung dieser Kredite
und der Vergabe bester Bonititsbewertungen
durch die Ratingagenturen konnten die
Banken das Risiko dieser Kredite abwilzen.
Mit dem Ausbruch der Finanzkrise wurde
klar, dass viele europdische Banken (und
auch z.B. Pensionsfonds) in ihren Biichern
diese Schrottpapiere hatten. Um einen
Bankencrash zu vermeiden, schniirten viele
EU-Staaten Bankenrettungspakete oder
iibernahmen Banken.

Die unmittelbar nachfolgende Wirtschafts-
krise verringerte die 6ffentlichen Einnah-
men, weil Unternehmen weniger verkauf-
ten. Zugleich stiegen die Ausgaben auf-
grund von mehr Arbeitslosen, Kurzar-
beitsprogrammen und 6ffentlichen Inve-
stitionen zur Ankurbelung der Wirtschaft.
Damit gelang es, die Wirtschaftskrise ab-
zufedern und eine tiefer greifendere
Schrumpfung der Wirtschaft mit Mas-
senarbeitslosigkeit zu verhindern. Die of-
fentliche Verschuldung stieg damit jedoch
rasant an und ploezlich erfillten 20 der
27 EU-Staaten die Maastrichtkriterien
nicht mehr. Auch wenn Griechenlands
Schulden durch eine Reihe von internen
Problemen — wie mangelnde Disziplin
beim Zahlen von Steuern, die Abschaffung
von Steuern fiir Reiche und Korruption —
bereits vor Ausbruch der Krise um einiges
hoher waren, so zeigt die Verfiinffachung
der jihrlichen Neuverschuldung zwischen
2007 (3,7%) und 2009 (15,4%) des Brut-
toinlandsproduktes, dass dieser rasante
Anstieg eine Folge der Auswirkungen der
Finanz- und Wirtschaftskrise ist.

Was war passiert? Anfang 2010 beginnen
Finanzinvestoren auf einen moglichen
Ausfall griechischer Staatsanleihen zu spe-
kulieren. Wegen des hohen Haushaltsde-
fizits (ist gleich Neuverschuldung) und
des hohen Verschuldungsgrades von Grie-
chenland stufen die Ratingagenturen die
Kreditwiirdigkeit griechischer Staatsanlei-
hen herab. Die Folge: Griechenland muss
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t nur Geld, sondem auch eine neue Struktur
zur Bewaltigung der Krise bendtigt

Kiufern neuer griechischer Staatsanleihen
noch hoéhere Zinsen anbieten. Dadurch
steigt die Staatsverschuldung weiter, denn
fiir den verschuldeten Staat wird es nun
noch schwieriger, sich durch den Verkauf
fest verzinster Anleihen zu finanzieren.

Ursache Nr. 2 der Schuldenkrise:
Die Fehlkonstruktion des

Euro bzw. der Wirtschafts-

und Wahrungsunion

Abgesehen von unregulierten Finanzmirk-
ten ist jedoch auch die Fehlkonstruktion
des Euro bzw. der Wirtschafts- und Wih-
rungsunion verantwortlich fir die Schul-
den- und Eurokrise. Warum? Der Euro
wurde 2002 als gemeinsame Wihrung ein-
gefithrt und wird heute in 17 EU-Landern
als gemeinsames Zahlungsmittel verwendet.
Damit gaben diese Linder das Instrument
der Wihrungspolitik aus der Hand. Dazu
zihlt auch die Moglichkeit, allfillige Wett-
bewerbsunterschiede zwischen Lindern
tiber die Abwertung der eigenen Wihrung
auszugleichen. Mangels einer stirkeren
wirtschaftspolitischen Koordination, die
eine gemeinsame Waihrung eigentlich be-
nétigt, insbesondere im Bereich der Steu-
erpolitik, der Lohnpolitik und auch im
Bereich der Finanzierung 6ffentlicher Aus-
gaben, haben sich die Handels- und Zah-
lungsbilanzdefizite zwischen den Eurolin-
dern enorm vergrofert. Dies v.a. deshalb,

weil deutsche und auch &sterreichische
Unternehmen im Namen der Wettbe-
werbsfihigkeit mit Unterstiitzung der Ge-
werkschaften seit mehr als zehn Jahren
eine Politik der Lohnzuriickhaltung be-
trieben haben.

Auf Kosten der Einkommen der Lohnab-
hingigen in Deutschland und Osterreich
konnten die Exporte gesteigert werden. In
den stideuropiischen Lindern hingegen
gab es diese Lohnzuriickhaltungspolitik
nicht, damit wurden die griechischen Lohn-
abhingigen immer weniger ,wettbewerbs-
fihig®. Griechische Exporte gingen zuriick,
zugleich stiegen die Kapitalimporte. In-
nerhalb der Eurozone kénnen diese Han-
dels- und Zahlungsbilanzdifferenzen derzeit
letztlich nur mehr tiber die Kiirzung von
Lohnen und den Abbau des Sozialstaates
ausgeglichen werden. Eine Wihrungsab-
wertung in der Eurozone ist ja nicht mehr
moglich. Wer profitiert davon? Exportori-
entierte Unternehmen und deren Aktionire.
Jene zehn Prozent der Menschen in Europa,
die den Grofiteil der Vermégen (Immobilien,
Unternehmen, Geld) besitzen, erfreuen
sich mit dieser Politik wachsender Vermo-
gen.

Die MaBnahmen der EU -
Krisenverscharfer?

Die bisherigen EU-RettungsmafSnahmen,
egal ob fir Griechenland, Irland und
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Portugal, hieflen: 6ffentliche Gelder zur Refinanzierung der
Schulden von den EU-Mitgliedern gibt es nur im Gegenzug
fur umfassende und tiefgreifende Kiirzungsmafinahmen.
Am Beispiel Griechenland lisst sich der Misserfolg dieser
Politik ablesen: geringere Lohne und Pensionen haben zu
einer wirtschaftlichen Rezession und Ausbreitung von Armut
gefiihrg; sinkende Staatseinnahmen konterkarieren allfillige
Ausgabenkiirzungen. Die Schulden steigen also weiter,
anstatt gesenkt zu werden. Dennoch wird allen Lindern
mit einer Schuldenkrise, welche in den Genuss des EU-
Rettungsschirms kommen wollen, dieselbe ,,Rosskur®
auferlegt. Uberall mit denselben fatalen Folgen. In einer
eng verflochtenen Wirtschaft, wie jener der EU, werden die
vermeintlichen ,Musterschiiler —die Exportweltmeister
und die Schuldenbremser —fiir diese Politik bald die Rech-
nung in Form von weniger Nachfrage fiir ihre Produkte
prisentiert bekommen. Denn, wer exportieren will, braucht
Menschen, die diese Giiter kaufen. Damit schlief3t sich der
Kreis dieser unmenschlichen, unsozialen und unskologischen
Krisenpolitik, die das ,,Wohlsein und Wohlgefallen® der Fi-

nanzmirkte ins Zentrum stellt.

Zukunftsfahige Krisenlésung
Wir brauchen Maf$nahmen, die wirklich an den Wurzeln
des Schuldenproblems ansetzen, und die sicherstellen, dass
jene, die fur diese Krise verantwortlich sind, dafiir zahlen.
Attac setzt sich gemeinsam mit anderen Organisationen fur
folgende Losungen ein:
1. strenge Spielregeln fiir die Finanzmirkte (u.a. die Ein-
fuhrung einer Finanztransaktionssteuer, das Verbot hoch-
spekulativer Finanzinstrumente, Leerverkiufe etc.).
2. die Abschreibung illegitimer 6ffentlicher Schulden —
nicht nur in den Schuldenkrisenlindern, auch in den
anderen EU-Lindern; sowie die demokratische Kontrolle
aller Banken insbesondere der systemrelevanten Banken.
3. billige Kredite fiir EU-Staaten, die von der Europiischen
Zentralbank direkt vergeben werden, und eine EU-weit
koordinierte Harmonisierung und Erhéhung der Kérper-
schafts- und Vermogenssteuern, um damit die 6ffentlichen
Budgetdefizite abzubauen und zugleich Zukunftsinvestitionen
in den Ausbau 6ffentlicher Mobilitit, 5kologisch nachhaltiger
Energie, sozialer Dienstleistungen (Gesundheit, Pflege) bzw.
Bildung und Kinderbetreuung und die Verkiirzung der
wochentlichen Arbeitszeit zu ermoglichen. Damit werden
Arbeitsplitze geschaffen und Arbeit wird gerechter verteilt.
Eine andere Krisenbewiltigung ist méglich. |

INFO: Alexandra Strickner ist Okonomin, Mitbegriinderin und aktuelle
Obfrau von Attac Osterreich. Sie ist gegenwartig politische
Koordinatorin der Allianz ,\Wege aus der Krise”
(www.wege-aus-der-krise.at), die sich fiir alternative Krisenpolitik

in Osterreich einsetzt.

www.staedtebund.gv.at
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Neue Energie, Neue Mobilitat, Neue Arbeitsplatze*
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DI Roman Bartha (Austrian Mobile Power)

Dr. Jost Bernasch (Kompetenzzentrum — Das virtuelle Fahrzeug)
Dr. Claudia Brasse (e-WOLF)

Dr. Carl F. Eckhardt (Vattenfall Europe)
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Dr. Wolfgang Hafner (Magistrat Klagenfurt)
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Dr. Natascha Kiinstner (Volkswagen AG)

DI (FH) Stefan Mayer (Allgauer Uberlandwerk)

DI Helmut Oberguggenberger (Austrian Institute of Technology)
Mag. Werner Pietsch (Kelag)

Mathieu Prigent (Renault Osterreich)

DI Willy Raimund (Osterreichische Energieagentur)

Michael Schiebe (Daimler AG)

DI Robert Schmied (Energie Graz Holding)

Mag. Reinhard Wiirger (Raiffeisen Leasing)

MR Guido Zielke (GGEMO)
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(Grof3-)Baustelle Europaische Finanzarchitektur:
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1ge Zwischenbilanz

Bei einem Sondergipfel am 21. Juli 2011 haben die Regierungschefs der Euroldnder ein umfassendes
(zweites) Unterstlitzungspaket flr Griechenland beschlossen. Weit weniger beachtet wurde die
gleichzeitig erfolgte Konkretisierung der Konturen fir eine neue europaische Finanzarchitektur.
Peter Mooslechner, Direktor Hauptabteilung Volkswirtschaft, Oesterreichische Nationalbank

Es zeichnet sich ein fundamental neues Bild
der Institutionen einer europaischen Finanz-
marktarchitektur ab, wie es ohne Krise nicht
so rasch, moglicherweise aber auch gar nicht,
realisiert worden wire. Auch wenn bei
weitem noch nicht alle Details fixiert und
die Umsetzung noch nicht erfolgt ist, vermag
eine kurze Zwischenbilanz (Mitte September)
zumindest den vorldufigen Stand der Ent-
wicklung zu verdeutlichen.

Schritt 1: Ausweitung der
EU-Beistandsfazilitat fir Zahlungs-
bilanzstiitzung fiir Staaten
auBerhalb des Euroraums

Im Verlauf der Krise waren CESEE-Linder
auflerhalb des Euroraums (z.B. Ungarn)
schon frith mit spekulativen Attacken auf
ihre Wihrungen sowie mit dem Versiegen

zuvor reichlicher Kapitalzufliisse konfrondert.
Da derartige Krisen stets das Risiko von
Ansteckungseffekten auf andere Linder mit
massiven negativen Auswirkungen beinhalten,
beschloss der Europdische Rat im Mirz
2009 eine Erhohung der bestehenden Bei-
standsfazilitic der EU fiir Zahlungsbilanz-
stiitzung auf 50 Mrd. €. Gleichzeitig wurden
durch einen EU-Beitrag zur Finanzierung
des IWF (75 Mrd. €) sowie eine Aufstockung
der Mittel des IWF auf 750 Mrd. $ beim
G-20-Gipfel Anfang April 2009 in London
und durch zusitzliche Sonderziehungsrechte
(SZR) im Wert von 250 Mrd. $ das dem
IWF fur derartige Fille verfiigbare Finan-
zierungsvolumen massiv ausgeweitet. Die
dadurch erweiterte Méglichkeit von EU/TWE-
Finanzhilfen stabilisierte die gesamte Region
rasch und nachhaltig, mit wichtigen positiven

Buenos Dias

Der Euro-Rettungsschirm bestenht aus mehreren abgestimmten Komponenten

Effekten auf Osterreich und die in CESEE

titigen Osterreichischen Banken.

Schritt 2: Schnelle Hilfe fiir
Griechenland: Das Paket |

vom Mai 2010

Mangels anderer rechtlicher und institutio-
neller Voraussetzungen wurden fiir Grie-
chenland im Mai 2010 bilaterale, d.h. von
den einzelnen Lindern direkt zur Verfiigung
gestellte, Hilfen der Eurolinder (plus TWF-
Finanzierung) beschlossen. Zum Ausgleich
des ungentigenden Marktzugangs fiir grie-
chische Staatsanleihen wurde ein dreijihriges
Hilfspaket fiir Griechenland im Ausmaf
von 110 Mrd. € geschniirt. Die einzelnen
Euroraum-Mitgliedstaaten stellen daftir Kre-
dite in Hohe von 80 Mrd. € bereit, die
zentral von der Europiischen Kommission
verwaltet werden. Der Beitrag des IWF im
Rahmen eines Stand-by-Agreement betrigt
30 Mrd. €.

Schritt 3: EFSF und EFSM: Der
schwierige Weg zu europaischen
Lésungsansatzen

Da trotz dieser Maf$nahmen die problema-
tischen Marktentwicklungen fiir Staatsan-
leihen einiger Linder — insbesondere Spanien,
Irland und Portugal — anhielten, wurden als
gesamteuropdische Mafinahmen ein Euro-
piischer Finanzstabilisierungsmechanismus
(EFSM) und eine Europiische Finanzstabi-
litidtsfazilitit (EFSF) beschlossen.

Die Europiische Finanzstabilisierungsfazilitit
(EFSF) wurde am 9. Mai 2010 durch die
damals 16 Euroraumlinder mit Sitz in Lu-
xemburg gegriindet. Daftir werden Kredite
auf den Finanzmirkten aufgenommen und
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an Mitgliedstaaten weitergereicht, die sich
am Kapitalmarke nicht mehr zu ,,normalen®
Zinssitzen finanzieren konnen. Die EFSF
erreicht iiber die Ausgabe von Anleihen
ein effektives Kreditvolumen von 440 Mrd.
Euro. Fiir diese eigens gegriindete Zweck-
gesellschaft haben die Euro-Linder Ga-
rantien abgegeben, damit sich diese Ge-
sellschaft auf den Finanzmirkten zu nied-
rigen Zinsen finanzieren kann. Um hohe
Kreditwiirdigkeit zu sichern, garantiert
jeder Mitgliedstaat 120 Prozent seines An-
teils; Osterreich hat Garantien von 12,2
Mrd. Euro iibernommen.

Die weiteren Mittel des insgesamt 750 Mrd.
Euro umfassenden Rettungsschirms werden
vom IWF (250 Mrd. Euro) und dem Euro-
piischen Finanzstabilisierungsmechanismus
(EFSM) der EU-Kommission (60 Mrd.
Euro) bereitgestellt. Der EFSM wird durch
die EU-Kommission verwaltet und durch

das EU-Budget garantiert. Die rechtliche
Basis bildet Artikel 122.2 des EU-Vertrags,
d.h. der die Finanzhilfe in Anspruch neh-
mende Staat muss sich aufgrund von Um-
stinden in Schwierigkeiten befinden, die
sich seinem Einfluss entziehen.

Schritt 4: Neugestaltung der

Hilfen fur Griechenland:

Das Paket Il

Nachdem die bisher getroffenen Mafinah-
men zur nachhaltigen Stabilisierung der
Situation nicht ausreichten, beschlossen
die Staats- und Regierungschefs der Euro-
zone am 21.7.2011 ein zweites Paket zur
Unterstiitzung Griechenlands.
Wesentliche Elemente dieses Pakets sind:
ein Finanzierungspaket von rund 109 Mrd.
Euro'; die Verlingerung der Laufzeit kiinf-
tiger EFSF-Kredite auf 15 bis 30 Jahre
(10 Jahre tilgungsfrei) und die Senkung

der EFSF-Kreditzinsen sowie die Verlin-
gerung der Filligkeitsfristen. Zusitzlich ist
eine Beteiligung des Privatsekrors, d.h.
von Banken und Versicherungen, in Hohe
von ca. 37 Mrd. Euro vorgesehen. Gleich-
zeitig soll ein Schuldenriickkaufprogramm
eine Reduzierung der Griechenland-Schuld
bewirken. Und es wurden Ressourcen zur
Rekapitalisierung griechischer Banken zu-

gesagt.

Schritt 5: Beteiligung privater
Finanzinstitute an MaBnahmen

fir Griechenland (PSI)

Im Zuge des zweiten Griechenlandpakets
wurde eine Reihe von Forderungen und
Vorschligen eingebracht, wie die Finanzierung
Griechenlands bis zumindest 2020 durch
eine Beteiligung des privaten Sektors, vor
allem von Banken und Versicherungen, un-
terstiitzt werden konnte. Es sind nun mehrere
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Finanzierungsoptionen vorgeschen, zu denen
Besitzer griechischer Anleihen ihre bis ein-
schliefilich im Jahr 2020 zu tilgenden Papiere
(geschitztes Volumen rund 150 Mrd. €)
gegen neue griechische Anleihen mit lingerer
Laufzeit austauschen konnen.

Schritt 6: EFSF 1I: Die Weiter-
entwicklung der Europaischen
Finanzstabilisierungsfazilitat

Der Europiische Rat ist bei seinem Sonder-
gipfel am 21. Juli auch tibereingekommen,
zur Verbesserung der Wirksamkeit des EFSF
seine Flexibilitit zu erhohen. Vor allem soll
der EFSF bereits vorbeugend und nicht erst
bei Eintritt eines erheblichen Schadens
agieren konnen. Weiters soll der Finanzsektor
auch tiber Kredite an Regierungen in Nicht-
Programmlindern finanziert werden und
auf der Grundlage einer Analyse der EZB,
in welcher das Vorliegen aufSergewohnlicher
Umstinde auf dem Finanzmarkt und Ge-
fahren fur die Finanzstabilitdt festgestellt
werden, auf den Sekundirmirkten interve-
nieren konnen, um eine Ausbreitung der
Probleme zu verhindern. Schliefilich werden
generell eine Laufzeitverlingerung und eine
Zinssatzsenkung fiir Finanzierungen der
EESF angestrebt. Um eine effektive Kre-
ditvergabe von 440 Mrd. Euro tatsichlich
zu erreichen, ist eine Aufstockung der
Ubergarantie von 120 Prozent auf bis zu
165 Prozent erforderlich, also eine Erhohung
auf ca. 726 Mrd. Euro (mit einem Anteil
Osterreichs von etwas unter 22 Mrd. Euro).

Schritt 7: Ein permanenter
Rettungsschirm flir Europa:
Europaischer Stabilitats-
mechanismus (ESM)

Der EFSF und der EFSM waren von Beginn
an befristet konzipiert und werden Mitte

2013 auslaufen. Ab diesem Zeitpunkt wird
eine dauerhafte Nachfolgeinstitution — der
,Europiische Stabilititsmechanismus®
(ESM) — ihre Titigkeit aufnehmen. Uber
diesen Krisenabwehrfonds konnen Kredite
in der Hohe von 500 Mrd. Euro abgewickelt
werden. Die Finanzierung erfolgt zum
grofiten Teil Gber Garantien der Mitglied-
staaten (620 Mrd. Euro) sowie iiber einen
Eigenkapitalpolster von 80 Mrd. Euro. Von
den 80 Mrd. Euro Eigenkapital sind von
den Mitgliedstaaten 40 Mrd. Euro 2013
einzuzahlen. Osterreich wird 2,783 Prozent
des Grundkapitals einzuzahlen haben, 2013
rund 1,1 Mrd. Euro und weitere 1,1 Milli-
arden Furo dann in zwei Tranchen bis 2015.
Neu beim ESM ist die vorgeschene Betei-
ligung privater Gliubiger im Fall einer
Staatsinsolvenz. Dazu werden die begebenen
Anleihen Umschuldungsklauseln enthalten.
Insgesamt ist dieser permanente Rettungs-
schirm eines von drei Elementen eines
umfassenden Euro-Stabilisierungspakets
(,Euro-Plus®), der auf eine Stirkung des
Stabilitits- und Wachstumspakts sowie der
Wettbewerbsfihigkeit einzelner Eurolinder
abzielet.

Schritt 8: Eine neue Architektur der
Europaischen Finanzaufsicht

Uber die viel diskutierten Mafinahmen zur
Stiitzung einzelner Staaten hinaus sollte aber
nicht vergessen werden, dass im September
2010 nach langen Verhandlungen zwischen
Europiischem Parlament und Rat auch eine
neue Architektur der Europiischen Finanz-
aufsicht beschlossen wurde. Es wurden drei
europdische Aufsichtsbehérden (fiir Banken,
Versicherungen sowie betriebliche Alters-
versorgung, Wertpapiere und Bérsen) fiir
eine verstirkte Zusammenarbeit der natio-

nalen Aufsichtsbehorden geschaffen. Zu-

sitzlich wurde ein Europdischer Ausschuss
ftir Systemrisiken (ESRB) fiir die sogenannte
makroprudenzielle Aufsicht unter Leitung
des EZB-Prisidenten errichtet, der die ge-
samtwirtschaftlichen Risiken der Finanz-
mirkte analysieren, vor Finanzkrisen warnen
sowie Empfehlungen aussprechen soll.

Wie viel ,,Geld” und ,,Warum“?
Zweifellos erscheinen die Summen, um
die es bei der Stabilisierung der europiischen
Finanzsituation geht — schon vor Bertick-
sichtigung der jiingsten Beschliisse — enorm
(Tabelle 1).

Mindestens bedenken sollte man in diesem
Zusammenhang aber jedenfalls, dass es sich
dabei ausschliefdlich um Kredite und Ga-
rantien handelt, die inklusive Verzinsung
zuriickzuzahlen sind. Erst bei einem tat-
sichlichen Zahlungsausfall wiirden Kosten
relevant werden. Um das zu verhindern und
um eine nachhaltige Konsolidierung in den
Empfingerlindern zu gewihrleisten, ist die
Kreditvergabe an strenge Bedingungen ge-
bunden, deren Einhaltung von einer Troika
aus IWE EU und EZB iiberwacht wird.
Die Auszahlung erfolgt in einzelnen Kre-
dittranchen und nur nach Erfiillung dieser
Bedingungen. Freilich erfolgen alle diese
Mafinahmen keineswegs allein aus unei-
genniitzigen Griinden. Ganz im Gegenteil
stellen sie den Versuch dar, im gemeinsamen
Interesse die massiven negativen Auswir-
kungen auf ganz Europa zu verhindern, die
vom Zahlungsausfall eines Landes zu er-
warten waren. |

! Hinweis: Die Betriige aus den zwei Paketen diirfen freilich
nicht einfach zusammengezihlt werden, da diese in ein

P efiihrt werden und beispielsweise noch
nicht ausbezahlte Betriige des ersten Pakets sonst doppelt
geziihlt wiirden.

2 Stand ohne Beriicksichtung der Beschliisse vom 21. Juli 2011, de-
ren Umsetzung derzeit noch nicht ausreichend konkretisiert und
quantifiziert ist, also auch ohne Griechenland-Paket I1.

Tabelle 1: Summe der definitiv zugesagten Kredite nach Landern per 25.8.2011 (in Mrd. EUR) 2

EFSM (A) EFSF (B) Bilaterale Kredite(C) EU (D=A+B+C) IWF (E) Gesamt (=D+E)
Griechenland 80,0 80,0 30,0 110,0
Irland 22,5 17,7 438 45,0 22,5 67,5
Portugal 26,0 26,0 52,0 26,0 78,0
Summe 48,5 43,7 84,8 177,0 78,5 255,5
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FINANZEN UND WIRTSCHAFT

>

Osterreichischer
Stiadtebund

KGR

= empfiehlt Starkung

der finanziellen Autonomie

Der Monitoringbericht des KGRE (Kongress der Gemeinden und Regionen Europas) zur Lage der lokalen
Gebietskoérperschaften in Osterreich wurde im Mérz 2011 von der Vollversammlung angenommen. Darin
sind neben Lob fir die hohe Entwicklung des dsterreichischen Kommunalwesens auch

wesentliche Punkte zur Verbesserung speziell der finanziellen Autonomie der Gemeinden enthalten.

Dr. Peter Koits, Burgermeister der Stadt Wels, Ordentliches Mitglied im Kongress der Gemeinden und Regionen Europas, Kammer deilGemeinden.

Routinemifig werden die Mit-
gliedslinder des KGRE in Rah-
men von Monitoringmissionen
besucht, um nach Anhérung
verschiedener Stellen aktuelle
Entwicklungen und Tendenzen
zu erheben und kritisch zu be-
werten. Ein solcher Besuch fand
im Mirz 2010 in Osterreich
statt. Dieser Bericht wurde in
der Vollversammlung des KGRE
im Mirz 2011 angenommen
und der Offendichkeit zuginglich
gemacht. Prinzipiell wurde von
den Mitgliedern der mit der Er-
stellung beauftragten Kommis-
sion ein sehr gutes Zeugnis fir
die Lage der 6sterreichischen
Gemeinden ausgestellt. So wurde
zum Beispiel positiv angemerke,
dass sich die lokale Demokratie
auf einem sehr hohen Niveau befindet, und
es wurde auch die kooperative Natur des
osterreichischen foderalen Systems gelobt.

Gemeinden haben bei

Steuern kaum Spielraum

Negativ wurde hingegen erwihnt, dass es
eine erhebliche Uberwachung der Gemeinden
durch den Bund und die Bundeslinder in
administrativer und fiskalischer Hinsicht
gibt und Biirgermeister Weisungen der Bun-
desbehorden unterliegen, wenn sie den Kom-
munen iibertragene Aufgaben erfiillen.
Besonders im Bereich der finanziellen Aus-
stattung der Gemeinden gab es eine Reihe
von Anmerkungen und Empfehlungen. So
wurde mit Sorge festgestellt, dass die Ge-
meinden praktisch keinen Ermessensspiel-

www.staedtebund.gv.at

raum bei kommunalen Steuern haben und

der Anteil eigener Steuereinkiinfte von den
Gesamteinkiinften mit 21 Prozent sehr
gering ist. Des Weiteren wird negativ ange-
merke, dass bei Vereinbarungen gemif3
Artikel 15a der Bundesverfassung die Ge-
meinden keine Méglichkeit zur Beteiligung
haben.

Seitens des Kongresses der Gemeinden und
Regionen Europas wurde damit eine Reihe
von Anliegen, die von den 6sterreichischen
Kommunalverbinden seit lingerem artikuliert
werden, aufgegriffen und im Sinne der
Charter der kommunalen Selbstverwaltung
des Europarates tiberpriift. Die ausdriickliche
Erwihnung dieser Punkte im vom KGRE
zur Kenntnis genommenen Bericht zeigt,
dass die prinzipiell gute Situation der oster-

reichischen Gemeinden noch
weiter verbessert werden kann.

Die Institution KGRE

Der Kongress der Gemeinden
und Regionen Europas ist die
Institution fiir regionale und lo-
kale Gebietskdrperschaften im
Rahmen des Europarats. Er be-
steht aus der Kammer der Ge-
meinden und der der Regjonen.
In jeder Kammer gibt es drei
Mitglieder und drei Ersatzmit-
glieder aus Osterreich; die Mit-
glieder der Kammer der Ge-
meinden werden von beiden
osterreichischen Kommunalver-
binden nominiert. Es sind dies
als Mitglieder Bgm. Dr. Peter
Koits (Wels, Stidtebund), Bgm.
Johannes Peinsteiner (St. Wolf-
gang am See, Gemeindebund) und Gf GR
NR Hannes Weninger (GiefShiibel, Ge-
meindebund) und als Ersatzmitglieder GR
Erwin Mohr (Wolfurt, Gemeindebund),
Bgm. Mag. Christine Oppitz-Plorer (Inns-
bruck, Stidtebund) und StR Mag. Hilde
Schaumberger (Villach, Stidtebund). M

INFO:

Weitere Informationen kdnnen iiber die Homepage
des Europarates (www.coe.int) abgerufen werden.
Der Monitoringbericht findet sich unter dem Link
https://wcd.coe.int/wed/ViewDoc.jsp?Ref=REC30
2%282011%298&Language=IlanGerman&\Ver=ori-
ginal&Site=Congress&BackColorinternet=C3C3C3
&BackColorintranet=CACC9A&BackColorLog-
ged=EFEA9C
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Es ist eine Erfolgsgeschichte, die ihresgleichen sucht. Rund 900.000 Unique
Clients greifen monatlich auf Inhalte des offiziellen Webauftritts der Stadt Wien

zu, der sich nach einem erfolgreichen Relaunch im Jahr 2010 neu prisentiert.

24 WWW.WIEN.AT


Verwendete Acrobat Distiller 8.0/8.1 Joboptions
Dieser Report wurde mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v4.0.0" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Registrierte Kunden können diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 8.0/8.1 kostenlos unter http://www.impressed.de/DistillerSecrets herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Beschreibung:
     Postyellow-PDF
PDF 1.4 + Transparency
Colour spaces remain as used
Printing resolution for commercial printing up to 2540 dpi
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.4
     Komprimierung auf Objektebene: Nur Tags
     Seiten automatisch drehen: Aus
     Bund: Links
     Auflösung: 1200 dpi
     Alle Seiten
     Piktogramme einbetten: Nein
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Nein
Papierformat:
     Breite: 240.002 Höhe: 327.002 mm

KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 350 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 571 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 350 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 571 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Aus
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Nein
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: None
     Farbmanagement: Farbe nicht ändern
     Wiedergabemethode: Standard
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Ja
     Transferfunktionen: Entfernen
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Nein
     PostScript XObjects zulassen: Nein
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Nein
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Nein
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

STANDARDS ----------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: Ohne

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 8000
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Nein
Graustufenbilder beschneiden: Nein
Schwarzweißbilder beschneiden: Nein
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Ja
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Nein
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0
RGB-Repräsentation als verlustfrei betrachten: Nein
Optionen für relative Pfade zulassen: Nein
Intern: Alle Bilddaten ignorieren: Nein
Intern: Optimierungen deaktivieren: 0
Intern: Benutzerdefiniertes Einheitensystem verwenden: 0
Intern: Pfad-Optimierung deaktivieren: Nein

ENDE DES REPORTS ---------------------------------

Die "Distiller Secrets" Startup-Datei ist eine Entwicklung der

IMPRESSED GmbH
Bahrenfelder Chaussee 49
22761 Hamburg, Germany
Tel. +49 40 897189-0
Fax +49 40 897189-71
Email: info@impressed.de
Web: www.impressed.de


WWW.WIEN.AT

Zahlreiche neue Funktionen
machen es den Rat suchenden

Birgerinnen noch leichter, die
gewiinschten Informationen
zu erhalten.

WWW.WIEN.AT

Ein modernes Design, eine klar erkennbare
inhaltliche Gliederung, die BenutzerInnen
schneller zu den Inhalten bringt, und vermehrt
multimediale Inhalte gehoren zu den wich-
tigsten Neuerungen. ,,Unser Ziel war es, die
vielfiltigen Angebote, die mittlerweile mehr
als 130.000 Seiten umfassen, noch besser ins
Licht zu riicken und ihre Auffindbarkeit zu
verbessern®, so Medienstadtrat Christian Oxo-
nitsch. Dazu gehort eine verbesserte Naviga-
tionsfiihrung ebenso wie direkt eingebundene
Videos oder Stadtplanausschnitte. Webinhalte
der Stadt kénnen nicht nur gelesen, sondern
auch gehért werden. Die Texte werden dabei
aber nicht von einer auf dem Markt erhiltli-
chen bundesdeutschen Stimme, sondern von
einer original Wiener Stimme vorgelesen: von

O1-Sprecher Stephan Pokorny.
ERWEITERTES VIDEOANGEBOT

Multimedia-Elemente sind mittlerweile ein
fixer Bestandteil vieler Webauftritte. Die
verschiedenen Gesichter der Stadt finden auch
auf wien.at ihren Niederschlag. Derzeit sind
fast 1.000 Filme abrufbar. Das Angebot wird
laufend ausgebaut. Die Palette reicht dabei
von Filmdokumenten aus lingst vergangenen
Tagen iiber Filme, die von Magistratsabteilun-
gen produziert wurden, bis zu tagesaktuellen
Berichten und jiingerem Archivmaterial.

Die wichtigsten Inhalte von wien.at wurden
auch in Form von Gebirdensprachevideos
aufbereitet.

BARRIEREFREIHEIT: ZUGANGLICHKEIT
FUR ALLE UNBEDINGT ERFORDERLICH

Jeder Mensch hat das Recht auf die Informa-
tionen, die fiir ihn wichtig sind und die er
im tiglichen Leben braucht. Dazu muss eine
Information nicht nur vorhanden, sondern
auch zuginglich und verstindlich sein. Dem-
gemifl wurden sowohl das Virtuelle Amt der
Stadt Wien (es bietet mittlerweile mehr als

600 Amtswege online an) als auch die Web-
seite um das Angebot eines barrierefreien
Zugangs erweitert.

NEUER DIGITALER STADTPLAN

Mit rund 100.000 Abfragen tiglich zihlt
dieser Service zu einem der gcfragtestcn auf
wien.at. Nun prisentiert sich der digitale
Stadtplan der Stadt Wien in einer neuen, in-
haltlich und technisch umfassend weiterentwi-
ckelten Version: Sein Erscheinungsbild wurde
modernisiert und die neue Version um Ser-
vices iiber dffentliche Einrichtungen, Kultur,
Verkehr sowie Detailinformationen, wie etwa
die Suche nach einer Parkgarage, die Informa-
tion iiber eine Baustelle oder Stauinformatio-
nen, erginzt. So vielfiltig die verschiedenen
neuen Features auch sein mégen — abgeschlos-
sen ist die Weiterentwicklung noch lange
nicht. Denn das Feedback der UserInnen ist
gefragt: ,Wir freuen uns iiber jedes Feedback®,
so Medienstadtrat Christian Oxonitsch.

EINE STADT BRAUCHT BILDER

Nicht nur fir den Webauftritt der Stadt
Wien ist die Bildsprache ein wichtiges
Stilmittel. Auch Journalistinnen und Of-
fentlichkeitsarbeiterlnnen haben einen
stetig steigenden Bedarf an Bildmaterial.
Dem tragt die neue Bilddatenbank auf
www.wien.at nun Rechnung.
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Landes-Grundsteuer-Befreiungen:

Ein nicht mehr zeitgemal3er
Einschnitt in die Gemeindefinanzen

Die Abgabenautonomie der
Gemeinden ist auf Grund der
zentralistischen Ausrichtung
der Finanzverfassung stark
eingeschrankt. Die Mdglichkeit,
aktuelle Einnahmequellen aus-
zuschoépfen und neue Potenziale
zu erschlieBen, ist daher vom
gesetzlich festgelegten Rahmen
Ubergeordneter Gebietskorper-
schaften abhéngig.

Mit den landesrechtlichen
Grundsteuerbefreiungen werden
den Gemeinden wichtige
Einnahmen vorenthalten.

Der niederdsterreichische Ge-
setzgeber hat schon reagiert
und die Befreiungen mit

1. Janner 2011 abgeschafft.!
Gerald Nigl, Finanz- und Vermdgensdiirektion,
Stadt Graz

Finanzielle Situation der
Gemeinden angespannt

Die Zahlen des aktuellen Gemeindefinanz-
berichts? 2010 sind deutlich: Die Finanzlage
vieler der (ohne Wien) 2.356 6sterreichischen
Gemeinden ist erniichternd. Fiir 2009 weist
der Bericht fiir alle Gemeinden (ohne Wien)
eine negative freie Finanzspitze (Einnahmen
der laufenden Gebarung abziiglich Ausgaben
der laufenden Gebarung minus Tilgungen)
von 7 Mio. Euro aus; fiir 2010 wird ein
Wert von 260 Mio. Euro, fiir 2011 ein
solcher von 178 Mio. Euro erwartet. Rund
70% oder 1.642 aller Kommunen waren
2009 Abgangsgemeinden (die Ausgaben aus
dem ordentlichen Haushalt tibersteigen die
Einnahmen). Die Dramatik dieser Entwick-
lung liegt darin, dass im Interesse einer
strengen Haushaltsdisziplin vielerorts struk-
turelle Mafdnahmen eingeleitet worden sind,
die sowohl in Form kleiner Schritte®als auch
grofer organisatorischer Verinderungen?
eine Ergebnisverbesserung bewirk(t)en.

Steuerbefreiungen bewirken
Einnahmeneinbulen in
Millionenhodhe

Buenos Dias
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     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Nein
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: None
     Farbmanagement: Farbe nicht ändern
     Wiedergabemethode: Standard
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Ja
     Transferfunktionen: Entfernen
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Nein
     PostScript XObjects zulassen: Nein
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Nein
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Nein
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

STANDARDS ----------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: Ohne

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 8000
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Nein
Graustufenbilder beschneiden: Nein
Schwarzweißbilder beschneiden: Nein
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Ja
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Nein
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0
RGB-Repräsentation als verlustfrei betrachten: Nein
Optionen für relative Pfade zulassen: Nein
Intern: Alle Bilddaten ignorieren: Nein
Intern: Optimierungen deaktivieren: 0
Intern: Benutzerdefiniertes Einheitensystem verwenden: 0
Intern: Pfad-Optimierung deaktivieren: Nein

ENDE DES REPORTS ---------------------------------

Die "Distiller Secrets" Startup-Datei ist eine Entwicklung der

IMPRESSED GmbH
Bahrenfelder Chaussee 49
22761 Hamburg, Germany
Tel. +49 40 897189-0
Fax +49 40 897189-71
Email: info@impressed.de
Web: www.impressed.de
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Tabelle 1
Grundsteuerentgang in Folge landesgesetzlicher Befreiungen in Landeshauptstadten (ohne Wien)
Stadte " Grundsteuereinnahmen Anzahl der aufrechten Einnahmenentgang in Folge von Einnahmenentgang in Prozent
in Euro pro Jahr 2 Befreiungen Befreiungen in Euro pro Jahr des Gesamtaufkommens

Bregenz 2.253.500 306 276.800 12,28%

Eisenstadt 1.544.200 312 208.791 13,52%

Graz 22.032.000 2.497 2.123.520 9,64%

Innsbruck 10.809.500 1.300 2.260.100 20,91%

Linz 17.974.000 2.209 1.602.455 8,92%

Salzburg 12.400.000 1.172 738.000 5,95%

" Von Klagenfurt sind nur die Einnahmen laut Voranschlag 2011 ( 8,25 Mio. Euro) verfiigbar; St. Pélten wurde in Folge der Abschaffung der landesgesetzlichen Befreiung mit 1. Jénner 2011
nicht mehr berticksichtigt. 2 Werte laut Voranschiag 2011. 9 Stichtag: 30. Mai 2011.

Quelle: G. Nigl, Stadteumfrage, Juni 2011

Tabelle 2
AusmabB der Grundsteuerbefreiung/-belastung an Hand zweier Grazer Beispiele
Gebéudeart Nutzflache AusmaB der Verbleibende Grundsteuer Grundsteuer pro
Befreiung in % gesamt pro Jahr Wohneinheit pro Monat
Mehrfamlienwohnhaus
mit 6 Wohneinheiten 469,57 m? v 84%131,76 Euro1,83 Euro
Einfamlienwohnhaus 112,27 m2 2 83%17,04 Euro1,42 Euro

) Nutzflédche (EG, 1. und 2. 0G) je Wohneinheit von 69,64 m? bis 87,21 m2: KG von zusétzlich 170,24 m? zéhlt nicht zur Nutzfléche.
2 EG: 56,41 m? 0G: 55,86 m? KG: von zusétzlich 60,68 m? z&hlt nicht zur Nutzfldche.

Quelle: G. Nigl, Stadteumfrage, Juni 2011

Landesgesetzliche Gemeinde-
bevormundung beenden

Die Stirkung der Gemeindeeinnahmen ist
daher ein Gebot der Stunde. Den Gemeinden
sind jedoch vielfach gesetzlich ,Fesseln an-
gelegt®, die sie nicht aus eigenem ,,zu sprengen
vermogen; sie sind hier unmittelbar von
einem Titigwerden des tibergeordneten Ge-
setzgebers abhingig. Diese Abhingigkeit be-
steht in zweifacher Hinsicht: Entweder ver-
kiirzt der (Landes-)Gesetzgeber die Steuerbasis
der Gemeinden aktiv, indem er (wie bei
den Grundsteuerbefreiungen) die Einnahmen
durch gesetzliche Tatbestinde schmilert,
oder er beschrinkt das Einnahmenpotential
durch seine Passivitit, wie bei der Zweit-
wohnsitzabgabe. Landesgesetzliche Ermich-
tigungen dieser bereits mit dem Finanzaus-
gleichsgesetz 1993 geschaffenen Gemein-
deabgabe haben derzeit nur Vorarlberg und
Kirnten erteilt. Die anderen Bundeslinder
verwehren den Gemeinden durch eine bald
zwanzigjahrige Untitigkeit konsequent die
ErschliefSung dieser Einnahmenquelle.

Grundsteuer als Eckpfeiler

der Gemeindefinanzen

Neben den Ertragsanteilen und Beniit-
zungsgebiihren zihlen die eigenen Ge-

www.staedtebund.gv.at

Abbéldung 1: Verteflung des Abgabenaufkommens® der Gsterr. Gemeinden [ohneWien] 2009
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meindesteuern zu den wesentlichen Fi-
nanzierungsquellen der Gemeinden. Die
Grundsteuer ist dabei die zweitwichtigste
Abgabe und liegt mit ihrem gesamtdster-
reichischen Aufkommen von 491 Mil-
lionen Euro im Jahr 2009 gleich hoch
wie die Summe aller sonstigen Gemein-
deabgaben (z.B. Lustbarkeits-, Hunde-
abgaben). Bundeslinderabhingig entfillt
bis knapp ein Viertel des Aufkommens
der Gemeinden auf die Grundsteuer

(Abb. 1).

Die Grundsteuer wird als Sachsteuer auf
inlindischen Grundbesitz, gestiitzt auf das
Grundsteuergesetz, erhoben. Die Bemessung
erfolgt auf Basis von (veralteten) Einheits-
werten, die nur einen Bruchteil der Ver-
kehrswerte ausmachen. Schon das ist fiir
die Gemeinden ein erster Einnahmenverlust.
Die im Grundsteuergesetz selbst geregelten
Steuerbefreiungen bedeuten eine zweite
Einnahmeneinbufle. Die landesgesetzlichen
Grundsteuerbefreiungen bewirken dann
den dritten Einnahmenausfall.

2/



Landesgesetzliche Befreiungen
beschneiden Gemeindeeinnahmen
Die Zielsetzung der zeitlich auf maximal
20 Jahre begrenzten Befreiungen liegt in
der Steuerentlastung einer (eines Teiles
einer) durch Baufiihrung geschaffenen (in
der Regel) Wohnfliche im Interesse der
Férderung des Wohnbaues. Die Inan-
spruchnahme der Wohnbauférderung ist
demgemif$ auch meistens Voraussetzung
fur die Befreiung. Ob diese Intention —
mag sie in den Wiederaufbaujahren ihre
uneingeschrinkte Berechtigung gefunden
haben — angesichts der im internationalen
Vergleich in Osterreich sehr niedrigen Ver-
mogensbesteuerung® auch heute noch diese
Berechtigung hat, muss bezweifelt werden.
Vielfach bestechen Regelungen iiber das
Hochstausmalf$ der durch eine Baufithrung
geschaffenen Fliche je Wohneinheit; dies
unter dem Aspeke, dass Besserverdienende,
die sich groflere Wohnungen leisten kénnen,
nicht in den Genuss der Befreiung kommen
sollen. Ob auch dieses Ziel im Licht der
linderweise doch grofiziigig gestalteten
Einkommensgrenzen fiir die Erlangung
von Wohnbauférdermitteln erreicht wird,
bleibt ebenfalls kritisch zu hinterfragen.
Die Landesbefreiungen fiihren jedenfalls
zu einem erheblichen Einnahmenverlust
fiir die Gemeinden. Dieser Verlust wurde

fir 2001 auf etwa 50 bis 55 Mio. Euro ge-
schitzt, was rund 10% des Grundsteuer-
aufkommens entsprach.® Eine im Juni
2011 unter den Landeshauptstidten durch-
gefithrte Umfrage bringt das in Tabelle 1
dargestellte Ergebnis.

Der konkrete Einnahmenverlust fiir eine
Gemeinde, der erhebliche Dimensionen
erreichen kann (vgl. etwa die Werte fiir
Innsbruck und Eisenstadt in Tab. 1), wird
dabei insbesondere von der Bevélkerungs-
situation (damit von der Bautitigkeit) und
dem Verhiltnis von Neuantrigen zu aus-
laufenden Befreiungen bestimmt.

Aufwandiger Gesetzesvollzug

Die Bearbeitung der Befreiungsantrige
verursacht einen erheblichen Verwal-
tungsaufwand. Die Erhebung des fiir
eine Entscheidung iiber einen Antrag
notwendigen Sachverhaltes (z.B. Wohn-
nutzfliche, Abgrenzung der befreiten von
den nicht befreiten Teilen, Art und Aus-
stattung der einzelnen Teile einer Woh-
nung, Nachweis der Befriedung eines
ganzjihrig gegebenen Wohnbedarfes) er-
fordert ein intensives Ermittlungsverfahren
der Behorde. Einerseits werden mit den
Antrigen vielfach nicht alle beurteilungs-
relevanten Unterlagen (z.B. Nutzwert-
gutachten, Meldezettel) beigebracht, an-

Corbis

dererseits werden fiir eine abschlieflende
Beurteilung oft auch Vororterhebungen
notwendig. Ein derart aufwindig zu fih-
rendes Verfahren steht im Widerspruch
zu den Bemiihungen der Gemeinden,
generell die Kosten des Verwaltungsvoll-
zugs zu reduzieren.

Am Ende des Prozesses steht ein in der
Regel stattgebender Bescheid tiber die
Grundsteuerbefreiung. Wenn bloff teil-
weise Befreiungen ausgesprochen werden,
bleiben den Gemeinden fiir den nicht
befreiten Teil zwar die Grundsteuerein-
nahmen erhalten, diese sind jedoch oftmals
so gering (Tab. 2), dass der mit Verwaltung
der verbleibenden Grundsteuer verbun-
dene Aufwand kaum gedecke ist und die
Grundsteuerbelastung in keinem Ver-
hiltnis zum tatsichlichen Grundstiickswert
steht.

Landesgesetzgeber

miussen handeln

Den Gemeinden die Rahmenbedingungen
fur die Bewiltigung ihrer — in den letzten
Jahren sich stindig vermehrenden — Auf-
gaben zu schaffen und damit auch die
Basis fiir eine ordentliche Finanzausstattung
zu legen, sollte eine selbstverstindliche
Verpflichtung auch jedes Landesgesetzgebers
sein; dies als Ausdruck eines Riicksicht-
nahmegebotes, das gewihrleistet, dass der
wstirkere“ dem ,,schwicheren“ Partner dort
helfend zur Seite steht, wo dies notwendig
ist. Im neuen dsterreichischen Stabilititspake
2011 bis 2014 verpflichten sich die Ge-
meinden zur Erreichung eines Nulldefizits.
Sie brauchen daher eine sichere Einnah-
menbasis. Die realpolitischen Chancen fiir
eine Beseitigung landesgesetzlicher Grund-
steuerbefreiungen stehen gut.” Jetzt bleibt
nur noch zu hoffen, dass den Worten auch
mutige Taten folgen. [ |

Y Art I1 Z 3 der Novelle zum NO Wohnbauforderungsgesetz
2005, LGBL. Nr. 75/2010.

2 www.kommunalkredit.at.

3 Kamper, Haushaltskonsolidierung,

OGZ Nr. 12-2007/01-2008, 29 f

9 www.graz.atlhausgraz.

9 OECD Economic Surveys Austria, July 2011 [www.oecd.org].

9 ArpalBauer, Die Grundsteuerbefreiungen im Bereich der
Wohnraumschaffung, OGZ Nr. 5/2003.

7 Die Kleine Zeitung berichtet in der Printausgabe vom 18. Juni
2011, Seite 25, dass ,das Land Steiermark nichts gegen die
Abschaffiung der Grundsteuerbefreiung mit 1. Jinner 2012
habe“

OGZ 10/2011
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Das Karntner Zweitwohnsitzabgabegesetz:

=0

—rfahrungsbericht

Basierend auf § 14 (1) Zif. 3 FAG 2005 hat der Kérntner Landtag am 29.09.2005 das Gesetz Uber die
Erhebung einer Abgabe von Zweitwohnsitzen (K-ZWAG) beschlossen. Dadurch wurden die Karntner
Gemeinden ermachtigt, mittels Verordnung des Gemeinderates eine Abgabe von Zweitwohnsitzen

auszuschreiben.

Der folgende Beitrag soll einen Einblick
in die Umsetzung und Handhabung des
Kirntner Zweitwohnsitzabgabegesetzes in
der Landeshauptstadt Klagenfurt bieten.
Das K-ZWAG trat mit 1. Janner 2006 in
Kraft. Intention des Gesetzgebers war es,
den Gemeinden einen Ausgleich fiir jene
Belastungen zu gewihren, die aufgrund
von Zweitwohnsitzen entstehen, denen
aber keine Einnahmen aus Entgelten, Ge-
bithren oder Ertragsanteilen gegentiber-
stehen'.

Was ist ein Zweitwohnsitz?
Das K-ZWAG definiert als Zweitwohnsitz
jeden ,Wohnsitz, der nicht als Haupt-
wohnsitz verwendet wird“. Abgabenschuld-
ner iSd § 4 (1) K-ZWAG ist ,der Eigen-
timer der Wohnung, der diese selbst als
Zweitwohnsitz verwenden kann oder sie
einem Dritten zu diesem Zweck unent-
geltlich tiberldsst“. Die Hohe der Abgabe
richtet sich nach der Nutzfliche der Woh-
nung und darf
ebei einer Nutzfliche

bis 30 m? EUR 10,--
ebei einer Nutzfliche von mehr

als 30 m? bis 60 m? EUR 20,--
ebei einer Nutzfliche von mehr

als 60 m? bis 90 m? EUR 35,-- und
ebei einer Nutzfliche von mehr als

90 m? EUR 55,--
pro Monat nicht iiberschreiten

(§ 7 K-ZWAG).

Als Ausnahmen von der Abgabenpflicht
sicht das K-ZWAG in seinem § 3 u.a.
Wohnwigen, aber auch Wohnungen,
edie zu Zwecken der gewerblichen Beher-
bergung von Gisten oder der Privatzim-
mervermietung verwendet werden,

www.staedtebund.gv.at

eim Rahmen eines land- oder forstwirt-
schaftlichen Betriebes,

edie fiir Zwecke des Schulbesuches, der
Berufsausbildung oder der Berufsausiibung
erforderlich sind,

edie zur Unterbringung von Dienstneh-
merlnnen erforderlich sind,

edie auch als Hauptwohnsitz verwendet
werden,

edie vom Inhaber aus gesundheitlichen
oder altersbedingten Griinden nicht mehr
als Hauptwohnsitz verwendet werden
koénnen,

eauf Kleingirten

vor.

Von der ihnen eingeriumten Verordnungs-
ermichtigung haben rund 60 Prozent der

Kirntner Gemeinden noch vor September
2006 Gebrauch gemacht?.

Einfihrung

In Klagenfurt wurde vom Gemeinderat
der Landeshauptstadt mit Beschluss vom
21. Dezember 2006 eine entsprechende
Verordnung erlassen. Diese trat am 1.
Janner 2007 in Kraft.

Die Abgabensitze wurden wie folgt fest-
gelegt:
ebei einer Nutzfliche

bis 30 m? EUR 8,--
ebei einer Nutzfliche von mehr

als 30 m? bis 60 m? EUR 16,--
ebei einer Nutzfliche von mehr

als 60 m? bis 90 m? EUR 28,-- und
ebei einer Nutzfliche von mehr als

90 m? EUR 44,-- pro Monat.

Bei der Festsetzung wurden nicht nur die

in § 7 (2) K-ZWAG vorgeschenen Kriterien

Petra Virhnjak, Landeshauptstadt Klagenfurt

(Belastungen der Gemeinde durch Zweit-
wohnsitze sowie Verkehrswerte der Zweit-
wohnsitze) beachtet, sondern auch dem
Umstand Rechnung getragen, dass parallel
zur Zweitwohnsitzabgabe die pauschalierte
Ortstaxe eingehoben wird. Auf die Auftei-
lung des Stadtgebietes in verschiedene Ab-
gaben-Zonen wurde, im Gegensatz zu an-
deren Kirntner Gemeinden, verzichtet.
Die Klagenfurter Abgabensitze liegen 20
Prozent unter den gesetzlich normierten
Hochstwerten. Anlisslich der Authebung
der Verordnung der Marktgemeinde Kot-
schach-Mauthen durch den VfGH im Jahr
2009 wurden sie nochmals tiberpriift und
ein Vergleich mit den vom Amt der Kérnt-
ner Landesregierung ermittelten Durch-
schnittswerten vorgenommen. Hierbei wur-
de festgestellt, dass die derzeitigen Abga-
bensitze dem Vergleich standhalten. In
diesem Zusammenhang darf angemerkt
werden, dass in Bezug auf die Klagenfurter
Verordnung bislang keine Beschwerden
beim VIGH und VwGH anhingig sind.
Die Anzahl an Vorstellungen an die Ktn.
Landesregierung ist tiberschaubar; an Be-
rufungen mangelt es dennoch nicht. An
Berufungsgriinden wird insbesondere vor-
gebracht, das Gebdude/die Wohnung sei
unbewohnbar oder renovierungsbediirftig
bzw. werde landwirtschaftlich oder gar
nicht genutzt. Dariiber hinaus besteht viel-
fach die Forderung nach einer Aliquotierung
der Abgabe entsprechend der tatsichlichen
Nutzung bzw. einer Befreiung von Personen
mit Hauptwohnsitz im Stadtgebiet.

Da die Zweitwohnsitzabgabe als Selbstbe-
messungsabgabe konzipiert ist, wurden im
ersten Jahr der Einhebung den Abgabe-
pflichtigen aufgrund der erstatteten Er-
kldrungen entsprechende Lastschriftanzeigen
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zugesandt. Ein Bescheid wurde nur im
Fall der Nichtabgabe der Erklirung erlassen
oder wenn eine bescheidmifSige Festsetzung
beantragt wurde. Mittlerweile erfolgt jede
Vorschreibung bescheidmiig. Uber eine
Umstellung auf Dauerbescheide wird ak-
tuell diskutiert.

Feststellung des
Abgabenschuldners

Aufgrund der Grofle der Landeshauptstadt
Klagenfurt im Vergleich zu anderen Kérnt-
ner Gemeinden gestaltete sich die Er-
mittlung der potenziellen Abgabepflich-
tigen schwierig, und sie ist, soviel kann
jetzt schon gesagt werden, noch immer
nicht zur Ginze abgeschlossen.

In einem ersten Schritt wurden iSd § 5
(4) K-ZWAG alle Personen kontaktiert,
die bis zur Mitte des Jahres einen Zweit-
wohnsitz amtlich abgemeldet hatten, und
zur Abgabe einer Zweitwohnsitzabgabe-
erklirung aufgefordert. In weiterer Folge
wurden die aufrechten Zweitwohnsitze
gesichtet und um sogenannte , Karteilei-
chen® bereinigt. Darunter fielen z.B. Per-
sonen, die vergessen hatten, ihren Zweit-
wohnsitz abzumelden: also keine Verfii-
gungsgewalt mehr tiber die Wohnrium-
lichkeiten hatten.

Nachdem die amtliche Meldung fiir die
Begriindung eines Wohnsitzes iSd Abga-
benvorschriften nicht entscheidend ist,
sondern ausschliefSlich auf die tatsichliche
Verfiigungsgewalt abgestellt wird?, galt es
jene Personen zu eruieren, die auch ohne
behordliche Meldung einen Zweitwohnsitz
innehaben. Im Bezug auf Einfamilien-
hiuser konnte seitens der Stadt Klagenfurt
die Erfassung nahezu abgeschlossen wer-
den. Als Indiz fiir das Bestehen bzw.
Nichtbestehen eines Zweiwohnsitzes wur-
den die Bentitzungsabgaben (Abfall- und
Kanalgebiihren) herangezogen. Entspre-
chend den Klagenfurter Verordnungen
ist in beiden Fillen nur die Bereitstel-
lungsgebiihr zu entrichten, sollte das Ge-
biude linger als 3 Monate zur Ginze un-
bewohnt sein.

Wesentlich schwieriger gestaltet sich die
Ermittlung der Abgabepflichtigen im Be-
reich von Mehrparteienhdusern. Hierbei
profitiert die Landeshauptstadt v.a. von
der abteilungsiibergreifenden Zusammen-

30

arbeit. Der einmal ermittelte Personenkreis
kann nicht als fixe Grofle angesehen wer-
den, sondern bedarf, v.a. was den Bereich
der Ausnahmen von der Abgabepflicht
betrifft, einer wiederkehrenden Uberprii-
fung. So kann Klagenfurt als Universi-
titsstadt und Fachhochschulstandort eine
Vielzahl an Studenten verzeichnen, die
unter die Ausnahmebestimmung des § 3
(1) lit. d) K-ZWAG fallen. Gerade in
diesem Bereich ist eine grofle Dunkelziffer
zu vermuten, da zahlreiche Studenten
auch nach Abschluss des Studiums wei-
terhin in der Landeshauptstadt bleiben.
Aktuell kann die Stadt Klagenfurt rund
720 Abgabenpflichtige verzeichnen.

Finanzielle Auswirkungen

Aus dem Titel der Zweitwohnsitzabgabe
konnte die Landeshauptstadt in den letzten
vier Jahren durchschnittlich Einnahmen*
in Hohe von 190.000 Euro lukrieren, das
sind ca. 264 Euro pro Zweitwohnsitz. Es
ist jedoch nicht erkennbar, dass die Zweit-
wohnsitzabgabe in ihrem Lenkungseffekt
zu einer Zunahme an Hauptwohnsitzen

gefiihre hat. [ |

Y Vgl. Heymich P, Kirntner Gemeindebund, Das Kiirntner
itwohnsitzabgabegesetz — Ein Handbehelf fiir die Kiirntner
Gemeinden?, 9.

2 Vgl. Pinter C., Die Kiirntner Zweitwohnsitzabgabe, RFG
2006/38.

Y Vel. VwGH vom 26.11.1991 ZI. 91/14/0041.

9 Eine Betrachtung der einzelnen Rechnungsjahre wiirde ein
verfiilschtes Ergebnis mit sich bringen, da gerade in den
Anfangsjahren die Vorschreibung vielfach fiir mehrere
Kalenderjahre in einem erfolgte.

Das Gesetz bringt Einnahmen.
Der beabsichtigte Lenkungseffekt
ist aber ausgeblieben

OGZ 10/2011
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Eurovignette — Von der

Lkw-Maut hin zu den Wegekosten

Die Eurovignetten-Richtlinie setzt den Rahmen, unter dem Mitgliedstaaten auf Autobahnen

Gebluhren fur Fahrzeuge ab 3,5 t Gesamtgewicht einheben dlrfen. Die Einigung setzt vorerst

einen Schlussstrich unter die Debatte zu den externen Kosten im StraBenschwerverkehr.

Es handelt sich um Lkw-Folgeschaden, vor allem Umwelt- und Gesundheitskosten, die nicht

vom Verursacher, sondern von der Allgemeinheit getragen werden. Franz Greil, AK Wien, Abteilung Umwelt und Verkehr

Am 7. Juni 2011 beschloss das Europiische
Parlament (EP) die dritte Revision der
Eurovignetten-Richtlinie!. Dem vorange-
gangen war am 23. Mai 2011 die Einigung
zwischen Vertretern des EP, der Mitglied-
staaten und der Kommission.

Was indert sich durch die Richtlinie?
Welche Méglichkeiten ergeben sich fiir
Osterreich und seine Gebietskorperschaf-
ten? Bislang konnten dem Lkw nur Kosten
in Rechnung gestellt werden, die die Fi-
nanzierung, Errichtung, Betrieb und War-
tung von Autobahnen betrafen. Nicht je-
doch inkludiert werden konnten die Ko-
sten, die entlang des Weges fiir den Res-
sourcenverbrauch, also den ,,Wegekosten®,
anfielen. In Osterreich wurde der Begriff
»Wegekosten-Richtlinie® bisher ohnehin
schon etwas schlampig als Synonym fiir
Eurovignetten-Richtlinie verwendet. Das
hat nun eine gewisse Berechtigung, denn
das hehre Verursacherprinzip im EU-Pri-
mirrecht kann — mit Abstrichen —un-
mittelbar in der Lkw-Mauttarifgestaltung
angewandt werden.

Wegekosten in Rechnung stellen
Konkret erméglicht werden Mautaufschlige
fir Luftverschmutzung bei Feinstaub
(PMp), Stickoxiden (NOx) und fliichtigen
organischen Verbindungen (VOC) sowie
Lirm. Diese miissen nach Ort (Freiland-
Autobahnen, dicht besiedeltes Gebiet,
Berggebiete) und Tageszeit (Tag- oder
Nachtstunden) gestaffelt werden. Bei Auf-
schligen fiir Luftverschmutzung muss
noch auf die Lkw-Emissionsnorm abgestellt
werden. Fiir die Kompromissfindung unter

Mitgliedstaaten und EP-Abgeordneten

www.staedtebund.gv.at

wurden jedoch Obergrenzen (caps) bei
den Mautaufschligen eingezogen (siche
Tabelle 1 und 2). Das daraus resultierenden
Einnahmepotenzial am ASFINAG-Netz
wird grob mit 50 bis 100 Mio. Euro je
nach Tarifgestaltung veranschlagt. Das
EU-Handbuch tiber die Internalisierung
der externen Kosten? listet noch andere
externe Kosten (z.B. Klimawandel, Bo-
den- und Wasserverschmutzung, Unfall-

CONTAINER

folgekosten) auf, die aber keine Beriick-
sichtigung in der Richtlinie fanden. Daher
wird auch noch in Zukunft die Allge-
meinheit fiir einen GrofSteil der externen
Kosten des Lkw, wie im EU-Handbuch
nachvollziehbar, aufkommen miissen.?

Der Verkehr verursacht auch Kosten
neben der StraBe. Kunftig werden
diese in Rechnung gestellt



Differenzierte Mauttarife

Staukosten sind streng genommen keine
externen Kosten, sondern Knappheitsko-
sten, die von allen im Stau erfassten Ver-
kehrsteilnehmerlnnen getragen werden.
Dementsprechend strittig war die Frage,
ob diese fiir einen Mautaufschlag statthaft
sind. Die EU-Gesetzgeber haben daher
keine Mautaufschlige, sondern nur die
Méglichkeit vorgesehen, Mauttarife nach
saisonalen Gesichtspunkten oder Tages-
zeiten bis zu 175% zu differenzieren. In-
frastrukturbetreiber kdnnen demnach iiber
Mauttarife tages- oder jahreszeitlichen
Peaks auf dem gesamten Netz oder auf
Streckenabschnitten entgegensteuern. Vor-
aussetzung fiir eine solche Mauttarifge-
staltung ist jedoch, dass sich die Gesamt-
einnahmen des Infrastrukturbetreibers in
einem Zeitraum von maximal zwei Jahren
nicht erhéhen.

Stadte und Wegekosten

Aus kommunaler Sicht ist auf die Subsi-
diaritit von ,stidtischen Gebieten® in der
neuen Richtlinie hinzuweisen, die regula-
torische Abgaben zur Verringerung von

Verkehrsstaus oder zur Bekimpfung von
Umwelteinwirkungen auf jeder Strafie,
auch einer transeuropiischen Autobahn,
erlaubt, sofern sie nicht diskriminierend
angewandt werden.* Ein Beispiel sei dazu
auf die Low Emission Zone® im Grof$raum
London verwiesen, wo derzeit Kfz iiber
3,5 Tonnen Gesamtgewicht, die nicht
einen Euro 3-Emissionsstand aufweisen,
eine Tagesgebiihr von 228 € auch auf Au-
tobahnen zahlen miissen, die den Grof3-
raum London queren. Dies sei auch gesagt,
weil hierzulande Studien zirkulieren, die
den rechtlichen Sachverhalt verkiirzt bzw.
schlichtweg falsch auslegen.

Das StraBennetz ganzlich
miteinbeziehen

Die Richtlinie deckt auch die langjihrige
Forderung des Deutschen Stidtetags nach
Ausweitung der Lkw-Maut in Form einer
Schwerverkehrabgabe auf das gesamte
StrafSennetz ab.” Gemif$ Schweizer Vorbild
wiirde dies nicht nur Autobahnen, sondern
auch z.B. Landes- und GemeindestrafSen
betreffen, weil gerade diese Straflenseg-
mente durch Mautausweichverkehr, Stra-

Tabelle 1
Hochstbetrage fir Lkw-Mautzuschlage
bei verkehrshedingter Luftverschmutzung
Cent/Fahrzeugkilometer! VorstadtstraBen FernstraBen

(einschlieBlich Autobahnen) (einschlieBlich Autobahnen)

Euro 0 16 12
Euro 1 11 8
Euro 2 9 7
Euro 3 7 6
Euro 4 4 3
Euro V2 3 2
Euro VI 2 1
Umweltfreundlicher als Euro VI 0 0

! Alle Werte in der Tabelle dirfen in Bergregionen mit einem Faktor von hdchstens 2 multipliziert werden, soweit dies durch
StraBenneigung bzw. -gefélle, geografische Héhe und/oder Temperaturinversionen gerechtfertigt ist,
2 erlaubt nach dem 31. Dezember 2013, Jerlaubt nach dem 31. Dezember 2017

Tabelle 2

Larmbelastung’

Hochstbetrage fiir Lkw-Mautzuschlage bei verkehrshedingter

Cent/Fahrzeugkilometer Tag Nacht
VorstadtstraBen (einschlieBlich Autobahnen) 1,1 2
FernstraBen (einschlieBlich Autobahnen) 0,2 0,3

') Die Werte dlirfen in Bergregionen mit einem Faktor von hdchstens 2 multipliziert werden, soweit dies durch
StraBenneigung bzw -gefélle, Temperaturinversionen und/oder Amphitheatereffekt von Télern gerechtfertigt ist.

Benschidigung und unmittelbar angren-
zende Wohnbevélkerung besonders be-
troffen sind.® Innerstaatlich kimen fiir
die Umsetzung einer solchen Schwerver-
kehrabgabe grundsitzlich Bund und Lin-
der aufgrund des originiren Steuerfin-
dungsrechts in Frage. Das derzeitige Fi-
nanzausgleichsgesetz (FAG) ermichtigt
die Lander aber bei der Mauteinhebung
nur zu HohenstrafSen?, was aber durch
den einfachen Bundesgesetzgeber revidiert
werden koénnte. Fiir Gemeinden besteht
bei der Mauterhebung kein Abgaben-
recht.1®

Die neue Richtlinie enthilt viele Verweise
tiber Verwendungsmaglichkeiten ,griiner®
Mautgelder. Eine zwingende Zweckwid-
mung ist aber nicht enthalten. Mitglied-
staaten konnen demnach iiber die Ver-
wendung der auf Basis dieser Richtlinie
erwirtschafteten Einnahmen bestimmen.!!
Lediglich eine alle 4 Jahre vorgesehene
Berichtspflicht der Mitgliedstaaten bei
der Kommission iiber Hohe und Ver-
wendung der eingenommenen Mittel ist
vorgesehen.!? Fiir die fakultative Verwen-
dung sind aufgelistet die ,,Férderung einer
wirksamen Kostenanlastung, die Verrin-
gerung der stralSenverkehrsbedingten Um-
weltverschmutzung an ihrem Ursprung,
die Abfederung der Auswirkungen der
straflenverkehrsbedingten Umweltver-
schmutzung an ihrem Ursprung, die Ver-
ringerung des CO:-Ausstofles und die
Verbesserung der Energieeffizienz von
Fahrzeugen, die Entwicklung alternativer
Infrastrukturen fiir die VerkehrsnutzerIn-
nen und/oder der Ausbau der derzeitigen
Kapazititen und die Unterstiitzung des
transeuropdischen Verkehrsnetzes.“!?

Die praktische Umsetzung

Ausgangspunkt fir die Richtlinienum-
setzung in Osterreich ist das Bundes-
straflenmautgesetz, das eine Mauttarif-
verordnung dahingehend ermichtigen
muss. Eine Diskussion iiber die Mittel-
verwendung ist durch Fehlen fixer Vor-
gaben vorprogrammiert. Die Stof§richtung
der Richtlinie ist es zweifellos, das Ver-
ursacherprinzip bei den lokalen Umwelt-
schiden Luftverschmutzung und Lirm-
belistigung anzuwenden und daher Schi-
den in betroffenen Gebieten abzuwenden

OGZ 10/2011
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oder zu kompensieren. Aus Griinden der
Effektivitdt erscheint es geboten, die
Mittel zugunsten von Stiddten und Ge-
bieten entlang von Autobahnkorridoren
zu biindeln, da gerade dort aufgrund der
Bevolkerungsdichte die meisten Gesund-
heitskosten (z.B. Belastung durch Fein-
staub, Herzinfarkte durch Lirmbelisti-
gung) anfallen. Bei strategischen Lirm-
karten und lirmmindernden Aktions-
plinen aufgrund der EU-Umgebungs-
lirmrichtlinie sowie Mafnahmen auf-
grund Immissionsschutzgesetz-Luft (IG-
L) auf Linderebene kénnte zweifellos
aufgebaut werden. Nichtsdestotrotz ist
eine ausschlieffliche Mittelverwendung
auf Bundesebene (z.B. Ausbau des trans-
europidischen Netzes in Form von Zu-
schiissen) ebenso richtlinienkonform. Fiir
betroffene Menschen, Kommunen und
die Umwelt sind jedenfalls neue Per-
spektiven in Sicht. |

N

N

Bei Fertigstellung dieses Artikels lag noch keine Veriffentlichung
der Richtlinie im Amtsblatt vor. Alle Angaben des Autors bezie-
hen sich auf das Ratsdokument ,, Richtlinie des Europiischen
Parlaments und des Rates zur Anderung der Richtlinie
1999/62/EG iiber die Erhebung von Gebiihren fiir die Beniit-
zung bestimmter Verkehrswege durch schwere Nutzfahrzeuge
2008/0147 (COD). PE-CONS 24/11 vom 15. Juli 2011.
Handbook on estimation of external cost in the transport sector.
Internalisation Measures and Policies on all External Cost in
Transport. Delfi, CE, 2008. Erhiiltlich unter
http:/lec.europa.eultransportlsustainableldoc/2008_costs_hand-
book.pdf

Vgl S 103: Laut EU-Handbuch betragen die externen Kosten ei-
nes durchschnittlichen Lkw (Euro 3) nur fiir Luftverschmutzung
und Liirm im Stadigebiet in den Nach de

23,4 Ct und mit anderen externen Kosten 40,6 Ct. Nach der
neuen Richtlinie diirfen aber maximal 9 Ct in Rechnung gestellt
werden.

In Artikel 9 erhalten die Absiitze 1a und 2 folgende Fassung:
»(1a) Diese Richtlinie lisst das Recht der Mitgliedstaaten
unberiihrt, auf Straflen in stidtischen Gebieten speziell zur
Verringerung der Staubilds fung von

L /4
Gebiihren in nicht diskriminierender Weise zu erheben; dies gilt
auch fiir Strafen des transeuropiischen Verkehrsnetzes, die
stiidtische Gebiete durchqueren.

Angaben iiber Zweck, A It und Wirk ise der
Low Emission Zone in London auf der Homepage Transport for
London unter http:/fwww.tfl.gov.uklroadusers/lez/default. aspx

Kummer [ua]: Auswirkungen der Einbeziehung externer Kosten

oder zur Beki

vl

irkungen wie Luftversch konzipierte

in die Lkw-Maut, insbesondere hinsichtlich einer zeitlichen Dif-
ferenzierung. Wien, Institut fiir Transportwirtschaft und
Logistik der Universitit Wien, 2011. S.17

Deutscher Stiidtetag. Erwartungen und Forderungen an die neue
Bundesregierung. Karlsrube, 20.09. 2005

Vel Art 7 (1) der RL: ,, Unbeschadet des Artikel 9 Absatz 1a
diirfen die Mitgliedstaaten unter den in den Absiitzen 2, 3, 4
und 5 dieses Artikels und in den Art 7a bis 7k genannten

~

%

Bedingungen Maut- undloder B sebiibren auf
transeuropdischen Netz oder auf bestimmten Abschnitten
dieses Netzes und zusiitzlich auf anderen Abschnitten ihrer

Autobabnnetze, die nicht dem péischen Straf g
héren, beibehalten oder einfiihren. Das Recht der Mitgliedstaa-
ten, unter Beachtung des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Eu-
ropéischen Union, Maut- und/oder Benii sgebiihren auf sol-
chen anderen Strafien einzufiihren, bleibt hiervon unberiibrt, so-

fern die Erhebung von Maut- und oder Beniitzungsgebiihren auf

solchen anderen StrafSen den internationalen Verkehr nicht dis-
kriminiert und nicht zur Verzerrung des Wettbewerbs
zwischen den Unternehmen fiibrt.

7§14 Abs. 1 Z 7 FAG 2005

10 Vgl hierzu Anton M + LKW-Roadpricing aus
verfassungsrechtlicher Sicht und die Finanzierung des unterge-
ordneten StrafSennetzes im Kontext des Finanzausgleichs 2008.
In ,,Lkw-Roadpricing abseits der Autobahn. Tagungsband der
Arbeiterkammer Wien, 2006 und Andrea Riedl: City Maut —
eine (verfa )rechtliche Betrachtung. OGZ 9/2007

11 Vgl Art 9 (2) und Erwigung 22

2 Vgl Are 11

3 Vgl Art 9(2)
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Finanzbedirfnissé kennt.”

ViartinfWohlich, Erste Bank undiSparkasse?

ie ihre

-

Und die passenden™
v Losungen findet.”

Petra Kern, Erste Bank und Sparkasse

ERSTES SPARKASSES

In jeder Beziehung zahlen die Menschen.
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Gemeindeverantwortliche mit Weitblick handeln jetzt und setzen auf eine erfahrene Bank, die fest in den Regionen Osterreichs -
verwurzelt ist und ihre Bedlirfnisse kennt. Mit einem praktischen Werkzeug wie dem ,kommunalen Zinssteuerungsvergleich behalten

Sie immer den Uberblick Uiber alle Finanzen. Wenn Sie wissen wollen, wie Ihre Gemeinde von unserem Know-how profitieren kann,
vereinbaren Sie gleich einen Beratungstermin mit einem Kundenbetreuer der Erste Bank oder Sparkasse oder unter 05 0100 - 50500: L_‘

www.staedtebund.gv.at
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Schweizer Stadte fordern
faire Abgeltung inrer Lasten

Das Eidgendssische Parlament hat im Juni 2011 den Rahmen fiir die Fortsetzung des
Finanzausgleichs zwischen Bund und Kantonen fir die kommenden vier Jahre besiegelt.

Das bisherige System bleibt unverandert. Stadte hatten eine bessere Abgeltung ihrer
Sonderlasten gefordert. Ihre Nettolasten sind 1,4-mal so hoch wie jene nicht-urbaner Gemeinden.

Sybille Oetliker, Schweizerischer Stédteverband

Am Abend des 16. Mirz 2011 sorgte der
Nationalrat in Bern fiir eine Uberraschung;
Die Grofle Kammer des Eidgendossischen
Parlaments unterstiitzte mehrheitlich die
Forderung der Stidte und stidtischen Kan-
tone, im Finanzausgleich mehr Mittel zur
Abgeltung spezifisch urbaner Lasten zur
Verfligung zu stellen. Erstmals wurden die
Lasten der Stidte von den Abgeordneten
deutlich anerkannt. ,,Millionen fiir die Stadt-
kantone® titelte begeistert die Basler Zei-
tung.

Doch die Freude war von kurzer Dauer.
Die Kleine Kammer (Stinderat) korrigierte
den Entscheid im Sommer und beschloss,
am bestehenden System des Finanzausgleichs
vorerst nichts zu indern. Auf Kontinuitit
hatte zuvor auch die Finanzministerin gesetzt.
So bleibt vorerst alles beim Alten.

Achtungserfolg fiir die Stadte

Fiir die Stidte war die offentliche Debatte
um die Weiterfithrung der Neugestaltung
des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung
zwischen Bund und Kantonen (NFA) den-
noch ein Erfolg. Ihre Forderungen wurden
breit diskutiert. Zwar wurde wiederholt fest-
gestellt, der Zeitpunke fiir Anderungen am
duflerst komplexen System der NFA (siche
Box) sei (noch) nicht gegeben; gleichzeitig
aber wurde das Bestehen hoher Sonderlasten
der Stidte von vielen Seiten betont.

Mit der Einfiihrung der NFA wurden die
spezifischen Lasten der Stadte erstmals ver-
bindlich anerkannt und mit dem Lasten-
ausgleich ein Gefifd geschaffen, diese abzu-
gelten. Parallel zum geografisch-topografischen
Lastenausgleich (GLA) fiir die lindlichen

Regionen wurde ein soziodemografischer

Lastenausgleich (SLA) zur Abgeltung urbaner
Sonderlasten eingefiihrt.

Jahrlich stehen nun knapp rund 700 Mil-
lionen Franken fiir die Abgeltung dieser
Sonderlasten zur Verfligung. Damit kénnen
12 Prozent der effektiven Sonderlasten ab-
gegolten werden. Die Mittel aus dem La-
stenausgleich kommen je zur Hilfte dem
SLA und GLA zu Gute. Was auf den ersten
Blick als ausgeglichene Abgeltung erscheint,
ist in Tat und Wahrheit eine Privilegierung
des GLA; denn die geografisch-topografischen
Sonderlasten fallen mit 27 Prozent
deutlich weniger ins Gewicht als
die soziodemografischen Sonder-
lasten, die 73 Prozent der ge-
samten Sonderlasten ausmachen.
Somit werden die soziodemogra-
fischen Sonderlasten durch Zah-
lungen aus dem Lastenausgleich
zu acht Prozent abgegolten, die
geografisch-topografischen hin-
gegen zu 22 Prozent.

Stadte tragen hohe
Nettolasten

Dieses Missverhiltnis ist aus Sicht
der Schweizer Stadte inakzeptabel.
Fast drei Viertel der Bevolkerung
leben in Stidten und Agglome-
rationen oder urbanen Gemein-
den. Diese bilden attraktive Le-
benszentren und sind wichtige
Standorte fiir Wirtschaft und Bil-
dung. In den stadtischen Gebieten
werden 84 Prozent der Wirt-
schaftsleistung der Schweiz er-
bracht — im Interesse und zu-
gunsten des ganzen Landes. Die
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Attraktivitit stidtischer Gemeinden hat
aber einen Preis. Stidte weisen pro Kopf
der Bevolkerung deutlich hohere Ausgaben
aus als kleinere oder lindliche Gemeinden.
Die hoheren Lasten zeigen sich in unter-
schiedlichen Bereichen: bei der Sicherheit
(2,7-mal hoher als kleine Gemeinden),
dem Verkehr (1,4-mal hoher) oder bei der
sozialen Sicherheit (1,6-mal hoher). Im
Durchschnitt tragen urbane Gemeinden
40 Prozent hohere Nettolasten als lindliche
Kommunen. Das geht aus einer wissen-

Im Eidgendssischen
Parlamentsgebaude in Bem
beschéftigte man sich mit
dem Finanzausgleich
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schaftlichen Studie hervor, die der Schwei-
zerische Stidteverband in Auftrag gegeben
hat. Es handelt sich um Ausgaben, deren
Umfang von den Stidten nur bedingt be-
einflussbar ist, und die aufgrund der spe-
zifisch urbanen Situation entstehen. So
sorgt etwa der relativ grofe Anteil auslin-
discher Bevélkerung, Arbeitsloser und
ilterer Menschen in den Stidten fiir hthere
Kosten; dazu kommen Lasten, die mit der
Kernstadtfunktion von urbanen Zentren
verbunden sind.

Stadte stehen solidarisch hinter
Ressourcenausgleich

Angesichts der offensichtlichen und messbaren
Lasten der Stidte, verlangt der Schweizerische
Stidteverband eine Korrektur bei der Ver-
teilung der Mittel aus dem Lastenausgleich.
Um eine angemessene und gerechte Abgel-
tung der Sonderlasten zu erreichen, miissten
fiir den SLA mehr Mittel als fiir den GLA
zur Verfligung stehen.

Aus Sicht der Stidte ist diese Forderung
umso gerechtfertigter, als die urbanen Kantone
sich durchaus solidarisch mit den finanz-
schwicheren lindlichen Kantonen zeigen.
Sie steuern ein Drittel zum Ressourcenaus-
gleich, mit dem die unterschiedliche Wirt-
schaftskraft der Schweizer Kantone ausge-
glichen wird, bei (siche Box). Diesen Um-
verteilungsmechanismus haben die Stidte
nie in Frage gestellt. Der Ressourcenausgleich
beruht auf der Solidaritit aller Regionen
des Landes und stirkt die Schweiz insge-
samt.

www.staedtebund.gv.at

Inakzeptable Lastenliberwalzung
Beim Lastenausgleich hingegen geht es
nicht um Umverteilung, sondern um die
Abgeltung klar definierter Sonderlasten.
Eine Korrektur des Verteilschliissels ist
aus Sicht des Schweizerischen Stidtever-

bandes deswegen notig. Erst recht, als
die Stidte zunehmend auch mit neuen
Kosten, die auf Lasteniiberwilzungen zu-
riickgehen, konfrontiert sind. Eine Ent-
wicklung, die in Stidten mit grofer Sorge
beobachtet wird: Immer 6fter werden auf
Bundesebene politische Entscheidungen
gefillt, deren finanzielle Konsequenzen
Stidte und Gemeinden zu tragen haben.
So fithren Anderungen in der Verkehrs-,
Auslinder- oder Umweltpolitik oft zu di-
rekten Kostenverlagerungen von Bund
und Kantonen in Stidte und Gemeinden.
Oder: Spart der Bund bei den Leistungen
der Sozialversicherungen, kommt es tiber
kurz oder lang zu Mehrausgaben bei der
Sozialhilfe von Kantonen, Stidten und
Gemeinden.

Die jiingste Diskussion im Eidgendssischen
Parlament hat gezeigt, dass die Faktenlage
zunehmend bekannt und anerkannt ist.
Fiir Anpassungen bei der NFA fehlte aber
trotz klarer Zahlen noch der politische
Wille.

Fiir die Stidte sind Korrekturen beim
Lastenausgleich aber ein Gebot der Fair-
ness. Die nichste Gelegenheit dazu bietet
sich in vier Jahren. Dann muss das Eid-
gendssische Parlament erneut tiber die
nétigen Kredite befinden. |

Verantwortlichkeiten in der

Schweiz wurden neu definiert
Modernisierung des Foderalismus dank
Neugestaltung des Finanzausgleichs und

der Aufgabenteilung zwischen Bund und
Kantonen (NFA)

Die Neugestaltung des Finanzausgleichs und der
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen
(NFA) ist nach jahrelangem politischem Seilziehen
mit 1. Janner 2008 in Kraft getreten. Der Schwei-
zer Foderalismus wurde grtindlich reformiert und
die Verantwortlichkeiten fir staatliches Handeln
neu definiert. Fir bestimmte Aufgabenbereiche
(z.B. NationalstraBenbau, Leistungen der Alters-
und Hinterbliebenenversicherung sowie der Invali-
denversicherung) ist neu allein der Bund zustén-
dig, andere Aufgabenbereiche (z.B. Sonderschu-
len, Stipendienwesen, Flughafen) wurden vollstan-
dig an die Kantone delegiert.

Mit der NFA waren auch Anpassungen beim
Finanzausgleich verbunden. Dieser besteht aus
zwei Mechanismen:

¢ Der Ressourcenausgleich mildert die
Differenzen zwischen finanzstarken und
-schwécheren Kantonen. Durch den Ressourcen-
ausgleich wurden im Jahr 2010 3,4 Milliarden
Franken umverteilt. Zwei Milliarden davon
kommen vom Bund, 1,4 Milliarden steuern die
finanzstarken Kantone bei. Empféanger von
Mitteln aus dem Ressourcenausgleich sind
finanzschwache Kantone.

¢ Der Lastenausgleich ist eine Abgeltung fir
spezifische Sonderlasten, welche geografisch
exponierte Gebiete zum einen und urbane Zentren
zum andern zu tragen haben. Dieses GefaB
besteht aus zwei Teilen. Mit dem geografisch-
topografischen Lastenausgleich (GLA) werden die
Sonderlasten der Weite, der Hohe und der Steilheit
des Geldndes abgegolten; er kommt landlichen
Kantonen zugute. Mit dem soziodemografischen
Lastenausgleich (SLA) werden die Sonderlasten
der sozialen Struktur sowie der Kernstadtfunktion
abgegolten; davon profitieren urbane Kantone.
Fiir den Lastenausgleich stellte der Bund im Jahr
2010 694 Millionen Franken zur Verfiigung, die

je zur Hélfte in den GLA und den SLA flieBen.

INFOS:
www.staedteverband.ch/de/Info/Politik/
Themen/Finanz-_und_Wirtschaftspolitik/
Finanzausgleich
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—rgebnisse zum kommunalen

Zinssteuerungsvergleich

Die aktuell schwierige wirtschaftliche Lage wird zu weiter wachsenden Schuldenstanden von
Kommunen und ihren Betrieben fihren, wodurch die Konsolidierung der kommunalen Haushalte
erschwert wird und der Druck auf die Kommunen wéchst, ihr Schuldenportfolio ndher zu analysieren
sowie ein aktives Zinsmanagement zu betreiben.

Stefano Massera, Manuel Kéfel, Alexander Maimer

Auf Grund ihrer regionalen Verankerung
hat Erste Bank und Sparkassen eine besondere
Rolle im Bereich der Kommunen. Das Un-
ternehmen hat sich nach Mitteln und Wegen
umgeschen, die Gemeinden in der Thematik
des Kreditportfoliomanagements zu unter-
stlitzen.

Davon ausgehend wurde Anfang 2010 das
bundesweite Projekt ,Kommunaler Zins-
steuerungsvergleich — Analyse und Vergleich
von Zinssteuerung von Sffentlichen Haus-
halten gestartet. Ziel dieses Projekts ist es,
den Kommunen ein Werkzeug fiir das kom-
munales Zinsenmanagement in die Hand
zu geben, welches auf einer fundierten und
standardisierten Analyse des Schuldenport-
folios sowie eine Risikoeinschitzung zur
Zinsentwicklung basiert. Neben einer aus-
fithrlichen Diskussion des Ist-Zustands wer-
den in Zins- und Wechselkursszenarien die
Auswirkungen eines sich verindernden
Marktumfeldes durchgespielt. GrofSter Vorteil

fir die Kommune hierbei ist, dass zukiinftige

Finanzierungs- und Zinssicherungsentschei-
dungen nicht mehr produktbezogen erfolgen
miissen, sondern in einem Portfoliokontext
getroffen werden konnen. Ein weiterer, ele-
mentarer Punkt im Projeke ist es, eine Ver-
gleichsmoglichkeit zu schaffen, wodurch die
einzelne Kommune die eigenen Daten den
Durchschnittswerten der Zielgruppe gegen-
iiberstellen kann. Dafiir wurden die 190
Gemeinden mit der hochsten budgetiren
Verschuldung (reprisentieren 50% der Ge-
samtschulden aller 6sterreichischen Gemein-
den) eingeladen, an der Analyse ihres Schul-
denportfolios mitzuwirken.

Aufbereitung der Gemeindedaten

Mehr als 100 Gemeinden haben detaillierte
Daten zu ihrer Verschuldung fiir eine solche
Analyse zur Verfiigung gestellt, 80 hiervon
innerhalb der fiir die KDZ-Studie gesetzten
Frist. Die Daten wurden von der Erste
Group Bank AG und der Lucht Probst As-
sociates GmbH (LPA) gesammelt und auf-

bereitet. Wahrend die Erste Group Bank
AG auf dieser Basis eine ausfiihrliche Analyse
der jeweiligen Schuldenportfolios der teil-
nehmenden Gemeinden im Einzelnen vor-
nimmt, hat das KDZ eine Meta-Analyse
der zur Verfiigung gestellten Daten durch-
gefithrt, um Gemeinsamkeiten und Un-
terschiede zwischen den Portfolios festzu-
stellen.

Die Auswertung der Daten der teilnehmen-
den Stidte und Gemeinden erfolgte nach
den Kriterien ,finanzieller Spielraum und
Investitionstitigkeit®, ,,Verschuldung und
Zinsbelastung® sowie ,Schuldenstruktur®.
Eine Analyse der Gemeinden erfolgte auf
Basis der folgenden Abgrenzungskriterien:

Ein MindestmaB an Investitionen ist
in allen Gemeinden notwendig

Es liegt nahe, dass Gemeinden mit starkem
Bevolkerungswachstum auch entsprechend
hohe Investitionsausgaben verzeichnen. Ein
Zusammenhang mit der Bevolkerungsent-

Bez Krilerien Bez ter Bez |Kriterien
Gemeinden aus Viorarlberg, Tiral Gemeainden mit mehr als 20,000 Gemainden mit ainem
Wikt & Salzburg o Einwohnerinnen iy Bevilkerungsrickgang bis 2020
Gemeinden aus Oberosterreich Gemeindan mit 10,001 bis unterdurch- e
Mitte ' 3 3 Bavilkerungswachstum unter 4.5
Steiarmark & Kamten 20.000 Einwohnerinnen schnitich Prozent bis 2020
. ) 1 Gemeinden mit
Ost Gemeinden aus Niederdsterreich 2 Gemeainden mit 5.001 bis 10,000 mm Bevilerungewe ok AB
& Burgenland |Einwohnarinnan schnitilich :
Prozent bis 2020
4 Gemainden mit weniger als 5.000
Einwohnarinnan
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wicklung und der Investitionstitigkeit konnte
bei den untersuchten Gemeinden allerdings
nicht eindeutig nachgewiesen werden. Viel-
mehr zeichnet sich ein allgemeines Investi-
tionsniveau von Investitionsjahresausgaben
von bis zu 500 Euro pro Kopf ab, das von
jeder Gemeinde erreicht wird. Hierbei handelt
es sich im Wesentlichen um unumgingliche
Ersatz- bzw. Instandhaltungsinvestitionen.
Die nachfolgende Darstellung zeigt, dass
die Investitionstitigkeit der Gemeinden auf-
grund der finanziellen Entwicklungen im
Jahr 2009 zurtickgegangen ist.

Kaum Zusammenhang zwischen
finanziellem Spielraum und
Investitionstatigkeit

Es sind aber auch andere Faktoren, die be-
stimmen, in welchem AusmafS bei den
analysierten Gemeinden investiert wird.
Als ein solcher Faktor kommt die finanzielle
Leistungsfihigkeit einer Gemeinde in Frage.
Es konnte allerdings nicht nachgewiesen
werden, dass die Investitionstitigkeit direkt
mit der Finanzkraft (Einnahmen aus eigenen
Steuern und Bundesabgabenertragsanteilen)
der Gemeinden zusammenhingt. Es zeigt
sich vielmehr, dass Gemeinden unabhingig
von ihrem finanziellen Spielraum in be-
stimmtem Ausmalf$ investieren miissen.

Gemeindeverschuldung wird in

den néchsten Jahren mit hoher
Wahrscheinlichkeit steigen
Abschlieflend ist darauf hinzuweisen, dass
die Reduktion des freien finanziellen Spiel-
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raums im Jahr 2009 iiber alle Gemeinden
hinweg auffillt. Es zeigt sich tiberdies, dass
ein gewisses Investitionsniveau ungeachtet
des finanziellen Spielraums in jedem Jahr
erreicht wird, und dass unabhingig vom
finanziellen Spielraum einer Gemeinde die
Verschuldung steigt, wenn tiberdurch-
schnittlich investiert wird. Insofern kann
davon ausgegangen werden, dass sich in
den nachfolgenden Jahren der Schuldenstand
der Gemeinden erhéhen wird. Dies ist vor
allem deshalb der Fall, weil nicht erwartet
werden kann, dass sich die finanzielle Lage
der Gemeinden in Osterreich in den nich-
sten Jahren deutlich verbessert. Die Ein-
nahmen werden zwar wieder etwas stirker
ansteigen. Trotzdem werden die Transfer-
zahlungen (vornehmlich an die Linder fiir
Sozialhilfe und Krankenanstalten), die ca.
ein Drittel der gesamten laufenden Ausgaben
der Gemeinden ausmachen, stirker steigen
als die laufenden Einnahmen, sodass sich

insgesamt ein leicht negativer Trend ergibt.

Es ist also auch zu erwarten, dass laufende
Zinszahlungen und Tilgungen die Haushalte

stirker belasten als bisher.

Wechselkursrisiken

sind ein Thema

Betroffen ist jedoch hauptsichlich der We-
sten Osterreichs, wo fast durchgehend ein
hoher Anteil der Schulden in Schweizer
Franken aufgenommen wurde; in vielen
Gemeinden weit mehr als ein Drittel des
ganzen Portfolios. Dieser Anteil variiert
aber stark von Gemeinde zu Gemeinde. In

Gesamtosterreich betrigt der durchschnitt-
liche Fremdwihrungsanteil der untersuchten
Portfolien etwas mehr als 10%, im Osten
5% und im Westen knapp 20%.

Osterreichs Kommunen finanzieren
ungern mit einem Fixsatz

Durch die Finanzierung mittels variabler
Zinssitze konnten die Finanzverantwortlichen
in den letzten Jahren auch einiges an Zins-
belastung fiir die Kommunen sparen. Gleich-
zeitig tiberraschend, denn sowohl ihre deut-
schen Kollegen finanzieren etwa 80% ihrer
Kreditportfolien fix, als auch die Bundesfi-
nanzierungsagentur baut mit 96,4% doch
klar auf festverzinsliche Finanzierungsarten.
Interessanter Weise zeigt sich, dass der Anteil
an variabler Verschuldung im Schnitt umso
grofer ist, je kleiner die Gemeinde ist —
grofle Stidte haben also einen wesentlich
hoheren Fixsatzanteil. Gerade in den letzten
Monaten haben jedoch auch schon einige
Gemeinden das aktuell niedrige Zinsniveau
genutzt, um grofSe Teile ihres Zinsinde-
runggsrisikos einzuschrinken oder ginzlich
aus dem Kreditportfolio zu nehmen.

Schlussfolgerungen:

*Unabhingig von ihren finanziellen Rah-
menbedingungen finanzieren alle unter-
suchten Gemeinden pro Jahr zumindest
Investitionen in der Héhe von ca. 500
Euro pro Kopf;

*Gemeindeinvestitionen werden, auch bei
Gemeinden mit relativ hohen laufenden
finanziellen Uberschiissen, zu einem groflen
Teil durch Fremdkapital finanziert

*Die Verschuldung der dsterreichischen
Gemeinden wird daher in den nichsten
Jahren mit hoher Wahrscheinlichkeit stei-
gen;

*Bereits schlagend gewordene Fremdwih-
rungsrisiken schlummern als Endfillig-
Kredite in den kommunalen Kreditport-
folios und werden spitestens in den nich-
sten 10 bis 20 Jahren realisiert werden
miissen;

*Umso wichtiger scheint eine angemessene
Zinssteuerung (z.B. durch Fixierung von
glinstigen Zinskonditionen, die Anpassung
der Tilgungsbedingungen an die finanzielle
Lage der Gemeinde, etc.), um finanzielle
Spielriume fiir auflerordentliche Investi-
tionen zu erhalten bzw. zu schaffen. W



Controlling & Kontrolle

Das Verhéltnis von ,,Controlling”“ und ,Kontrolle“ ist aus der Sicht der Betriebswirtschaftlehre
seit jeher komplex. Ein wesentlicher Grund dafiir besteht darin, dass die Bedeutung von
~control“ zwar vielfaltige Uberschneidungen mit ,kontrollieren® aufweist, aber dennoch nicht
deckungsgleich ist, da auch ,steuern®, ,leiten” oder ,lUberwachen” darunter subsumierbar sind.
Zur Abgrenzung der beiden Konzepte sollen im Folgenden die Fragen nach den jeweiligen
Funktionen von Controlling und Kontrolle sowie nach den Institutionen, die mit der Erfillung
dieser Aufgaben betraut sind, kurz behandelt werden.
Renate Meyer/Stephan Leixnering, Wirtschaftsuniversitét Wien, Forschungsinstitut fiir Urban Management and Governance

Bereits die semantische Nihe von Controlling
und Kontrolle erschwert es, die wesentlichen
Unterschiede zwischen den jeweils dahin-
terstehenden Funktionen hervorzuheben.
Kontrolle geht auf Uberpriifung — also Soll-
Ist-Vergleiche, das Aufzeigen von Fehlern
und die Suche nach méglichen Verantwort-
lichen daftir — zurtick: Die Managementlehre
hat dazu auch das Konzept der ,,Accounta-
bility entwickelt, das Entscheidungstriger
einem stindigen Rechtfertigungsdruck be-

ztiglicher ihrer Handlungen gegentiber un-
terschiedlichen Foren aussetzt.

Bei Controlling hingegen steht der Steue-
rungsaspekt im Mittelpunkt: Es geht dabei
um die Verbesserung der Fithrungsfihigkeit
von Organisationen durch die Bereitstellung
und Aufbereitung von entscheidungsrele-
vanten Informationen. Aus betriebswirt-
schaftlicher Sicht kénnen Controlling und
Kontrolle unter den gemeinsamen Uber-
begriff der ,,Uberwachung“ gestellt werden:

Insgesamt geht es darum, den Fortbestand
von Organisationen zu sichern, sowohl Or-
ganisations- als auch tibergeordnete Ziele
(z.B. Rechtmifligkeit, ethische Grundsitze)
zu erreichen sowie angemessen mit den
damit verbundenen Risiken umzugehen.

Wo liegen die Unterschiede?

Das wesentlichste Unterscheidungsmerkmal
zwischen Controlling und Kontrolle stellt
der Zeitpunkt der Uberwachungstitigkeit

Controlling

malnahmen

Risikomanagementsystem

Organisatorische

Sicherungs-

(1KS)

Interne Prifung
(Revision)

€

Prozessabhdngige, permanente
Uberwachungshandlungen

Externe Priifung
(z.B. Abschluss-
prifung)

Prozessunabhangige
Uberwachungshandlungen

Aufsichtsgremien

und -behorden

Im Rahmen des unternehmerischen Uberwachungssystems wird die Funktionstrennung von Controlling und Kontrolle (im Sinn einer
prozessunabhéngigen Prifung) anschaulich abgebildet (vereinfacht nach Freidank/Paetzmann, ZPU, 14. Jg., 2005, S. 320).
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Controlling ist nicht mit
Kontrolle gleichzusetzen. Aufklarungsarbett ist
deshalb notwendig, um Verstandnis zu
schaffen und Unklarheiten zu beseitigen

dar: Wihrend diese bei Controlling laufend
und begleitend erfolgt, um im Falle von
Planabweichungen rechtzeitig gegensteuern
zu konnen, ist die Priiftitigkeit von Kon-
trolle nachgingig. Damit verbunden ist
auch die Frage nach den jeweiligen Adres-
saten der Uberwachung: Controlling richtet
sich an das Management, wihrend — je
nach Art der Kontrolle und der Organisation
— Eigentiimer, Politik und Offentlichkeit
in der Regel den Empfingerkreis der Kon-
trolle darstellen.

Das Controlling ist institutionell innerhalb
der Organisation angesiedelt, wihrend mit
Kontrolle interne und externe Einrichtungen
betraut sein konnen: z.B. die interne Re-
vision, Wirtschaftspriifer; bei offentlichen
Organisationen auch Kontrollimter oder
der Rechnungshof. Das bedeutende Merk-
mal aller mit Kontrolltitigkeiten betrauten
Stellen besteht in deren Unabhingigkeit:
MitarbeiterInnen der internen Revision
diirfen etwa nicht in die von ihnen ge-
priften Prozesse involviert sein; ebenso ist
es problematisch, wenn Wirtschaftspriifer
bei einem Unternehmen gleichzeitig als
Berater und Priifer fungieren oder eine
Rechnungskontrollbehérde bei einem Pro-
jekt begleitend hinzugezogen werden soll,
das sie unter Umstinden im Nachhinein
zu priifen hat.

www.staedtebund.gv.at

>

Osterreichischer
Stiadtebund

Funktionelle Trennung
Immer wieder haben Missstinde in grofien
Unternehmen zu einem Ruf nach stirkerer

Kontrolle gefiihrt: etwa vor zehn Jahren
rund um den ,,Enron“-Skandal, in dessen
Folge Unternechmen in den USA (und
schliefSlich auch in der EU) dazu ver-
pflichtet wurden, ein ,Internal Control
System® einzufiihren.

Das Prinzip der Funktionstrennung von
Controlling und Kontrolle ldsst sich nicht
zuletzt aus diesem Konzept (bzw. dessen
Umsetzung im deutschsprachigen Raum
als ,Risikomanagementsystem®) ableiten:
Controlling als prozessabhingige, per-
manente Uberwachungshandlung einer-
seits, Kontrolle in Form von prozessun-
abhingiger interner und externer Priifung
andererseits.

Die neben dem Controlling einzuord-
nenden innerorganisatorischen Siche-
rungsmafinahmen (oftmals als IKS — in-
ternes Kontrollsystem — bezeichnet) be-
ziehen sich insbesondere auf die Zuver-
lassigkeit des Rechnungswesens, die Auf-
bau- und Ablauforganisation (z.B. die
Trennung von vollziehender, verbuchender
und verwaltender Funktion, das Vier-
Augen-Prinzip oder Zugriffsberechtigun-
gen) sowie die Einhaltung tibergeordneter

Ziele.

Buenos Dias

Institutionelle Trennung

Gerade die Forderung nach verstirkter
Kontrolle, etwa durch grofere Zeitnihe
und kleinere Teilabschnitte, lisst die Grenzen
zwischen nachgingiger und begleitender
Kontrolle erneut verschwimmen. Umso
notwendiger ist es, die funktionelle und
auch institutionelle Trennung von Con-
trolling und Kontrolle in den regelmifiig
aufkommenden Diskussionen rund um
mogliche Kompetenzerweiterungen von
Kontrollinstitutionen herauszustellen.
Begleitende Beratung erschwert nach-
gingige Kontrolle und stellt die Unab-
hingigkeit der Priiforgane zumindest po-
tenziell in Frage. Gerade in deren Unab-
hingigkeit und der Objektivitit des Fach-
urteils liegen aber die Wesenmerkmale
der Kontrolle.

Vertrauen in Organisationen aufzubauen
und zu sichern, ist zweifellos eine we-
sentliche Aufgabe aller Uberwachungs-
einrichtungen: Mit dem Blick auf die
dargestellte Funktionstrennung lisst sich
jedoch auch umgekehrt sagen, dass Steue-
rungsdefizite durch effektive Kontrolle
zwar aufgezeigt werden, aber jede noch
so griindliche Kontrollmafinahme laufende
Steuerung nicht ersetzen kann: Hier ist
wiederum das Controlling in die Pflicht
zu nehmen. [ |
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          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Nein
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

STANDARDS ----------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: Ohne

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 8000
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Nein
Graustufenbilder beschneiden: Nein
Schwarzweißbilder beschneiden: Nein
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Ja
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Nein
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0
RGB-Repräsentation als verlustfrei betrachten: Nein
Optionen für relative Pfade zulassen: Nein
Intern: Alle Bilddaten ignorieren: Nein
Intern: Optimierungen deaktivieren: 0
Intern: Benutzerdefiniertes Einheitensystem verwenden: 0
Intern: Pfad-Optimierung deaktivieren: Nein
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WIEN OPEN DATA

Open Data bringt
auch mehr Partizipation, bessere
Kommunikation und beginstigt
Innovation sowie Entwicklung.
Daher setzt die Stadt Wien mit
ihrem Open-Data-Konzept ganz
auf Offenheit und Transparenz.
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pen Government Data bezeichnet

die Idee, dass von der Verwaltung ge-
sammelte offentliche Daten frei zuginglich
gemacht werden. Diese Daten sollen der
Bevolkerung in maschinenlesbarer Form zur
Verfiigung gestellt werden, sodass die Daten
auch automatisiert verarbeitet werden kénnen.
Neben den technischen Schnittstellen muss
seitens der Verwaltung ein rechtlicher Rahmen
geschaffen werden. Beispiele fiir diese 6ffentli-
chen Daten sind etwa Geo-Daten, Verkehrs-
daten, Umweltdaten, Budgetdaten oder
statistische Daten.
Personenbezogene Daten werden dabei nicht
verdffentlicht. Open Data bietet Nutzungs-
moglichkeiten auf verschiedensten Ebenen.
Unternehmen sowie BiirgerInnen kénnen mit
den angebotenen Daten selbst neue Anwen-
dungen und Dienste erstellen. Auch die
Beteiligung der BiirgerInnen an politischen
Entscheidungsprozessen wird durch Open
Data geférdert. Wissenschaft und Forschung
profitieren ebenfalls vom vereinfachten
Datenaustausch.

PERMANENTER AUSBAU

Der Daten-Katalog startete mit mehr als

30 maschinenlesbaren Datensitzen und wird
laufend erweitert. Bei den Eintrigen handelt
es sich um Daten mit Georeferenzierungen,
Statistiken sowie Budgetdaten. Im Startpaket
waren zum Beispiel Altstoffsammelstellen,
Kindergirten, Kurzparkzonen oder Kranken-
hiuser als georeferenzierte Daten, eine Reihe
von Bevolkerungsstatistiken sowie Daten zu
Rechnungsabschluss sowie Finanzgebarung
der Stadt zu finden. Die Spielregeln fiir die
NutzerInnen sind sehr einfach. Bei der Off-

AUSZEICHNUNGEN

nung weiterer Daten will die Stadt auch auf die
Wiinsche der UserInnen eingehen. Zu diesem
Zwecke wurde im Sommer 2011 bei einer
Online-Umfrage die Moglichkeit geboten, das
umfangreiche Leistungsangebot der Stadt Wien
beziiglich Prioritdten beim Ausbau hinsichtich
Open Government und Open Data zu bewer-
ten. Daneben gibt es einen Wettbewerb fiir die
Wirtschaft, um Innovationen und Entwicklun-
gen, die aus den Open-Government-Daten der
Stadt entstehen oder entstanden sind, zu finden
und auszuzeichnen.

PLATTFORM WIEN

Auch ein offenes Forum wurde eingerichtet —
zum Austausch zwischen den BiirgerInnen
und Expertlnnen der Stadt Wien. Zusitzlich
gibt es die Moglichkeit, tiber ein Kontake-
formular mit der Stadt in Verbindung zu
treten — oder an der nichsten OGD-Plattform
Wien teilzunehmen: Die Open-Government-
Data-Plattform Wien soll einen regen Infor-
mationsaustausch zwischen Verwaltung und
interessierten BiirgerInnen ermoglichen.

ANWENDUNGEN

Open Government meint das Bekenntnis zur
Offnung der Verwaltung im Sinne von mehr
Transparenz, mehr Partizipation und einer
stirkeren Zusammenarbeit mit Bevolkerung,
Wirtschaft und Wissenschaft. Dies geschicht
durch den verstirkten Einsatz von Internet-
Technologie. Bereits im letzten Jahr wurde die
Stadt Wien fiir ihre Web-Losungen mit dem
»ebiz egovernment award 2010“ ausgezeichnet.

www.data.wien.gv.at

Der Preisregen fiir Web-Losungen der Stadt Wien ging auch heuer weiter: Anfang
September wurde der Open-Government-Data-Katalog beim 11. eGovernment-
Wettbewerb 2011 in Berlin in der Kategorie ,Innovativstes eGovernment-Projekt”
mit dem ersten Preis ausgezeichnet. Das Projekt ist wegweisend fiir andere
Verwaltungen in Deutschland und Osterreich, war die Jury tiberzeugt.

Fir den Relaunch des Webauftritts, den innovativen Routenplaner AnachB.at und
die ,Ideenkiste” des ICE Vienna gab es den ,ebiz egovernment award 2010".



Konsultationsmechanismus:

Bewahrtes und Neues

Auch wenn sich der Konsultationsmechanismus als wichtiges Instrument zur Abwehr von
Kosteniberwélzungen grundsatzlich bewahrt hat, gibt es haufig Kritik an den Darstellungen

der finanziellen Auswirkungen. Neue Richtlinien und Werkzeuge sollen hier aber Abhilfe schaffen.
Mag. Christian Sturmlechner/Mag. Gerald Reindl, Bundesministerium flr Finanzen

Vereinbarung Uber einen
Konsultationsmechanismus

Seit nunmehr zwdlf Jahren ist die Verein-
barung! tiber einen Konsultationsmecha-
nismus (im Folgenden KM-V) ein we-
sentliches Element der finanziellen Be-
ziehungen zwischen Bund, Lindern und
Gemeinden. Zusammengefasst enthilt
die KM-V?2

¢ Informationspflichten (Art. 1 KM-
V): Bund und Linder miissen in alle Ge-
setzesentwiirfe und Regierungsvorlagen
sowie alle beschlussreifen Verordnungs-
entwiirfe eine Darstellung der finanziellen
Auswirkungen aufnehmen, die den Richt-
linien gemifl § 14 Abs. 5 des Bundes-
haushaltsgesetzes entsprechen, und diese
Rechtssetzungsvorhaben zur Begutachtung
mit Mindestfristen von vier Wochen (Ent-
wiirfe) bzw. einer Woche (Regierungs-
vorlagen) tibermitteln;

* Verhandlungspflichten (Art. 2 und 3
KM-V): Innerhalb der Begutachtungsfrist
— bei Regierungsvorlagen aber nur dann,
wenn sie vom Begutachtungsentwurf ab-
weichen — kénnen vom Bund, von den
Lindern sowie vom Osterreichischen
Stidtebund und vom Osterreichischen
Gemeindebund Verhandlungen in einem
Konsultationsgremium tiber die zusitz-
lichen finanziellen Ausgaben verlangt
werden;

* Kostentragungspflichten (Art. 4 und
5 KM-V): Kostentragungspflichten kénnen
sich daraus ergeben, dass der Gesetzgeber
der Empfehlung des Konsultationsgremi-
ums Rechnung trigt. Automatische Ko-
stentragungspflichten, die unmittelbar
auf der KM-V beruhen, entstehen, wenn
der Verpflichtung zur Begutachtung mit
Mindestfristen nicht nachgekommen wur-
de oder wenn die Empfehlung des Kon-

sultationsgremiums nicht abgewartet oder
wenn ihr vom Gesetzgeber nicht Rechnung
getragen wurde, und weiters dann, wenn
Mehrausgaben durch Anderungen im Na-
tionalrat bzw. Landtag oder durch Initia-
tivantrige verursacht werden. Die Ko-
stentragungspflichten entstehen aber nur
dann, wenn die Mehrausgaben bestimmte
Bagatellbetrige tibersteigen, die bei Bun-
desvorhaben fiir das Jahr 2011 rd. 2,1
Mio., bei Vorhaben der Linder zw. rd.
0,05 Mio. Euro (Bgld.) und rd. 0,5 Mio.
Euro (Wien) betragen®. Die automatische
Kostentragungsverpflichtung gilt nur bis
zum Ende der jeweiligen Finanzausgleichs-
periode (Art. 4 Abs. 3 KM-V).

Die KM-V gilt nicht fir die Umsetzung
von zwingendem Gemeinschaftsrecht, fiir
Gesetzesvorhaben, die die Gebietskorper-
schaften in ihrer Eigenschaft als Triger
von Privatrechten so wie jeden anderen
treffen, sowie fiir abgabenrechtliche und
fiir bundesgesetzliche und davon abgeleitete
finanzausgleichsrechtliche Regelungen

(Art. 6 KM-V).

Konsultationsmechanismus

in der Praxis

Zur Beantwortung der Frage von Weifs4,
ob der Konsultationsmechanismus ein
wirksames Instrument oder nur eine Be-
ruhigungspille sei, kann Bufjager zitiert
werden, der nach seinen ersten sechs
Jahren feststellte: ,,Der Konsultationsme-
chanismus hat sich in den letzten Jahren
als ein wichtiges Instrument eingelebrt,
mit Hilfe dessen sich die Gebietskorper-
schaften gegen eine Kostentiberwilzung
durch eine rechtsetzende Gebietskorper-
schaft zur Wehr setzen kénnen.’ Die
KM-V hat jedenfalls einerseits zu einem
hoheren Maf$ an Kostenbewusstsein und

Kostentransparenz gefiithrt und andererseits
durch die Gefahr automatischer Kosten-
tragungspflichten die gesetzgebende Ge-
bietskorperschaft, also zumeist den Bund,
gezwungen, auf die vorgebrachten Einwinde
auch tatsichlich einzugehen.

Diesem Befund widerspricht niche, dass
das Konsultationsgremium bei Bundes-
vorhaben tatsichlich nur ein einziges mal
zusammengetreten ist und sich damals
ergebnislos vertagt hat. In der Praxis
werden ndmlich nach einem Verlangen
nach Verhandlungen im Vorfeld Gespriche
gefiihrt, um Kostentragungsfolgen zu ver-
meiden®, und die kritisierten Regelungen
entsprechend angepasst oder Rechtsset-
zungsvorhaben sogar zur Ginze zuriick-
gestellt. Dass es auch unterschiedliche
Auffassungen dariiber geben kann, ob
nicht bei einer anderen Berechnung der
Mehrausgaben die Bagatellgrenze tiber-
schritten worden wire oder ob es sich
noch um die Umsetzung zwingenden Ge-
meinschaftsrechts handelt, und daher Ver-
langen nach Verhandlungen nicht immer
zu Gesprichen oder Anderungen Anlass
geben, liegt in der Natur der Sache.

Ein neuer Weg

Mit der KM-V wurde in vielerlei Hinsicht
Neuland betreten. Offene rechtliche Fragen
und Verbesserungsmaoglichkeiten in der
praktischen Abwicklung durften daher
nicht iiberraschen. Die offenen Rechtsfra-
gen’ haben bisher das Funktionieren des
Konsultationsmechanismus angesichts der
beschriebenen Praxis aber nicht beein-
trichtigt. Ebenso wenig haben sich Be-
furchtungen bewahrheitet, dass die Aus-
nahmen fiir finanzausgleichsrechtliche und
abgabenrechtliche Regelungen® fiir die
Linder und Gemeinden von Nachteil sein

OGZ 10/2011


Verwendete Acrobat Distiller 8.0/8.1 Joboptions
Dieser Report wurde mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v4.0.0" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Registrierte Kunden können diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 8.0/8.1 kostenlos unter http://www.impressed.de/DistillerSecrets herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Beschreibung:
     Postyellow-PDF
PDF 1.4 + Transparency
Colour spaces remain as used
Printing resolution for commercial printing up to 2540 dpi
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.4
     Komprimierung auf Objektebene: Nur Tags
     Seiten automatisch drehen: Aus
     Bund: Links
     Auflösung: 1200 dpi
     Alle Seiten
     Piktogramme einbetten: Nein
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Nein
Papierformat:
     Breite: 240.002 Höhe: 327.002 mm

KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 350 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 571 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 350 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 571 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Aus
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Nein
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: None
     Farbmanagement: Farbe nicht ändern
     Wiedergabemethode: Standard
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Ja
     Transferfunktionen: Entfernen
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Nein
     PostScript XObjects zulassen: Nein
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Nein
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Nein
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

STANDARDS ----------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: Ohne

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 8000
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Nein
Graustufenbilder beschneiden: Nein
Schwarzweißbilder beschneiden: Nein
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Ja
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Nein
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0
RGB-Repräsentation als verlustfrei betrachten: Nein
Optionen für relative Pfade zulassen: Nein
Intern: Alle Bilddaten ignorieren: Nein
Intern: Optimierungen deaktivieren: 0
Intern: Benutzerdefiniertes Einheitensystem verwenden: 0
Intern: Pfad-Optimierung deaktivieren: Nein
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Osterreichischer
Stiadtebund

konnten: Die seit dem Inkrafttreten der
KM-V abgeschlossenen Finanzausgleichs-
gesetze wurden jeweils einvernehmlich pak-
tiert, und da seit dem Finanzausgleichsgesetz
2005 fast alle Bundesabgaben gemein-
schaftliche sind und einheitlich im Verhiltnis
von etwa 2/3 Bund und 1/3 Linder und
Gemeinden verteilt werden, treffen abga-
benrechtliche Anderungen die Finanzaus-
gleichspartner ohnehin in gleichem Ausmaf3,
sodass die Linder und Gemeinden keine
tiber diese Beteiligung hinausgehende tiber-
miflige Belastung durch steuerrechtliche
MafSnahmen des Bundes befiirchten miis-
sen. Nichtsdestotrotz gibt es auch Kritik
an der Umsetzung der KM-V und durchaus
Raum fiir Verbesserungen. Einer der Haupt-
kritikpunkte ist, dass die Darstellung der
finanziellen Auswirkungen des geplanten
Gesetzes- bzw. Verordnungsvorhabens tiber-
haupt fehlt oder unzulinglich isf. Diesem
Umstand soll aber nunmehr im Zuge der
Umsetzung der zweiten Etappe der Haus-
haltsrechtsreform des Bundes durch neue
Richtlinien und einem Handbuch und
Hilfsmitteln fiir die AnwenderInnen Rech-
nung getragen werden.

Buenos Dias

www.staedtebund.gv.at

Haushaltsrechtsreform 2013

Die erste Etappe, die als wesentliche
Neuerungen den auf vier Jahre verbindli-
chen Bundesfinanzrahmen und ein neues
Riicklagenregime brachte, ist bereits mit
2009 in Kraft getreten. Die Vorberei-
tungsarbeiten fiir die Anderungen ab
1.1.2013 durch die zweite Etappe laufen
auf Hochtouren: Die Transparenz der
Haushaltsfithrung soll verbessert werden,
indem eine tibersichtlichere Gliederung
des Budgets sowie die Erginzung von
Wirkungsinformationen zu einer hoheren
Aussagekraft der Budgetunterlagen fiihren.
Das neue doppische Veranschlagungs-
und Verrechnungssystem verschafft zudem
einen erweiterten Einblick in die finanzielle
Lage des Bundes.!® Ein weiteres wichtiges
Instrument ist dabei die Einfihrung der
wirkungsorientierten Folgenabschitzung.

Wirkungsorientierte
Folgenabschatzung

Ab Jinner 2013 sollen fiir alle Regelungs-
vorhaben des Bundes, etwa Gesetze und
Verordnungen und fiir Vorhaben gemif3
§ 58 Abs. 2 BHG 2013, etwa grofiere

Beschaffungs- oder Bauprojekte, wir-
kungsorientierte Ziele definiert und die
zu erwarteten Auswirkungen abgeschitzt
werden. Vertieft abzuschitzen sind jedoch
nur die wesentlichen Auswirkungen. Dieses
zweistufige Vorgehen ist Voraussetzung
fiir eine im Hinblick auf Ressourcen ver-
hiltnismifige Herangehensweise. Fiir die
Ziele und Maf$nahmen sind Indikatoren
anzugeben, das kénnen Kennzahlen oder
Meilensteine sein, deren Erreichen spiter
in einer internen Evaluierung analysiert
wird. Mit der wirkungsorientierten Fol-
genabschitzung werden nicht nur im
Budget, sondern im gesamten Steuerungs-
kreislauf die angestrebten Wirkungen und
erwarteten Auswirkungen dargelegt. Die
Abschitzung der finanziellen Auswirkun-
gen ist dabei das Herzstiick.

Abzuschétzende Auswirkungen

gem. § 17 Abs. 1 BHG 2013:

. finanzielle,

° wirtschafts-,

° umwelt- und

° konsumentenschutzpolitische
Auswirkungen

Offene juristische
Fragen haben die
Effektivitat des
Konsultationsme-
chanismus nicht
geschmélert



FINANZEN UND WIRTSCHAFT

Sie zielt darauf ab, die budgetiren Effekte
neuer MafSnahmen systematisch zu ermitteln
und damit eine bessere Planbarkeit in der
Haushaltsfiihrung zu erreichen. Gleichzeitig
ist sie, insbesondere fiir Politik und Gesell-
schaft, Informationsquelle fiir die Beurteilung
der ,,Gesamtkosten neuer Maf$nahmen.

Bessere Anwendung

durch Unterstitzung

Bei der Ausgestaltung der Rahmenbedin-
gungen wird auf Erfahrungen des BMF
bei der Einfithrung der Abschitzung der
Verwaltungskosten fiir Unternehmen (2007)
und BiirgerInnen (2009) zuriickgegriffen:
Grofle Unterstiitzung ist der Schliissel zu
einer besseren Darstellung. Daher soll auch
bei den finanziellen Auswirkungen NEU,
neben einem Handbuch mit Beispielen
und Erklirungen, eine IT-Anwendung die
Abschitzung erleichtern (Finanzielle-Aus-
wirkungen-Rechner). In diesem werden
z.B. Standardsitze fiir Personalaufwand
hinterlegt oder Berechnungen automatisiert
vorgenommen (z.B. der Abschreibung).
Die AnwenderInnen koénnen sich somit
auf Analyse und Erhebung der Berech-
nungsgrundlagen konzentrieren, ohne die
mathematischen Kalkulationen einer mo-
dernen Kostenabschitzung ,eigenhindig®
vornehmen zu miissen. Gleichzeitig wird
durch ein automatisch generiertes Ergeb-
nisdokument eine gute Mindestqualitit
der Abschitzung sichergestellt.

Finanzielle Auswirkungen -

Was ist neu?

Der Bund stellt neben den Auswirkungen
auf den Bundeshaushalt und die Vollbe-
schiftigungsiquivalente, die finanziellen
Auswirkungen fiir die Linder und Gemein-
den sowie kiinftig auch fiir die Sozialversi-
cherungstriger dar. Die Logik des BHG
2013 bedeutet zudem eine doppische Sicht-
weise: Der periodengerecht erfasste Res-
sourcenverbrauch wird im Ergebnishaushalt
abgebildet, die entsprechenden Zahlungs-
strome im Finanzierungshaushalt. Im Ver-
mogenshaushalt konnen allfillige Verinde-
rungen des Vermogens abgelesen werden.
Die Berechnung wird fiir das laufende und
mindestens die nichsten vier Finanzjahre
vorgenommen, wobei bei Uberschreitung
gewisser Grenzen auch langfristige finanzielle
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Auswirkungen darzustellen sind. Fiir Vor-
haben bzw. Projekte erfolgt die Berechnung
fur die gesamte Laufzeit.

Die finanziellen Auswirkungen werden kiinf-
tig je Aufwands- und Ertragsgruppe ermittelt
und ausgewiesen, z.B. Personalaufwand,
betrieblicher Sachaufwand, Transferaufwand.
Entscheidend ist, dass zuerst alle Aufwen-
dungen und Ertrige einer MafSnahme in
voller Hohe — d.h. unsaldiert — berechnet
werden. Erst anschliefflend wird die budgetire
Betrachtung vorgenommen. Fiir den Bun-
deshaushalt ist hierbei die Vereinbarkeit
mit den Finanzrahmen nachzuweisen und
anzugeben, wie die Bedeckung erfolgt: z.B.
durch bereits veranschlagte Mittel, Um-
schichtungen oder Entnahme von Riicklagen.
Die Ausarbeitung der neuen Richtlinien
im Bereich der KM-V erfolgt gemeinsam
mit den Lindern, dem Stidte- und Ge-
meindebund. Ziel ist es auch hier, eine ver-
besserte Darstellung zu erreichen. Linder,
die kameral veranschlagen und somit tiber
keinen Ergebnis- und Finanzierungshaushalt
verfiigen, gehen nach dem skizzierten Vor-
gehensmodell vor. Dabei werden statt Auf-
wendungen und Ertrigen Kosten und Erl6se
ermittelt. Statt eines Finanzierungshaushalts
sind gemif$ der kameralen Veranschlagung
Einnahmen und Ausgaben anzusetzen. An-
schlieffend wird dargelegt, ob die berechneten
Ausgaben direkt mit dem Regelungsvorhaben
verbundene Umschichtungen darstellen
oder zu zusitzlichen finanziellen Ausgaben
fihren. Die Darstellung erfolgt ebenfalls in
einer einheitlichen Struktur.

Die neue Verordnung wird voraussichtlich
Ende 2011 einer Begutachtung unterzogen.
Anschlieflend werden im Jahr 2012 in
einem Pilot mit ausgewihlten Teilnehmer-
Innen Handbuch, Rechner und Darstellung
getestet, sodass eine verbesserte Abschitzung
der finanziellen Auswirkungen 2013 er-
folgreich starten kann. |

1, Vereinbarung zwischen dem Bund, den Lindern und den Ge-

inde Jtati b und einen

kirperschafien”, BGBL. Nr.

iiber einen Ko
kiinftigen Stabilititspakt der Gebi
35/1999.
Zu einer ausfiibrlicheren Darstellung der Rechtslage siehe Mat-
zinger, Konsultationsmechanismus, OGZ 2001 Heft 2, Seite
21; Pauer, Der Konsultati b und sein rechtliche
Rabmen, OGZ 2001, Hef: 2, Seite 28; BufSjiger, Rechtsfiagen
zum Konsultationsmechanismus, OJZ 2000, 581.
Kundmachung der Bundesministerin fiir Fi betreffend
die Betragsgrenzen (Bund und Liinder) nach der Vereinbarung
iiber einen Konsultationsmechanismus fiir das Jahr 2011,
BGBI. II Nr. 168/2011. Die Werte beziehen sich auf die Sum-
me der Mehrausgaben der jeweils beteiligten Gebietskd
perschaften, d.h. die Meh ben fiir die gesetzgebende Ge-
bietskirperschaft selbst sind nicht zu beriicksichtigen.
Weifs, Der Konsuls hani Beruhigungspille oder
wirksames Instrument?, OGZ 1999, Heft 10, Seite 4.
Buf§jiger, Konsultationsmechanismus auf dem Priifstand, Zur
Praxis des Konsultationsmechanismus 1999-2004, OHW
2005, 106.
Buffjiiger, FN 4, Seite 113; Anfragebeantwortung der schrifili-
chen parlamentarischen Anfrage 1237/] an den Bundeskanzler
betreffend Konsultati h - Praxis in der XXI. und
XXII. Gesetzgebungsperiode.
Siehe etwa Kramhiller/Pauer, Die bisherigen Erfabrungen mit
dem Konsultationsmechanismus in der Bundes- und der Landes-
gesetzgebung, OJZ 2001, 346; sowie BufGiger, FN 6, 113.
Weifs, FN 4, Seite 6.
Institut fiir Fideralismus Innsbruck, 34; Bericht iiber den Fode-
ralismus in Osterreich (1999), Wien 2010, Seite 190.
10 Weiterfiihrende Informationen zu den Inhalten der Haushalts-
rechtsreform sind im Internet auf den Seiten des BMF abrufbar,
https:/fwww.bmf.gv.at/Budget/Haushaltsrechtsreform/_start. htm.
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Reformen bleiben den Gemeinden

nicht erspart. Die Entflechtung der
Aufgaben hat oberste Prioritat

Gemeindefinanzen:
Ist eine Trendwende In Sicht?

Die Ertragsanteile sprudeln 2011 wieder, mit dem Pflegefonds konnte eine erste Lésung flr die
Pflegefinanzierung gefunden werden. Zeichnet sich somit eine Trendwende zum Besseren bei
den Gemeindefinanzen ab, wie haufig in den Gemeinden gehofft und geglaubt wird?

Peter Biwald, KDZ-Zentrum ftir Verwaltungsforschung

Die letzte Frithjahrsprognose des KDZ-
Zentrum fiir Verwaltungsforschung zur Ent-
wicklung der Gemeindefinanzen (Stand An-
fang April 2011) bis zum Jahr 2014 zeigte
noch ein anderes Bild. Danach wiirde der
Uberschuss der laufenden Gebarung nach
1,4 Mrd. Euro im Jahr 2008 bis 2014 auf
rund 460 Mio. Euro sinken.

Aufgrund der doch héheren Steigerungen
der Ertragsanteile sowie der Entlastung durch
den Mitte 2011 eingerichteten Pflegefonds
wird der Abwirtstrend der Gemeindefinanzen
etwas abgebremst. Der Uberschuss der lau-
fenden Gebarung wird sich gegeniiber dem
Zeitraum vor 2009 ,,nur mehr* halbieren,

www.staedtebund.gv.at

und zwar auf voraussichtlich rund 700 Mio.
Euro. Ursachen fiir diese Entwicklung sind,
dass die Ertragsanteile 2011 vermutlich
wieder auf dem Wert von 2008 liegen
werden, die Transfers an die Linder (Lan-
desumlage, Sozialhilfe, Krankenanstalten)
im selben Zeitraum jedoch um mehr als
500 Mio. Euro ansteigen werden. Die Ein-
nahmen-/ Ausgabenschere geht voll zu Lasten
des Uberschusses der laufenden Gebarung
und wird sich bis 2014 noch weiter auftun,
da die laufenden Transfers mit 6 bis 7
Prozent p.a. stirker wachsen als die Ertrags-
anteile mit plus 4,5 Prozent p.a. Dement-
sprechend zeigt das Ergebnis weiterhin einen

Buenos Dias

kritischen Trend — Saldo 1 wird in den
nichsten Jahren auf halbem Niveau der
Jahre 2008 und davor sein — womit sich
auch der Investitionsspielraum der Gemein-
den halbiert. Es bediirfte einer Reduktion
der Transfersteigerungen von derzeit 7,5
Prozent p.a. auf maximal 3,5 Prozent p.a.,
um den Saldo 1 bis 2014 wieder auf das
Niveau von 2008 heben zu kénnen. Die
Entwicklung der Zinsen bildet ein weiteres
Risiko fiir die Gemeindefinanzen. Ein Anstieg
der Darlehenszinsen um einen Prozentpunke
wiirde eine zusitzliche jihrliche Belastung
von 100 bis 150 Mio. Euro inklusive ausge-
gliederter Schulden bedeuten.
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Abbildung 1: Netto-Transfers” der Gemeinden ohne Wien 1995-2009 (in Mio. €)
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) Sekundére Netto-Transfers (Finanzzuweisungen flr Personennahverkehr, Kopfquotenausgleich zur
Finanzkraftstarkung, Zuschusse fur Theater und Gemeinde-Bedarfszuweisungen abzUglich Landes-
umlage), tertidre Netto-Transfers und resultierende gesamte intragovernmentale Netto-Transfers der
Gemeinden ohne Wien (Zahlungen zwischen Gemeinden und &ffentlichen Rechtragern) sowie
extragovernmentale Netto-Transfers (Zahlungen zwischen Gemeinden und privaten Rechtstragern).
Quelle; Statistik Austria 1995-2008; Bréthaler, 2008, SimFag, 2010, Ifip, TU Wien, eigene Berech-
nungen, 2010. In: Biwald, Peter et.al: Grundlegende Reform des Finanzausgleichs - Transfer und

Kostentragung 2010, S. 43.

Transfers als offener
Problembereich

Insgesamt bestehen sehr vielfiltige Trans-
ferbeziehungen, insbesondere zwischen Ge-
meinden und Lindern, welche in den letzten
Jahren stark an Volumen zugenommen ha-
ben. Betrachtet man den primiren und se-
kundiren Finanzausgleich, erhielten die
osterreichischen Gemeinden (ohne Wien)
im Jahr 2009 aus den gemeinschaftlichen
Bundesabgaben Ertragsanteile in der Héhe
von 5.583 Tsd. Euro. Davon wurden die
Vorwegabziige (fiir Bedarfszuweisungen) in
Hohe von rund 700 Mio. Euro direkt ab-
gezogen und an die Linder tiberwiesen.
Weiters reduzierte die Landesumlage die
Ertragsanteile der Gemeinden um weitere
300 Mio. Euro. In Summe blieben den
Gemeinden im Jahr 2009 von den 5,6
Mrd. Euro an Gemeinde-Ertragsanteilen
laut Finanzausgleich rund 4,6 Mrd. Euro
fiir die eigene Gestion. Fast 20 Prozent der
Gemeinde-Ertragsanteile sind den Lindern
fiir die Gewdhrung von Bedarfszuweisungen
sowie fiir die Finanzierung von Landesauf-
gaben zugeflossen.

Die von den Lindern einbehaltenen Be-
darfszuweisungsmittel werden in Form von
Forderungen wieder an die Gemeinden aus-
geschiittet. Hinzu kommen durch Landes-
mittel finanzierte Forderungen, welche in
den Bereich des tertidren Finanzausgleichs
fallen. Eine klare Abgrenzung von Bedarfs-
zuweisungsmitteln, welche den Gemeinden
aufgrund des Finanzausgleichs zustehen,
und den Landesmitteln ist oftmals nicht
moglich. Die Transferbezichungen zwischen
den Lindern und Gemeinden sind sowohl
laufender als auch einmaliger Natur. Insbe-
sondere in den Bereichen Kinderbetreuung,
Pflichtschulen, Musikschulen und Feuerwehr
bestehen laufende Transferzuschiisse.

Im Gegenzug miissen die Gemeinden mit
Zuschiissen fiir Sozialhilfe (Mindestsicherung,
Pflege, Behindertenhilfe, Jugendwohlfahrt)
und Krankenanstalten Landesaufgaben mit-
finanzieren. In diesen beiden Politikfeldern
haben die Gemeinden keine Planungs- und
Mitgestaltungsmoglichkeiten, sondern neh-
men ausschliefSlich eine Finanzierungsfunk-
tion wahr. In Summe sind die an die Linder
geleisteten Transfers hoher als die von den

Lindern erhaltenen Transfers und weisen
in den letzten Jahren eine starke negative
Dynamik aus Sicht der Gemeinden auf.
Im Bereich der sekundiren Transfers besteht
grundsitzlich ein positiver Transfersaldo,
wohingegen im Bereich der tertidren Transfers
die Belastung fiir die Gemeinden deutlich
tiberwiegt. Insgesamt weisen die Transfers
im tertidren Finanzausgleich eine deutlich
dynamischere Entwicklung auf als die Trans-
fers im sekunddren Finanzausgleich. Dem-
zufolge erhdhte sich der negative Transfersaldo
zwischen 2000 und 2009 zwischen Lindern
und Gemeinden um rund 500 Mio. Euro.
Fiir das Jahr 2009 bedeutet dies, dass die
Gemeinden um eine Milliarde Euro mehr
an die Linder gezahlt haben, als sie zuriick-
erhielten. Den Gemeinden verbleiben von
den ihnen zustehenden Ertragsanteilen in
Hohe von 5,6 Mrd. Euro im Jahr 2009
somit nach Abzug der Vorwegmittel, der
Landesumlage sowie des Transfersaldos rund
3,9 Mrd. Euro zur eigenen Disposition.
Der Abzug von 1,7 Mrd. Euro entfillt mit
rund 0,7 Mrd. Euro auf die Bedarfszuwei-
sungen und mit rund 1,0 Mrd. Euro auf
die Finanzierung von Landesaufgaben.

Der Anstieg dieser Transferlasten seit 2000
entspricht fast der Hilfte der Zunahme der
Ertragsanteile (0,5 Mrd. Euro mehr Trans-
ferlast bei 1,2 Mrd. Euro gestiegener Er-
tragsanteile) bzw. fast einem Drittel der ge-
stiegenen Finanzkraft (plus 1,6 Mrd. Euro
seit 2000).

Umverteilende Wirkung -

primarer Finanzausgleich

auf den Kopf gestellt

Die Transferverflechtungen stellen den pri-
miren Finanzausgleich (Verteilung der Er-
tragsanteile) auf den Kopf. Im primiren
Finanzausgleich sind insbesondere Stidte
iber 20.000 EinwohnerInnen (EW) sowie
finanzkriftigere Gemeinden besser gestellt.
Demgegeniiber kommt es durch den se-
kundiren Finanzausgleich (Landesumlage,
Bedarfszuweisungen) und die Umlagenbe-
lastungen in den Bereichen Sozialhilfe und
Krankenanstalten zu einer Umverteilung
zulasten finanzkriftiger und grofierer Ge-
meinden: vergleicht man die Ertragsanteile
vor und nach Beriicksichtigung sekundarer
Transfers und Umlagen reduziert sich das
Verhiltnis bei Betrachtung der Einwohner-

OGZ 10/2011
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grofe von 1:1,54 auf 1:1,28 bei den Ge-
meinden unter 2.500 EW zu den Gemeinden
tiber 50.000 EW. Bei der Betrachtung nach
Finanzkraft-Quintilen von 1:1,27 sinkt das
Verhiltnis auf 1:0,83 bei den Gemeinden
des 1. und 5. Finanzkraft-Quindils'.

Das heifSt, nach dem sekundiren Finanz-
ausgleich und den beiden Umlagen ver-
bleiben den finanzkraftschwichsten Ge-
meinden rund 720 Euro je EW aus den
Ertragsanteilen, wihrend die finanzkraft-
stirksten Gemeinden nur noch mit rund
600 Euro je EW ausgestattet sind?.

Trendwende nicht in Sicht —
Reformbedarf gegeben

Fine Trendwende bei den Gemeindefinanzen
zeichnet sich derzeit nicht ab, weshalb der
bereits langjihrig bestechende Reformbedarf,
insbesondere im Finanzausgleich, weiterhin
virulent ist. In der Gesamtarchitektur des
Finanzausgleichssystems sind fundamentale

Reformen erforderlich, die eine Reihe von
Transfers tiberfliissig machen. Insbesondere
durch eine konsequente Entflechtung von
Aufgaben und einen damit einhergehenden
Abbau von Mischfinanzierungen sowie
durch die Stirkung der subnationalen Ab-
gabenautonomie kann die Notwendigkeit
der Gewithrung von Transfers deutlich ein-
geschrinkt werden.
Dies bedeutet jedoch auch, dass die Vielzahl
heutiger intragovernmentaler Transfers auf-
gelassen werden sollten. Dies konnte aus
Sicht einer aktuellen Studie? in folgenden
Schritten erfolgen:
eAuflassen der Landesumlage und anderer
Umlagen als vertikale Transfers der Ge-
meinden an das Land.
*Abgehen von bisherigen Vorwegabziigen,
Bedarfs- und Finanzzuweisungen.
eKlare Trennung der Verantwortlichkeit
fir Aufgaben, Ausgaben und Einnahmen

zwischen den Lindern und Gemeinden —

z.B. Kinderbetreuung als Gemeindeaufgabe,
Fithrung von Pflichtschulen als Landes-
aufgabe.

Klare Regelung der Aufgabe der sozialen
Sicherung (eventuell auch OPNV) als ge-
meinschaftliche subnationale Aufgabe —
d.h. moglichst einheitliche gesetzliche Re-
gelung und Finanzierung bei den Lindern,
dezentrale Fithrung der mobilen Dienste,
Pflegeheime auf Basis von Normkosten
auf der Gemeindeebene.

*Fithrung von Krankenanstalten als Ge-
meinschaftsaufgabe der Linder inklusive
Finanzierungsverantwortung. |

!Im 1. Finanzkrafi-Quintil liegen jene 20 Prozent der
Gemeinden mit der geringsten Finanzkraft, im
5. Finanzkraft-Quintil jene 20 Prozent der Gemeinden
mit der hichsten Finanzkraft.

2Siehe P. Biwald, H. Bauer, ]. Brithaler, M. Getzner,
K. Mitterer, M. Schratzenstaller: Grundlegende Reform des
Finanzausgleichs — Transfers und Kostentragung,
Wien 2010, S. 83/84

3 Siehe P. Biwald, et.al: Transfers und Kostentragung, S. 108
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Intern: Optimierungen deaktivieren: 0
Intern: Benutzerdefiniertes Einheitensystem verwenden: 0
Intern: Pfad-Optimierung deaktivieren: Nein
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FINANZEN UND WIRTSCHAFT

Alternativstrategien
zur Fuhrung offentlicher Bader

Assoziationen zu kommunalen Hallen- und Freibadern sind stets mit einem &uBerst positiven
Grundtenor zu Funktion und gesellschaftlichem Nutzen verbunden. In letzter Zeit findet sich
dieser Typus kommunaler Freizeiteinrichtungen jedoch immer haufiger im medialen
Scheinwerferlicht, und zwar ob einer finanziellen Schraglage.

Wolfgang Oberascher, KDZ-Zentrum flr Verwaltungsforschung

Kein Einzelfall und vielfach auch nach-
vollziehbar, betrachtet man die kommunale
Biderlandschaft: Wihrend der durch-
schnittliche Eigenkostendeckungsgrad von
Hallenbidern, gemifd einer jihrlichen
Studie im Zeitraum 2001 bis 2010 niemals
die 50-Prozent-Marke iibersteigt,' befinden
sich rund 52 Prozent der &sterreichischen
Bider in Gemeinden mit weniger als
10.000 EinwohnerInnen.? Hiervon werden
81 Prozent in Eigenregie gefiihrt,> wobei
ein laufender Abgang und damit korre-
spondierender Zuschussbedarf fiir kleinere
Gemeinden eine maflgebliche Kostenpo-
sition im Haushalt darstellen kann. Sind
noch Sanierungsarbeiten der hiufig in
den 1970er-Jahren errichteten Bider er-
forderlich, kann dies ohne zusitzliche Be-
darfszuweisungen zu einer untiberwind-
baren finanziellen Hiirde heranwachsen.
Als ,ultima ratio® wird hiufig nur mehr
die Schlieflung der Anlage gesehen. Biir-
gerlnnen mangelt es dann aber an Ver-
stindnis, warum das einzige Bad der Re-
gion geschlossen, das Freizeitangebot zu-
riickgeschraubt wird und somit einer ur-
eigenen Aufgabe der kommunalen Lei-
stungserbringung nicht mehr nachgekom-
men werden kann.

Alternativen zur SchlieBung?

Eher bekannte Strategien versuchen Ak-
zente in Richtung einer effizienteren Be-
triebsfithrung zu setzen, was eine Steige-

Buenos Dias

rung der Erldse bei gleichzeitiger Reduktion ' . ;'] 3
der Kosten impliziert. Auch wenn solche =
MafSnahmen ,die richtigen Schritte” dar- § ] g
stellen, fruchten sie vielfach erst mittel- - - 5 — :
fristig. Alternative Ansétze sollen die SchlieBung von &ffentlichen Badern verhindern
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Osterreichischer
Stiadtebund

Angesichts dieses Umstands gehen
neue Ansitze einen Schritt weiter,
um die Erfolgsquote eines Wei-
terbestandes zu verbessern. Effi-
zienzsteigernde Mafinahmen wer-
den um partizipative bzw. koope-
rative Elemente erweitert und ver-
suchen die Leistungsfihigkeit der
Kommune durch ,,Unterstiitzung
von Auflen® zu erhéhen. Im Ge-
gensatz zu Public-Private-Partner-
ship-Modellen wird die Unter-
stiitzung nicht in privatwirtschaft-
lichen Unternehmungen gesucht,
sondern in der Zusammenarbeit
mit lokalen Schwimmuvereinen
oder anderen Gemeinden.

Vereinsmodelle zur Siche-
rung des Fortbestandes
Grundsitzlich stehen zahlreiche
Konstellationen der rechtlichen
Ausgestaltung zur Verfiigung, wel-
che von der vollumfinglichen
Uberfithrung des Hallenbadob-
jektes in Vereinseigentum bis zur
lediglich temporiren Ubergabe
einer begrenzten Nutzung in Ver-
einsstunden reichen. Dies impli-
ziert eine jeweils unterschiedliche
Verteilung von Rechten und
Pflichten zwischen Gemeinde und
Verein, die durch schriftliche Lei-
stungskontrakte festzuhalten ist.
So kann im Rahmen eines Be-
triebsfithrungsvertrages eine ver-
tragliche Leistungsaufteilung zwi-
schen Verein und Gemeinde aus-
verhandelt werden (z.B. der Verein
steuert einen Teil der Personal-
ressourcen bei). Bei Nutzungs-
tiberlassungsvertrigen erhilt der
Verein simtliche Rechte und
Pflichten zur Fithrung des Bade-
betriebes, wohingegen die Kom-
mune einen Unterhaltungszu-
schuss gewihre.4

Ein 6ffentliches Schulbad
fir die Biirgerlnnen?
Optional kann iiberlegt werden,
inwiefern sich ein bestehendes
Bad als Schulsporteinrichtung
qualifizieren ldsst. Denn im Falle

www.staedtebund.gv.at

einer Eignung kann das Schulbad
auflerhalb der Schulsportstunden
auch den BiirgerInnen offentlich
zuginglich gemacht werden.

Ein wesentlicher Anreiz liegt in
einer méglichen kooperativen Fi-
nanzierungsausgestaltung. Denn
wihrend sich die Kosten des 6f-
fentlichen Badebetriebes gegen
die laufenden Eintrittserlose ver-
rechnen, konnten die laufenden
Kosten des Schulbadbetriebes nach
einem Schliissel an die Schul-
sprengelgemeinden weiterverrech-
net werden. Insofern zeigt sich
diese Art des Weiterbetriebes als
eine implizite Form einer Ge-
meindekooperation.

Ziel dieser Ansitze ist es, das
Hallenbad fiir den 6ffentlichen
Betrieb bei einem geringeren Zu-
schussbedarf zu sichern und da-
durch auch vielleicht die erfor-
derlichen Investitionen finanzieren
zu konnen.

Vom Suchen und Finden
der optimalen Betriebsform
Welche der vorgestellten Varianten
den hochsten Eignungsgrad auf-
weist, um eine bestandsgefihrdete
Badeeinrichtung zu erhalten, kann
nicht unabhingig vom jeweiligen
Einzelfall beurteilt werden. Den
zentralen Fragestellungen widmet
sich das KDZ-Seminar ,,Strategien
zur Effizienzsteigerung und Be-
standssicherung kommunaler Frei-
zeiteinrichtungen® am 23. und
24.11.2011 in Linz. [ |

" Deutsche Gesellschaft fiir das Badewesen: Referenz-
werte Uberortlicher Biidervergleich, Report 2010,
Teil 1 (http:/fwww.baederportal.com/)

2 im Vergleich zu Deutschland mit lediglich 16 Pro-
zent der Bider in Gemeinden unter 10.000 EW

3 Vgl. Altenburg Bider Report, S. 78

4 Dahingehend ist jedoch das Auslisen einer poten-
tiellen U hten: Fiir Inter-
essierte sei auf folgende Literatur verwiesen:
Kamper, K.; Albrecher, H.: Das Problem der Um-

bei ausgegliederten Gemeindeaktiviti-
ten. In: OGZ 12/2009-1/2010, S. 39-41. Kama-
lage, O.: Umsatzsteuerpflicht bei Betriebskostenzu-
schiissen fiir Schwimmbiider fragwiirdig.
In: Die Niedersichsische Gemeinde, 5/2007, S.
158-160.

rpflicht zu b

Weiterbildung

KDZ-Seminare, Strategien zur Effizienzsteigerung und
Bestandssicherung kommunaler Freizeiteinrichtungen
23.-24.11.2011, Linz

Zielgruppe:

Blrgermeisterinnen, Mandatarinnen, zustandige Magistrats- und
Stadtamtsdirektoren, Amtsleiterinnen sowie kommunale Verantwortli-
che flir Freizeiteinrichtungen im operativen Bereich, Finanzverantwort-
liche und Rechnungspruferinnen, Betriebsleiterinnen, leitende Bedien-
stete, Gemeindeaufsichtsbedienstete, welche Optimierungspotentiale
und Weiterfiihrungslosungen flir defizitare Einrichtungen in ihrem
Wirkungsbereich suchen.

Ziel:

Kommunale Freizeiteinrichtungen beinhalten ein hohes Identifikations-
potenzial fiir Biirgerinnen und bilden einen wesentlichen Eckpfeiler
kommunaler Standortattraktivitit. Gleichzeitig finden sich Stadte und
Gemeinden in einem engen Haushaltskorsett, welches in den letzten
Jahren zu zahlreichen SchlieBungen von Freizeiteinrichtungen geftihrt
hat.

Wie die Erhaltung und der Fortbestand dieser Einrichtungen trotz
knapper Haushalte gesichert werden kann, steht im Mittelpunkt die-
ses Seminars. Der erste Block widmet sich effizienzorientierten Be-
triebsflihrungsstrategien zur Reduktion der Kosten und langfristigen
Steigerung von Erlésen. Im zweiten Block werden alternative Betrei-
berkonzepte vorgestellt, welche als ,ultima ratio* eine Betriebsschlie-
Bung vermeiden lassen.

Programmschwerpunkte:

e Ausgangssituation und neue Anforderungen —
zentrale Rahmenbedingungen

e Freizeitbetriebe — Kostenstruktur und Kennzahlen der
unterschiedlichen Typen

e Analyseinstrumente und Entscheidungsfindungstechniken zur
|dentifikation qualifizierter Handlungsoptionen der Erldssteigerung

e Ausbau der Kosten- und Leistungsrechnung und des Controlling
zur Steigerung der Kostenwahrheit

e Mdgliche ,Stellschrauben” zur Reduktion von Personal- und
Sachkosten

o Alternative Betriebskonzepte — Beteiligung von Vereinen und
Privater, Schulbader

o Worst-Case-Szenario BetriebsschlieBung — Was ist zu beachten?

 Beispiele aus der kommunalen Praxis

Vortragende:

Mag. Peter Biwald (Geschéftsfiihrer, KDZ-Zentrum fiir Verwaltungsfor-
schung), Mag. Wolfgang Oberascher (Wissensarbeiter, KDZ-Zentrum

flr Verwaltungsforschung), Senatsrat Dipl.-Ing. Hubert Teubenbacher
(Dienststellenleiter, Wiener Bader MA 44)

Info: http://www.kdz.or.at/seminare
Mag. Wolfgang Oberascher, KDZ-Zentrum fiir Verwaltungsfor-
schung, Tel.: 01/8923492-21, E-Mail: oberascher@kdz.or.at
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Verwendete Acrobat Distiller 8.0/8.1 Joboptions
Dieser Report wurde mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v4.0.0" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Registrierte Kunden können diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 8.0/8.1 kostenlos unter http://www.impressed.de/DistillerSecrets herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Beschreibung:
     Postyellow-PDF
PDF 1.4 + Transparency
Colour spaces remain as used
Printing resolution for commercial printing up to 2540 dpi
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.4
     Komprimierung auf Objektebene: Nur Tags
     Seiten automatisch drehen: Aus
     Bund: Links
     Auflösung: 1200 dpi
     Alle Seiten
     Piktogramme einbetten: Nein
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Nein
Papierformat:
     Breite: 240.002 Höhe: 327.002 mm

KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 350 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 571 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 350 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 571 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Aus
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Nein
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: None
     Farbmanagement: Farbe nicht ändern
     Wiedergabemethode: Standard
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Ja
     Transferfunktionen: Entfernen
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Nein
     PostScript XObjects zulassen: Nein
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Nein
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Nein
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

STANDARDS ----------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: Ohne

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 8000
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Nein
Graustufenbilder beschneiden: Nein
Schwarzweißbilder beschneiden: Nein
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Ja
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Nein
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0
RGB-Repräsentation als verlustfrei betrachten: Nein
Optionen für relative Pfade zulassen: Nein
Intern: Alle Bilddaten ignorieren: Nein
Intern: Optimierungen deaktivieren: 0
Intern: Benutzerdefiniertes Einheitensystem verwenden: 0
Intern: Pfad-Optimierung deaktivieren: Nein
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Die Stadt Wien bietet zahlreiche Informationen nun auch als App direke fur
iPad oder iPhone an. Dieser unkomplizierte Service hat neben den jederzeit
abrufbaren Inhalten noch einen weiteren Vorteil: Er ist kostenlos.

Kl:lssische Medien haben lingst elektroni-
che Konkurrenz bekommen. Kein Tag
mehr ohne rasche Information aus dem Netz,
via entsprechender App, vorzugsweise gleich
auf das iPad oder iPhone. Dem Trend entspre-
chend gibt es auch das Infoblatt der Stadt
Wien, die Zeitung ,wien.at®, seit Jahresbeginn
jeden Monat direkt auf iPad, iPhone und iPod
touch. Bei dieser multimedialen Variante han-
delt es sich um eine angereicherte pdf-Version.
Ausgewihlte Artikel werden mit Hintergrund-
videos, Bildergalerien oder Audio-Dateien
garniert, die extra fiir die mobilen Gerite er-
stellt und optimiert werden. In der aktuellen
Ausgabe etwa testen die Science Busters den
Spider Rock, die weltweit grofite mobile Flug-
anlage. Das Video des Kamerateams konnen
Sie unkompliziert am iPad oder iPhone an-
schauen. So etwa war die Kamera auch beim
Nightride, der Geburtstagsfeier der Wiener
Nacht-U-Bahn, dabei. Dariiber hinaus gibt

es einige Bildergalerien, wie zum Beispiel die
besten Fotos aus den vergangenen Jahren der
Viennale. Und vieles mehr ...

KOSTENLOSE APP

Und so kommen Sie zu Threr wien.at-App:
Im iTunes Store geben Sie einfach den Begriff
wien.at“ in das Suchfenster ein. Nun kann
man zwischen den Versionen fiir iPad oder
iPhone wihlen. Diese sind selbstverstindlich
gratis. Klickt man nun auf ,Installieren®,

lidt man die Applikation auf den Computer
oder direkt auf den sogenannten Schreibtisch

des iPads.

WIEN MOBIL

Beim Klicken auf das wien.at-Icon 6ffnet sich
die App und alle verfiigbaren Ausgaben er-
scheinen im Kiosk. Hier sieht man auflerdem

unter dem jeweiligen Cover, wie viele Videos,

Ganz Wien in der Hand: alle verfligbaren
Ausgaben von wien.at in einer App.

Bildergalerien oder Downloads enthalten sind
sowie die Grofle der gesamten Datei. Ein
nicht unwesentlicher Faktor das Datenvolumen
betreffend, wenn man versucht, sich Ausgaben
unterwegs herunterzuladen. Schneller und
giinstiger ist auf jeden Fall der Download
innerhalb eines WLAN-Netzwerks.

MOBILER WEBSERVICE

Wiens Webservice ist in einer eigenen Mobil-
version verfligbar. Beim Aufruf einer wien.at-
Seite mit dem Handy wird automatisch auf

die optimierte Ansicht fiir kleine Gerite um-

geleitet. Eine App-Installation ist nicht erfor-
derlich. Das browserbasierte Portal kann von
allen internetfihigen mobilen Endgeriten
erreicht werden. Das Erscheinungsbild wirke
durch einige Designschritte gestraffter. Darii-
ber hinaus gibt es Erweiterungen im Funkti-
onsumfang. So kann nun auf reine Textdar-
stellung umgeschaltet werden, wodurch die
jeweilige Seite schneller geladen wird. Der
Text selbst wird durch einen Klick auf ,A+“
grofler und leichter lesbar.

Zusitzlich kann man sich den Inhalt der meis-
ten Seiten von einer automatisch erzeugten
Wiener Stimme vorlesen lassen. Ein Klick
auf ,Vorlesen® generiert eine MP3-Datei, die
mit jeder MP3-App abgespielt werden kann.
Mit der Empfehlungsfunktion kann auf

die aktuelle Seite {iber die Dienste Twitter,
Facebook und Delicious verwiesen werden.
Voraussetzung dafiir ist ein entsprechendes
BenutzerInnenkonto beim jeweiligen Dienst.
Wer diese Dienste nicht benutzen méchte,
kann den Link zur mobilen Seite auch per
E-Mail versenden.

In Zukunft soll auch der beliebte Stadtplan
integriert werden — fiir noch mehr BiirgerIn-
nennihe.

WIEN.AT FUR IPAD & IPHONE
Angereichert mit informativen Videos,
Bildergalerien, Hordateien oder PDF-Do-
kumenten kann man das Informations-
blatt der Stadt Wien in elektronischer
Form Uberallhin mithehmen. Und das
Beste daran: Die App ist kostenlos.

www.wien.at
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Gender Budgeting als

ell eines kommunalen

Haushaltswesens

Gender Budgeting umschreibt eine gerechte Verteilung von
finanziellen und materiellen Ressourcen des Staates auf
verschiedene Gesellschaftsgruppen, wobei zumeist
geschlechterspezifische Aspekte im Mittelpunkt stehen.
Karoline Mitterer, KDZ-Zentrum fdr Verwaltungsforschung

In den Budgets und in der Verteilung
offentlicher Gelder zeigt sich, ob politische
Projekte nur Lippenbekenntnisse sind
oder tatsichlich Priorititen, die sich auch
in entsprechender finanzieller Ausstattung
zeigen.!

Gender Budgeting ist gerechte
Verteilung von Ressourcen

Durch die verfassungsrechtliche Veran-
kerung einer Gleichstellung von Frauen
und Minnern im Zuge der Haushalts-
fihrung fir alle Gebietskérperschafts-
ebenen steigt die Bedeutung von Gender
Budgeting und es entsteht die Notwen-
digkeit entsprechender Implementierungs-
strate-gien in die Steuerungsprozesse.
»Bei Gender Budgeting geht es um das
Sichtbarmachen der geschlechterspezifi-
schen Auswirkungen von Budgetentschei-
dungen, sowohl einnahmenseitig (Steuern,
Abgaben, etc.) als auch ausgabenseitig
(Forderungen, Zuteilung von Mitteln,
etc.). Gender Budgeting ist kein zusitz-
licher Budgetposten, sondern es werden
die unterschiedlichen Lebensrealititen
von Frauen und Minnern berticksichtigt

und die Geschlechterverhiltnisse syste-
matisch in die Budgetgebarung einbezo-
gen. Ziel ist eine gerechte Verteilung der
finanziellen Mittel zwischen den Ge-
schlechtern. Durch die Entwicklung von
quantitativen und qualitativen Indikatoren
kénnen Fortschritte in Richtung Gleich-
stellung von Frauen und Minnern iiber-
priift werden.?

Gender Budgeting ist dabei nicht nur
ein Instrument im Rahmen von Gender
Mainstreaming oder des 6ffentlichen
Haushaltswesens, sondern férdert ,,eine
Demokratisierung finanzpolitischer Ent-
scheidungsprozesse und ein Mehr an
Transparenz im Haushalt. Um dies zu
erreichen, bedarf es dabei einer Integration
von Gender Budgeting in das bestehende
Haushaltswesen. Ein alleiniges Betrachten
einzelner Budgetposten in einem eigenen
»angehingten® Kapitel des Voranschlags
bzw. Rechnungsabschlusses reicht daher
nicht. Vielmehr muss Gender Budgeting
als fixer Bestandteil wihrend des gesamten
Budgetprozesses gesechen werden und
dementsprechend zur Selbstverstiandlich-
keit werden.

e

Umsetzungsmadglichkeiten

Doch was konkret ist nun Gender Bud-
geting? Es bestehen zwar Definitionen
zu den grundsitzlichen Zielsetzungen,
auf eine konkrete Handlungsstrategie
kénnen die AkteurInnen der Gebiets-
kérperschaften jedoch nicht zugreifen.
Vielmehr findet sich eine Vielfalt an ver-
schiedenen Instrumenten, methodischen
Zugingen und Umsetzungsprojekten,
wobei im Folgenden die am hiufigsten
genannten Instrumente und Methoden
angeftihrt werden:*

OGZ 10/2011
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FINANZEN UND WIRTSCHAFT Stidtebund

Die Gleichstellung von
Frauen und Mannem
ist verfassungsrechtlich
verankert. Strukturelle
und finanzielle MaB-
nahmen mussen dies
aber absichem

*Analyse der Entscheidungsstrukturen: Strategien die Ungleichheit zwischen pe von potentiellen staatlichen Ausga-
Wer trifft Entscheidungen und inwieweit ~ den Geschlechtern? Beispielsweise scheint ben/Einsparungen einen Nutzen zichen
sind Frauen und Minner in die bud- die Forderung von Sportvereinen zu- beziehungsweise keinen Nutzen ziehen
getpolitischen Entscheidungsprozesse nichst geschlechtsneutral. Viele Vereine  wiirden (z.B.: Welches Geschlecht wiire
eingebunden? Welche formellen und fordern jedoch stark die Minnerdomine ~ mehr von Einsparungen im Kinderbe-
informellen Einflusskanile und Macht- Fuf$ball. Vereine hingegen, welche ver- treuungsbereich, Wohnungsbau, etc.
strukturen existieren? stirke Frauensportarten anbieten, sind betroffen?).

*Geschlechterbewusste Erfassung politi- hiufig unterdotiert. *Nutzenanalyse o6ffentlicher Ausgaben:
scher Strategien: Welche zu erwartende  *Nutzerabfrage und Analyse: Da Minner Wer empfingt welche staatlichen Lei-
direkte oder indirekte Wirkung hat eine ~ und Frauen unterschiedliche Interessen  stungen? Offentliche Ausgaben miissen
bestimmte Strategie auf Frauen und und Bediirfnisse haben, soll mithilfe dahingehend untersucht werden, in wel-
Minner? Verindert sich durch die Res-  von Umfragen und Erhebungen festge- chem Ausmaf sie von Midnnern oder
sourcenverteilung aufgrund politischer stellt werden, welche Bevolkerungsgrup- ~ von Frauen in Anspruch genommen

www.staedtebund.gv.at 6 8
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FINANZEN UND WIRTSCHAFT

werden (z.B.: Von wem werden staatliche
Einrichtungen verstirkt genutzt?).

*Analyse des Einflusses des offentlichen
Haushaltes auf Zeitnutzung: Hier wird
berechnet, in welchem Grad sich 6f-
fentliche Haushalte auf unbezahlte Arbeit
(erfolgt grofiteils durch Frauen) stiitzen.
Der volkswirtschaftliche Nutzen der
unbezahlten Arbeit soll bewertet werden
(z.B.: Was wiirde es dem Staat kosten,
wenn Frauen keine Altenpflege mehr
iibernehmen wiirden?).

*Analyse offentlicher Einnahmen (am
Beispiel Steueraufkommen): Wie ver-
teilen sich die diversen Steuern und
Abgaben auf die Geschlechter? Auch

unbezahlte Arbeit muss hier beachtet

werden!

eInstitutionalisierung von Gender Bud-
geting: Inwieweit wird der Genderaspekt
bei der Budgeterstellung beriicksichtigt
bezichungsweise institutionalisiert? Gibt
es ein Gender Budget-Statement oder
eine geschlechtssensible Budgeterklirung?

Gender Budgeting als Teil des
Steuerungssystems

Die Konzipierung und Durchfithrung von
Gender Budgeting-Projekten stellt die Ge-
meinden vor neue Herausforderungen.
Gender Budgeting erginzt die bisherige
Steuerungslogik um eine wirkungsorientierte
Ebene, womit die Zieldefinition im Steue-
rungsprozess eine besondere Bedeutung er-
hilt. Damit setzt die Zielsetzung im Rahmen
von Gender Budgeting daran an, welche
Wirkungen die einzelnen Leistungen und
Produkte der Gemeinden auf bestimmte
Interessensgruppen bzw. das Gemeinwohl
haben sollen.

SchliefSlich ist es fiir die politischen Ver-
treterInnen einer Gemeinde wichtig zZu
wissen, ob die Gelder dort ankommen,
wo sie benotigt werden, ob diese auch ge-
recht verteilt werden und ob sie die damit
verfolgten Wirkungen auch erreicht haben.
Hierbei sollte sich Gender Budgeting nicht
nur auf die Thematik Mann-Frau begren-
zen, sondern auch andere soziale Gruppen

(z.B. Personen mit Migrationshintergrund,
sozial schwache Personen, Jugendliche, il-
tere Personen) einbezichen.

Der kamerale Haushalt, als aktuell we-
sentlichstes Steuerungsinstrument einer
Gemeinde, bildet die Inputstrome ab,
vernachlissigt jedoch die durch die Ver-
waltung erbrachten Leistungen und in
weiterer Folge die damit erzielten Wir-
kungen. Insbesondere bei der Geschlech-
tergleichstellung steht jedoch nicht nur
die Inputanalyse im Mittelpunkt, sondern
auch die Zielsetzung, die Hinterfragung
der bestehenden Entscheidungs- und
Machtstrukturen und die Messung der
erreichten Wirkungen.

Verfassungsrechtliche

Verankerung

Der Umsetzung von Gender Budgeting >
kommt im Rahmen der mit 1. Jinner 2009
in Kraft getretenen Verfassungsnovelle
(BGBI. I Nr. 1/2008) besondere Bedeutung
zu, da im Art. 13 Abs. 3 B-VG als eine der

o4
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Osterreichischer
Stiadtebund

Staatszielbestimmungen die Gleichstellung
von Frauen und Minnern definiert wird:
,Bund, Linder und Gemeinden haben bei
der Haushaltsfithrung die tatsichliche
Gleichstellung von Frauen und Minnern
anzustreben.“ Gender Budgeting ist durch
die Haushaltsrechtsreform 2007 somit ver-
pflichtend fiir Bund, Lander und Gemein-
den in der 6sterreichischen Bundesverfassung
verankert. Die Konkretisierung der Verfas-
sungsbestimmung ist durch Bundesgesetze
zu treffen und fehlt derzeit noch.

Der fiir den Bundeshaushalt mit 1. Jinner
2013 in Kraft tretende Artikel 51 Abs. 8
B-VG schreibt vor: ,,Bei der Haushaltsfiih-
rung des Bundes sind die Grundsitze der
Wirkungsorientierung insbesondere auch
unter Beriicksichtigung des Ziels der tat-
sichlichen Gleichstellung von Frauen und
Minnern, der Transparenz, der Effizienz
und der méglichst getreuen Darstellung
der finanziellen Lage des Bundes zu be-
achten.“ Es ist zu erwarten, dass dies auch
fiir die Stidte und Gemeinde Relevanz er-
halten wird.

Handlungserfordernisse

fur Gemeinden

Es zeigt sich daher eine klare Entwicklung
zu Gender Budgeting, allerdings bestehen
trotz der verfassungsrechtlichen Verankerung
der Gleichstellung von Frauen und Minnern
in der Haushaltsfiihrung ab dem 1.1.2009
noch keine klaren und einheitlichen Um-
setzungsregelungen in den Budgetierungs-
prozess von Gemeindehaushalten. Vor allem
auf der Gemeinde- und Linderebene gab
es seitdem keine nennenswerten Entwick-
lungen und es scheint, dass Gender Bud-
geting trotz verfassungsrechtlicher Veran-
kerung ein Lippenbekenntnis bleibt.

In der jiingsten Vergangenheit gab es zwar
bereits Gemeinden, die erste Ansitze von
Gender Budgeting umsetzten (z.B. Tulln,
Dorfgastein, Baumgarten, Klosterneuburg,
Wien). Trotz all dieser bereits durchgefiihrten
Projekte handelt es sich dennoch um Pi-
lotprojekte, fiir welche die Instrumente
und Methoden von Gender Budgeting neu
erarbeitet wurden. Keines dieser Projekte
gleicht aufgrund der Schwerpunktsetzung
einem anderen Projekt und war dement-
sprechend bei der Entwicklung mit einigem
Aufwand verbunden.

www.staedtebund.gv.at

Uber die Pilotprojekte hinausgehend fehlt
es jedoch an Initiativen zu einer Weiter-
entwicklung von Gender Budgeting, wofiir
mehrere Griinde ausschlaggebend sein diirf-
ten, wie beispielsweise:

*Es ist nicht eindeutig geklirt, wer fiir die
flichendeckende Umsetzung von Gender

=

Buenos DiasBuenos Dias

Budgeting auf der Kommunalebene zu-
stindig ist. Zur nachhaltigen Institutio-
nalisierung von Gender Budgeting miissen
jedoch klare Zustindigkeiten fiir den sy-
stematischen Aufbau von Gender Know-
how und dessen Integration in die Ver-
waltung festgelegt werden. Es bedarf klarer
Verantwortlichkeiten fiir die Initiierung
des Gender Budgeting-Prozesses, fiir seine
Durchfiithrung und die Evaluierung sowie
gegebenenfalls ,,Nachbesserung® der Ana-
lyseergebnisse.

eDie fehlenden Sanktionsmechanismen tra-
gen nicht dazu bei, dass aktiv an einer
Losung gearbeitet wird.

Die Einfithrung von Gender Budgeting-
MafSnahmen bindet Ressourcen, welche
oftmals nicht bezichungsweise nicht aus-
reichend bereitgestellt werden.

*Es mangelt an einer praxistauglichen Uber-
tragung der bisher eher wissenschaftlichen
Ausfiihrungen zu Gender Budgeting. Eine
verstirkte Zusammenarbeit von Praxis,
Wissenschaft und Beratungsunternehmen
erscheint hier sinnvoll und notwendig.

*Gender Budgeting bedeutet eine Verin-
derung des Steuerungsmodells: weg von
einer Inputorientierung, hin zu einer Wir-
kunggsorientierung, was einen Kulturwandel
im Denken von Politik und Verwaltung
nach sich zieht.

In Summe besteht noch kein Gender Bud-
geting-Modell, welches mit dem &sterrei-
chischen Haushaltswesen kompatibel ist.
Eines, das um die Ergebnis- und Wirkungs -
dimension erweitert bezichungsweise erginzt
und in weiterer Folge fiir die einzelnen
Gemeinden einfach anwendbar ist. Ein
solches Modell kénnte jedoch ein Orien-
tierungsrahmen fiir Gemeinden und Stidte
sein, sodass diese keine aufwindigen Pi-
lotprojekte starten miissen, sondern auf
bereits vorhandene Erfahrungen und In-
strumente zuriickgreifen kénnen.
Schlief8lich ist klar, dass die Stidte und
Gemeinden dem verfassungsrechtlichen
Auftrag nachkommen miissen. Es gilt, ein
modernes Haushaltswesen zu entwerfen,
welches Geschlechterdiskriminierung er-
kennt und entsprechende Gegenmaf$nah-
men ermdglicht. Stidte und Gemeinden
sollten dabei die bestmdoglichsten Hilfe-
stellungen erhalten, um effizient und
effektiv. Gender Budgeting-Projekte um-
setzen zu konnen. Entsprechende Konzepte
bestehen derzeit nur in Form von Pilot-
projekten. Ein fiir alle Stidte und Ge-
meinden umsetzbarer Handlungsleitfaden,
welcher mit dem aktuellen Haushaltswesen
kompatibel ist, ist jedoch noch ausstindig.
Gender Budgeting muss schliefSlich als ein
Element des kommunalen Haushaltswesens
verstanden werden. [ |

siehe Buchinger, Birgit et.al.: Gender Budgeting in Oster-
reich, Miglichkeiten und Grenzen einer politischen Gleich-
stellungsstrategie, S. 79. In: Appelt, Erna (Hrg.): Gleichstel-
lungspolitik in Osterreich. Eine kritische Bilanz, 2009, S.
79-98.

siehe IMAG GMB; http://www.imag-gendermainstrea-
ming.at; [download: 5.1.2011].

siehe Frey, Regina: Gender Budgeting als geschlechterpoliti-
sche Strategie, in: ipg 2 /2010.

vgl. Klatzer, Elisabeth: Geschlechtergerechte Budgetgestaltung
— Gender Budgeting in Osterreich — Uberblick und Ausblick;
in: Gender Budgeting. Wege zur geschlechtergerechten Vertei-
lung offentlicher Gelder und Leistungen, 2005, S. 137.; vgl.
Frey, Regina, Sieben Instrumente der Budget Analyse,

N

w

IS

www.gender.delbudgets/siebeninstrumente. htm; [download:
5.1.2011].

5 Nihere Informationen zur nationalen Rechtsgrundlage fin-
den sich auf http://www.imag-gendermainstreaming. at.
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Imiegrated Urban Adio eit

ACT

Kreativwirtschaft
in Linz

Zur Férderung und Finanzierung in-
novativer Wirtschaftszweige sowie von
Klein- und Mittelunternehmen arbeitete
das Wirtschaftsservice der Stadt Linz
seit Herbst 2008 gemeinsam mit zehn
anderen Stédten aus ganz Europa am
FIN-URB-ACT Projekt ,,Integrated ur-
ban actions for fostering and financing
innovative ecconomies and SMEs*.

FIN-URB-ACT unterstiitzte an elf euro-
piischen Wirtschaftsstandorten lokale Seruk-
turen, die der Férderung und Finanzierung
innovativer Wirtschaftszweige sowie kleiner
und mittlerer Unternehmen (KMU) dienen.
Das Projekt konzentrierte sich primir auf
die Entwicklung maf3geschneiderter lokaler
Unterstiitzungsinstrumente sowie auf die
Verbindung finanzieller Instrumente mit
nicht-monetiren Serviceleistungen. Speziell
an Standorten der Wissensokonomie ist eine
lokale Hilfestellung wichtig fiir Unterneh-
mensgriindungen und die Weiterentwicklung
bereits bestehender KMU. Gef6rdert wurde
das Projekt im Rahmen des EU-Programms
URBACT.

Aufbau von
Unterstitzungsstrukturen

Ziel des EU-Projektes war die wirtschaftliche
Stirkung von Klein- und Mittelunternehmen
sowie das Fordern von Erwerbstitigkeit.
Dafiir wurden durch FIN-URB-ACT ent-
sprechende Unterstiitzungsstrukturen zur
Forderung von Innovation, Wettbewerb und
qualifizierter Unternchmensfithrung aufge-
baut oder weiterentwickelt. Ein wesentlicher
Aspekt dabei war es, den Zugang zu Fi-
nanzforderungen zur Griindung und Wei-
terentwicklung von KMU mit Hilfe inno-

vativer Ideen zu erleichtern. Dafiir brachten
die teilnehmenden Stidte ihre Handlungs-
konzepte in einem internationalen Vergleich
ein und entwickelten die eigenen integrierten
lokalen Konzepte anhand dieses Erfahrungs-
austausches weiter.

GRUNDEN in Linz

Die Stadt Linz hat im Rahmen von FIN-
URB-ACT - sowohl gemeinsam in der
Local Support Group (Vertreter der Johan-
nes-Kepler-Universitit, des Landes Ober-
osterreichs, Osterreichische Wirtschaftskam-
mer, Tech2b, i2b, Business pro Austria, FH
Oberdésterreich, Softwarepark Hagenberg
und Techcenter) als auch mit den anderen
Partnerstiadten — zahlreiche Initiativen gesetzt
und vom Know-how-Transfer stark profitiert.
So wurde beispielsweise gemeinsam mit der
Wirtschaftskammer Oberdsterreich ein Griin-
derkompass herausgegeben, der Unterneh-
mensgriinderInnen die Suche nach Hilfe
und Unterstiitzung erleichtern soll. Weiters
fiihrte das Institut fiir Unternehmensgriin-
dung eine Umfrage zu den finanziellen Be-
dirfnissen und notwendigen Rahmenbe-
dingungen der kreativwirtschaftlichen Griin-
derInnen im Raum Linz durch.

Auf der Plattform ,GRUNDEN® finden
Griinderlnnen dariiber hinaus all jene In-
stitutionen, die Unternehmensserviceleistun-

Innovative Economiss and SMEL
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gen anbieten. Zur Bewusstseinssteigerung
wurde neben publikumswirksamen Veran-
staltungen schliefllich auch ein Projektfilm
produziert, der vor allem den Beitrag von
FIN-URB-ACT fuir die Griinderinitiative
der Stadt Linz sichtbar macht.

Fiir die Stadt Linz bot das 2011 beendete
Projekt FIN-URB-ACT einen Mehrwert in
unterschiedlichster Hinsicht. Einerseits wur-
den durch das ,,iiber den Tellerrand hinaus
Blicken“ Impulse und Effekte im Bereich
der Kreativwirtschaft gesetzt, die nachhaltige
Wirkung fiir die nichsten Jahre haben
werden. Andererseits bot das Projekt die
Gelegenheit, sich international zu vernetzen,
auf europdischer Ebene auszutauschen, von
einander zu lernen und damit neues Know-
how zu generieren und umzusetzen — ein
nicht nur fiir den Wirtschaftsstandort Linz
ein wettbewerbsentscheidender Faktor.

Dr. Barbara Kovsca-Sagmeister,
Wirtschaftsservice der Stadt Linz,

Mag. (FH) Bernadette Malz, KDZ-Zentrum fiir
Verwaltungsforschung

INFO: Wenn Sie mehr (iber das Projekt wissen
mdchten, besuchen Sie die Projekthomepage
http://urbact.eu/en/projects/human-capital-entre-
preneurship/fin-urb-act/homepage/ oder kontak-
tieren Sie Dr. Barbara Kovsca-Sagmeister: barba-
ra.kovsca-sagmeister@mag.linz.at. Fir das
Programm FIN-URB-ACT gibt es eine eigene An-
sprechstelle in Wien. Die Expertinnen des National
Contact Points (http://www.oerok.gv.at/contact-
point/urbact.html) in der OROK informieren zu
allen programmrelevanten Fragen und unterstit-
zen bei Projektantragstellung und Durchfiihrung.
www.eu-guide.at, Mag. Alexandra Schantl,
schanti@kdz.or.at, Tel. (01) 8923492-37
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Hochster UNO-Preis fur Wiens ,,Sanfte Stadterneuerung”

Wien erhielt mit der ,,Scroll of Honour*
den wichtigsten Preis fur herausra-
gende Leistungen im Bereich der
Stadtentwicklung. Die Verleihung fand
im Rahmen des UN-Habitat-Tages
statt.

Der Preis ,,Scroll of Honour* in der Kate-
gorie ,Wohnen und Stadterneuerung, der
seit dem Jahr 1989 jihrlich vergeben wird,
ging seit 2001 erstmals wieder an eine eu-
ropdische Stadt und war der erste tiberhaupt
fiir ein umfassendes stidtisches Sanierungs-
programm. Die UN-Habitat begriindete
die Verleihung der ,Scroll of Honour® an
die Stadt Wien mit der Einzigartigkeit,
herausragenden Nachhaltigkeit und sozialen
Orientierung des Programms der ,,Sanften
Stadterneuerung.®

Ausgezeichnete

Stadtentwicklung

Am 4. Oktober 2010 wurde an die Stadt
Wien fiir ihre Politik der ,,Sanften Stadter-
neuerung” die wichtigste Auszeichnung der
Vereinten Nationen im Bereich des Wohnens,
die ,,Scroll of Honour 2010 der UN-Ha-

bitat, der UNO-Weltorganisation fiir Sied-
lungswesen und Wohnbau, verliehen. Biir-
germeister Hiaupl und Wohnbaustadtrat
Michael Ludwig nahmen die ehrenvolle
Auszeichnung von Yury Fedotov, General-
direktor des Biiros der UNO in Wien, und
George Deikun, Direktor des Europiischen
UN-Habitat-Biiros in Genf, entgegen.

,» Wien hat die Menschen in den Mittelpunkt
seines Stadterneuerungsprogramms gestellt,
indem Hiuser renoviert wurden, anstatt sie
abzureiflen. Dadurch haben sich die Le-
bensbedingungen von tausenden Menschen
enorm verbessert, hob Yury Fedotov bei
der feierlichen Verleihung der ,Scroll of
Honour® an die Stadt Wien hervor.

,, Gemeinsam mit {iber 100 Stidten weltweit
feiert Wien heute den Welttag des Wohn-
und Siedlungswesens. Stidte gehoren zu
den groften Errungenschaften unserer Zi-
vilisation. Die Stadt Wien hat zu dieser
Entwicklung in ihrer zweitausendjihrigen
Stadtgeschichte einen wichtigen Beitrag ge-
leistet®, unterstrich George Deikun.

,»Die Scroll of Honour ist eine weitere grof3e
Auszeichnung, die unsere Stadt heuer erhilt.
Schlieflich ist Wien heuer bereits zum zwei-

V.I.n.r.: Wohnbaustadtrat Dr. Michael Ludwig, Generaldirektor des Buros der Vereinten
Nationen in Wien Yury Fedotov, Burgermeister Dr. Michael Haupl, Direktor des
Européischen UN-Habitat-Blros in Genf George Deikun.

ten Mal zur Metropole mit der weltweit
besten Lebensqualitit gewihlt worden.
Wiens Leistungen im Rahmen der ,Sanften
Stadterneuerung’, die mit dazu beigetragen
haben, dass Wien heute die lebenswerteste
Stadt der Welt ist, wird dadurch hochste
internationale Anerkennung ausgesprochen®,
betonte Biirgermeister Michael Hiupl: ,Eine
grofe Ehre und Auszeichnung fiir unsere
Stadt und alle Biirgerinnen und Biirger, die
wir mit Freude und Stolz entgegenneh-
men!“

Wohnbaustadtrat Michael Ludwig freute
sich ebenfalls iiber den Preis ,,Scroll of Ho-
nour®: ,Die Stadt Wien geht den Weg der
Sanften Stadterneuerung’ — und das seit
vielen Jahren — in einem kontinuierlichen
Prozess und sehr oft im Rahmen von Block-
sanierungen. Dass dieser Weg nun durch
die UN-Habitat geehrt wird, ist eine her-
ausragende Anerkennung fiir das einzigartige
Sanierungs-Programm der Stadt Wien. Dies
umso mehr, als Wien damit in doppelter
Weise ausgezeichnet wird: Fiir sein nach-
haltiges, sozial orientiertes System der Stadt-
erneuerung mit den Menschen im Mittel-
punkt und fiir seine aktive Rolle bei der
Weitergabe der gewonnenen Erfahrungen
an andere Stidte.“

Jury und Auswahl

Jahrlich werden mehrere hundert Projekte
fir die ,,Scroll of Honour® eingereicht.
Nach einer Vorauswahl durch den World
Habitat Day-Koordinator werden diese
an eine Expertlnnenjury tibermiteelt, die
ihre Empfehlung an den UN-Habitat-
Direktor, derzeit Joan Clos, den ehema-
ligen Biirgermeister von Barcelona, abgibt.
Dem UN-Habitat-Direktor oblag auch
2010 die Endentscheidung fiir die Vergabe
des Preises.

Die Jury entscheidet anhand der vorge-
gebenen Schliisselkriterien im Gesamt-
zusammenhang einer nachhaltigen Stadt-
entwicklung. Im Jahr 2010 erfolgte dies
im Rahmen des Jahresthemas ,Better
City. Better Life“. Die Schwerpunkte
dabei lagen auf einer Verbesserung der
Lebensverhiltnisse und einer nachhaltig
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geplanten stidtischen Umwelt. Neben
der Stadt Wien wurden im vergangenen
Jahr unter anderem auch Singapur (Projekt
»Housing and Development Board: Of-
fentliches Wohnprogramm ,Housing a
Nation® “) und Johannesburg in Stidafrika
(Projekt ,,Social Housing Company: Ver-
besserung der Lebensbedingungen und
der Services fiir arme Familien®) ausge-
zeichnet.

»Scroll of Honour 2010¢

far Wiens Vorbildrolle in

der Stadterneuerung

Bisher wurden von UN-Habitat hiufig
Stidte in Entwicklungslindern ausgezeich-
net, da diese durch gute Projekte einen
besonders grofSen Schritt nach vorne ma-
chen kénnen. Europiische Stidte, obwohl
mit zahlreichen Projekten vertreten, wurden
in den letzten Jahren nicht mit der ,,Scroll
of Honour ausgezeichnet. Dass UN-Ha-
bitat Wien mit diesem hochsten Preis aus-
gezeichnet hat, wurde folgendermafien be-
griindet:

Wie UN-Habitat ausdriicklich festhilt,
wurde in Wien — im Gegensatz zu den
meisten Stidten der Welt — nie auf umfas-
sende Flichensanierung gesetzt, bei der
grof$flichig alte Stadtgebicte abgerissen
und durch Neubauten ersetzt wurden.
Diese Strategie fithrt anderswo zur Ver-
treibung der Bewohnerlnnen, die sich
meist die neuen Wohnungen nicht leisten
konnten. Durch das Modell einer ,;sanften,
bewohnerorientierten Stadterneuerung”
konnten in Wien Bewohnervertreibung
und Sozialgettos vermieden werden. Es
gibt, wie UN-Habitat festhilt, eine klare
Prioritit fiir soziale Kriterien und die aktive
Einbezichung der Bewohnerinnen und Be-
wohner in die Sanierungskonzepte. UN-
Habitat hebt dabei die soziale Dimension
hervor, aber auch den Beitrag der im Rah-
men der Wiener Stadterneuerung ausge-
l6sten Gesamtinvestitionen von bisher
rund 5,9 Milliarden Euro zur Stirkung
der lokalen Wirtschaft und des Arbeits-
markts.

Am wichtigsten ist in diesem Zusammen-
hang die sogenannte ,Sockelsanierung®,
bei der Wohnhiuser erhalten und verbessert
werden, ohne die MieterInnen umzusie-

deln.

www.staedtebund.gv.at

KOMMUNAL
KREDIT

KA DIREKT -
Veranlagung auf Knopfdruck

Mit KA DIREKT bietet die Kommunalkredit den Gemeinden eine
praktische Dienstleistung, um ihre Finanzen komfortabler zu
managen. Die Online-Termineinlage ist eine attraktive Moglichkeit,
kurzfristig Geld ertragreich anzulegen.

Eine Kommunalnet-Umfrage im Marz 2011 zur Riicklagenentwicklung in den dsterreichischen
Gemeinden bestatigte die hohe Bedeutung von liquiden Riicklagen als wesentliches Instrument
fir die Finanzgebarung der Gemeinden.

KA DIREKT - kurzfristig ertragreich anlegen

Darauf aufbauend hat die Kommunalkredit, als Idsungsorientierter Partner der Gemeinden,
ein elektronisch basiertes EURO-Veranlagungsprodukt fiir Osterreichs Gemeinden und
gemeindenahe Unternehmen (Verb@nde, Immobilien- und Infrastrukturbetriebe, Stadtwerke
etc.) entwickelt, um Liquiditatstiberschiisse kurz- bis mittelfristig ertragreich veranlagen zu
konnen — KA DIREKT.

DIREKT

KA DIREKT - ein Klick lohnt sich
Und so einfach und schnell geht’s: Unter www.kadirekt.at fiir KA DIREKT
registrieren, einloggen, Betrag iiberweisen — und lhr Geld arbeitet fiir Sie.

KA DIREKT-Hotline: +43 (0)1/31 6 31-750
KA DIREKT-E-Mail: kadirekt@kommunalkredit.at
KA DIREKT-WEB: www.kadirekt.at

KA DIREKT - DIE VORTEILE AUF EINEN BLICK.

ATTRAKTIV. Die Kommunalkredit bietet attraktive Zinsen, fix fiir die
gewihlte Laufzeit; tiglich aktuell unter www.Kadirekt at

EINFACH. Schon ab einem Betrag von EUR 20.000,- und einem Zeitraum

ab einem Monat kénnen Sie die Termineinlage online durchfiihren.

SCHNELL.  Mit KA DIREKT haben Sie rund um die Uhr Uberblick

tiber Ihre Finanzen.

KOSTENFREI. Die Abwicklung erfolgt kostenfrei — ohne Verrechnung von Konto-
fiihrungsprovisionen, Spesen oder Gebiihren. Was bleibt, ist Ihr Ertrag.
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Kommunale Grundversorgung sichern

Das aktuelle Stadtebarometer be-
statigt: 80 Prozent der Burgerinnen
wunschen sich, dass die kommu-
nalen Dienstleistungen von den
Gemeinden erbracht werden. Die
Gewerkschaft der Gemeindebedien-
steten — Kunst, Medien, Sport, freie
Berufe (GdG-KMSfB) hat daher
gemeinsam mit der Allianz ,Wege
aus der Krise® eine Initiative ins
Leben gerufen. In einer Gemeinde-
resolution werden eine ausreichende
Finanzierung der Gemeinden und
MaBnahmen zur Absicherung der
kommunalen Dienstleistungen flr
die Burgerlnnen gefordert.

Offentliche Dienstleistungen sind ein we-
sentlicher Bestandteil des osterreichischen

Wirtschafts- und Sozialsystems. BiirgerInnen
und Unternehmen erwarten zu Recht, dass
eine umfangreiche Palette von zuverldssigen,
stabilen und effizienten offentlichen Dienst-
leistungen in hoher Qualitit und zu er-
schwinglichen Preisen verfiigbar ist. Of
fentliche Dienste sorgen dafiir, dass kol-
lektive Bediirfnisse und Interessen, die
Aufgaben des Gemeinwohls, bedient werden
koénnen. Die 6sterreichischen Stidte, Ge-
meinden und Gemeindeverbinde spielen
bei der Erbringung dieser Dienstleistungen
eine bedeutende Rolle. Dariiber hinaus
haben die 6sterreichischen Stidte, Ge-

meinden und Gemeindeverbinde bei der
Bewiltigung bzw. Abfederung der Aus-
wirkungen der Finanz- und Wirtschaftskrise
eine wichtige Rolle gespielt, unter anderem
durch ihre Investitionstitigkeit vor Ort.

Finanzausgleich

dringend erforderlich

Demgegeniiber steht eine immer geringer
werdende Finanzierung dieser Aufgaben
seitens der 6ffentlichen Hand. Seit Jahren
werden die finanziellen Méglichkeiten der
Kommunen in Osterreich zunehmend ein-
geengt. Die Kommunen sehen sich auf-
grund der von ihnen zu erbringenden not-
wendigen Leistungen fiir die Bevolkerung
mit steigenden fi-
nanziellen Belastun-
gen konfrontiert,
ohne hierfiir einen
entsprechenden Aus-
gleich im Rahmen
des Finanzausgleichs
zu erhalten. Die Fol-
gen der aktuellen Fi-
und Wirt-
schaftskrise belasten
die offentlichen
Haushalte zusitzlich

nanz-

und verschirfen die
ohnehin angespann-
te Situation fiir die
Kommunen noch
weiter.

Schon bisher hat die kommunale Ebene
versucht, durch Verwaltungs- und Perso-
naleinsparungen ihrer prekiren finanziellen
Lage zu begegnen. Da weitere Effizienz-
steigerungen iiber Einsparungen kaum
mehr realisierbar sind, stehen Leistungs-
einsparungen fiir die Bevolkerung im
Raum. Die Leistungen der Stidte, Ge-
meinden und Gemeindeverbinde sind akut
bedroht, wenn nicht rasch strukturelle und
finanzielle Mafinahmen ergriffen werden.

Die Zukunft absichern
Damit auch in Zukunft die Erbringung
der 6ffentlichen Aufgaben durch die Kom-

munen gewihrleistet ist, muss daher eine

verteilungsgerechtere und breitere Finan-
zierung der Staatsausgaben durch den
Ausbau vermogensbezogener Steuern er-

folgen.

Gefordert werden:

e cine faire Mittelaufteilung durch einen
aufgabenorientierten Finanzausgleich und
eine klare Kompetenzaufteilung zwischen
den Gebietskorperschaften erfolgt.

* zusitzliches Geld aus dem Bundesbudget
eingesetzt wird, um offentliche Dienst-
leistungen (Altenpflege, Gesundheits-
dienste etc.) und kommunale Investitionen
(offentlicher Verkehr, Infrastruktur etc.)
in die o6ffentliche Daseinsvorsorge sicher-
zustellen und auszubauen.

* cine Modernisierung der gemeindeeigenen
Abgaben (z.B. Aktualisierung der Be-
messungsgrundlage der Grundsteuer) er-
folgt.

* Vermogen, Vermogenseinkommen bzw.
Vermogenszuwichse wie Zinsen, Divi-
denden, Kursgewinne oder Fondsertrige
grundsitzlich nicht geringer besteuert
werden als Arbeitseinkommen.

e Finanztransaktionen EU-weit besteuert
werden.

Mit den daraus resultierenden Einnahmen
bzw. frei werdenden Mitteln sollen zahl-
reiche gesellschaftlich wertvolle Arbeits-
plitze in den Bereichen Bildung, Ge-
sundheitsversorgung, Altenpflege, Kin-
derbetreuung, offentlicher Verkehr, er-
neuerbare Energien, thermische Gebiu-
desanierung und Gemeindedienstleistun-
gen finanziert werden. Die Kommunen
sind dadurch finanziell in der Lage, ihren
Beitrag zu leisten, um zahllose Menschen
in Osterreich aus der Armut und Ar-
mutsgefihrdung zu holen, die Nachfrage
zu stirken, die Situation am Arbeitsmarkt
splirbar zu entspannen und damit das
gesellschaftliche Klima, ohne grof3e Ver-
liererInnen, zu verbessern.

INFO: Die Resolution zum Downloaden
gibt es im Internet unter
www.kommunale-grundversorgung-sichern.at
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Osterreichischer
Stiadtebund

Ausschiisse, Sitzungen, Tagungen

8. bis 9. September 2011: Arbeitskreis Erfahrungsaustausch
der Schlichtungsstellen, Wien (Information: Ulla Weinke,
Tel.: +43 (0)1 4000 89996, E-Mdl: ulla.weinke@staedtebund.gv.at)

21. bis 22. September 2011: Finanzkommission, Bregenz
(Information: Oliver Puchner, Tel.:+43(0)1/4000 89994,
E-Mail: oliver.puchner@staedtebund.gv.at)

21. bis 23. September 2011: Fachausschuss fiir Stadtgarten,
Klagentfurt (Information: Alexander Lesigang, Tel.: +43 (0)1 4000
89978, E-Mail: alexander.lesigang@staedtebund.gv.at)

(4.) 5. bis 6. Oktober 2011: Fachausschuss fiir Kontrollamts -
angelegenheiten, Klagenfurt (Information: Oliver Puchner,

Tel.: +43(0)1/4000-89994,

E-Mail: oliver.puchner@staedtebund.gv.at)

5. bis 6. Oktober 2011: Fachausschuss fiir Gewerberecht und
Gewerbetechnik, Klagenfurt (Information: Sabine Marchart,
Tel.: +43 (0)1 4000 89977,

E-Mail: sabine.marchart@staedtebund.gv.at)

5. bis 6. Oktober 2011: Fachausschuss fiir Schulverwaltung,
Schwechat (Information: Sevim Aksakalli, Tel.: +43 (0)1 4000
89975, E-Mail: sevim.aksakalli@staedtebund.gv.at)

12. bis 13. Oktober 2011: Fachausschuss fiir Statistik und
Registeranwendungen, Kapfenberg

(Information: Oliver Puchner, Tel.: +43(0)1/4000-89994,
E-Mail: oliver.puchner@staedtebund.gv.at)

13. bis 14. Oktober 2011: Fachausschuss fiir
Stadtvermessung, Wolfsberg

(Information: Johannes Eschenbacher, Tel.:+43(0)1/4000-89984,
E-Mail: johannes.eschenbacher@stadtebund.gv.at)

13. bis 14. Oktober 2011: Fachausschuss fiir Personal -
management, Wels (Information; Sabine Marchart,

Tel.: +43 (0)1 4000 89977,

E-Mail: sabine.marchart@staedtebund.gv.at)

17. bis 19. Oktober 2011: Fachausschuss fiir
Marktamtsangelegenheiten, Wiener Neustadt
(Information: Ulla Weinke, Tel.: +43 (0)14000 89996,
E-Mail: ulla.weinke@staedtebund.gv.at)

www.staedtebund.gv.at

17. Oktober 2011: Fachausschuss fiir Friedhofe und

Feuer hallen sowie Fachausschuss fiir Bestattungswesen,
Graz (Information: Alexander Lesigang, Tel.: +43 (0)1 4000 89978,
E-Mail: alexander lesigang@staedtebund.gv.at)

20. bis 21. Oktober 2011: Fachausschuss fiir
Veterindrangelegenheiten, Klagenfurt
(Information: Sabine Marchart,

Tel.: +43 (0)1 4000 89977,

E-Mail: sabine.marchart@staedtebund.gv.at)

20. bis 21. Oktober 2011: Fachausschuss fiir
Offentlichkeitsarbeit, Innsbruck

(Information: Saskia Sautner, Tel.: +43 (0)1 4000 89990,
E-Mail: saskia.sautner@staedtebund.gv.at)

3. bis 4. November 2011 Fachausschuss fiir
Rechtsangelegenheiten, Innsbruck

(Information: Johannes Schmid, Tel.: +43 (0)1 4000 89982,
E-Mail: johannes.schmid@staedtebund.gv.at)

16. bis 17. November 2011: Fachausschuss fiir Integration,
Salzburg (Information: Sevim Aksakalli, Tel.: +43 (0)1 4000 89975,
E-Mail: sevim.aksakalli@staedtebund.gv.at)

1. bis 2. Dezember 2011: Fachausschuss fiir
Bauangelegenheiten, Wien (Information: Alexander Lesigang,
Tel.: +43 (0)1 4000 89978,

E-Mail: alexander lesigang@staedtebund.gv.at)

1. bis 2. Dezember 2011: Fachausschuss fiir
Informationstechnologien, Steyr

(Information: Johannes Eschenbacher, Tel.:+43(0)1/4000-89984,
E-Mail: johannes.eschenbacher@stadtebund.gv.at)

23. bis 25. April 2012: Fachausschuss fiir Marktamtsangele-
genheiten, Steyr (Information: Ulla Weinke, Tel.: +43 (0)1 4000
89996, E-Mail: ulla.weinke@staedtebund.gv.at)

26. bis 28. September 2012: Européischer Gemeindetag —

Generalversammlung des RGRE, Cadiz
(Information: www.ccre.org)

Alle rot markierten Termine sind ausschlieBlich fir Mitglieder des Stédtebundes



Handbuch fiir den Aufsichtsrat
Susanne Kalss/Peter Kunz (Hrsg.)
facultas.wuv 2010, € 220.-; ISBN: 978-3-7089-0579-2; 1.239 Seiten.

Das Handbuch Aufsichtsrat gibt profundes
Grundlagenwissen flir die Tétigkeit als Auf-
sichtsrat. Neben den wichtigen haftungs-
rechtlichen Fragen bietet es auch die we-
sentlichen betriebswirtschaftlichen Grund-
lagen fir die Befahigung zur Aufsichtsrats-
tatigkeit. Die Themen wurden auf mehr als
1.200 Seiten von einer Reihe ausgewiese-
ner Wissenschafterinnen und Praktikerin-
nen im besonderen Hinblick auf die prakti-
sche Umsetzung verfasst. Sogar eine Ein-
flihrung in die Bilanzanalyse findet Platz.

Die Themen (Auswahl):

e Typen des Aufsichtsrats (Konzern, Familie)

e Qualifikationsanforderungen der AR-Mitglieder

e Die Wahl des Aufsichtsrats

e Die Arbeitnehmervertreter

e Aufgaben des AR

e Strategisches Management fir Aufsichtsrate

e \lerglitung des Vorstands — gesetzliche Rahmenbedingungen
e Zivilrechtliche Verantwortlichkeit des Aufsichtsrats

o Strafrechtliche Verantwortlichkeit des Aufsichtsrats

* Aufsichtsratsvergiitung in Osterreich — die Sicht des Praktikers

Oliver Puchner

Zahltag, Finanz- und Wirtschaftskrise

und 6konomische Prinzipien

Ferry Stocker

2. Auflage; facultas.wuv 2010, € 19,30;

ISBN: 978-3-7089-0657-7; 194 Seiten.

e \Was hat die Implosion der Finanzmérkte verursacht, zur Finanzkrise geftihrt?

e Warum wurde aus der Finanzkrise die schwerste Wirtschaftskrise seit den

1930er-Jahren?

e \Nelche Optionen hat die Politik? Kann sie die Lage noch verschlimmern?

Diese hochaktuellen wie relevanten Fragen

werden erldutert. Und es wird zugleich ge-

zeigt, dass die vielféltige Negierung okonomi-

scher Prinzipien der Krise zugrunde liegt:
Hohe Renditen sind nur bei hohem Risiko er-
Zielbar. Wenn also die Realwirtschaft im
langfristigen Durchschnitt real und pro Kopf
um 2% jahrlich wéchst, kénnen Renditeer-
wartungen von 7% und mehr nicht ewig er-
filllt werden. Um Kkiinftige Krisen zu vermei-
den, ist es daher unumgdnglich, diese oko-
nomischen Prinzipien zu kennen und zu
beachten. Und das ist auch eine groBe
Lernchance! Die Krise als ,ultimative
Case-Study der Volkswirtschaftslehre®
zeigt deren Relevanz.

Die 2. aktualisierte und wesentlich erweiterte Auflage

e behandelt speziell die ,,Griechenland-* bzw. ,Staatspleitenthematik” und

e widmet ein eigenes Kapitel den erforderlichen Finanzmarktreformen.

Oliver Puchner

Mythen der Krise. ——
Einspriiche gegen falsche Mythen
Lehren aus dem groBen der Krise
Crash s v e
BEIGEWUM/Attac (Hrsg.)

VSA Verlag; € 10,80; ISBN: 978-3-
89965-373-1, 128 Seiten.

Zu Beginn der aktuellen Krise schien
der Neoliberalismus schweren Legiti-
mationsschaden zu nehmen. Doch mitt-
lerweile haben sich seine Anhédnger er-
holt und versuchen mit allen Mitteln,
ihre Lehren zu verteidigen. Mit Mythen
wie ,Der Staat ist schuld an der Krise* oder ,Europa ist nur Opfer* wird Ur-
sachenverleugnung betrieben. Mit Ansagen wie ,Jetzt droht die Hyperinfla-
tion“, ,Wir vererben nachfolgenden Generationen Schulden ohne Ende*”
oder ,Jetzt miissen alle den Girtel enger schnallen” wird nach Ansicht der
Autorlnnen versucht, eine Abkehr von der herrschenden wirtschaftspoliti-
schen Doktrin zu verhindern. Mit Warnungen wie ,Die Banken sind um je-
den Preis zu retten” werde beschleunigt in Sackgassen gesteuert.

Die Autorinnen nehmen sich die kursierenden Aussagen vor und ordnen sie
in die Bereiche Krisenursachen, Krisenbeschreibung sowie Krisenldsungen
ein. Die auch flir Laien eingéngige Darstellung und das Aufgreifen von hart-
nackig wirkenden Vorurteilen machen das Buch zu einer willkommenen Ar-
gumentationshilfe flr all jene, die abseits des herrschenden Krisen-Ma-
nagements nach Denkansétzen suchen. So wird etwa dem oft gehdrten Ar-
gument, wonach eine Vermdgensbesteuerung den Mittelstand betréfe wi-
dersprochen und auf die Faktenlage verwiesen, wonach die reichsten

10% der Bevolkerung 60% des Vermdgens besitzen. Eine Besteuerung
dieser Werte konnte also keinesfalls die breite Masse treffen.

Oliver Puchner

Kommentar zum Gebiihrengesetz 1957
MMeag. Dr. Richard Gaier

5. Auflage; Manz Verlag, € 138.-;

ISBN: 978-3-214-04161-8; 550 Seiten.

Dieses bewdhrte Standardwerk zum GebUhrenge-

setz 1957 musste aufgrund der unermdlichen

Tétigkeit des Steuergesetzgebers neu aufgelegt
werden. Es bertcksichtigt nun in seiner fiinften
Auflage neben der aktuellen Judikatur und Litera-
tur zahlreiche gebihrenrelevante Novellen. So
zum Beispiel das Fremdenrechtsénderungsge-
setz 2009, das Familienrechtsanderungsgesetz
2009, das Eingetragene Partnerschaft-Gesetz
oder das Abgabenverwaltungsorganisationsge-
setz 2010.

Es ist ein unentbehrliches Nachschlagewerk fir Wirt-
schaftstreuhdnderinnen, Rechtsanwéltinnen, Notare und alle, die sich im
oOsterreichischen Gebtihrendschungel zu Recht finden wollen.

Praktische Tabellen und zahireiche Beispiele erleichtern die Bearbeitung
gebuhrenrechtlicher Sachverhalte. Die Verarbeitung und kritische Be-
leuchtung der GebUhrenrichtlinien und Erldsse sowie eigene Losungsan-
sdtze mit gebiihrensparenden Varianten machen den Kommentar zu ei-
nem verldsslichen Ratgeber.

Ulla Weinke
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Osterreichischer
Stiadtebund

Verwaltungsmodernisierung
in den Landern 2000-2010

Prozesse und Resultate

Univ. Doz. Dr. Peter BuBjager (Hrsg.)
Braumdiller Verlag, € 26,90;

ISBN: 978-3-7003-1789-0; 190 Seiten,
broschiert.

In der Schriftenreihe Verwaltungsrecht des
Braumidiller Verlages ist nunmehr Band 9
erschienen. Darin wird das Projekt des In-
stituts fr Foderalismus dokumentiert, des-
sen Ziel es war, den Stand der Verwal-
tungsreformen in den einzelnen L&ndern
von 2000-2010 zu erheben. Diese Untersuchung zeigte eine Fiille an
verschiedenen Reformprojekten in den einzelnen Landesverwaltungen.

Die Bandbreite und Vielfalt der Verwaltungsreformen in den Landern wird
anhand einer zusammenfassenden Darstellung im Allgemeinen Teil sowie
ausgewahlter Reformprojekte der L&nder im Besonderen Teil deutlich.
Der Uberblick tiber die Verwaltungsmodernisierung in den Landern unter-
streicht, dass Verwaltungsreform ein dynamischer Prozess ist und die Re-
formen in den Landern engagiert angegangen werden.

Ulla Weinke

Und sie bewegt sich doch

Univ. Prof. Dr. Wolfgang Gratz

NWV Neuer Wissenschaftlicher Verlag;€ 29,80;
ISBN: 978-3-7083-0764-0; 280 Seiten, broschiert.

Das Buch ,Und sie bewegt sich doch* bie-
tet einen Uberblick {iber die durchaus un-
tbersichtlichen Entwicklungstendenzen in
der Bundesverwaltung und zeichnet dabei
| e Rmiememens ein weitgefachertes Bild. Die empirische
Basis daftir ist die Auswertung von 43
qualitativen Interviews, die mit verwal-
tungsinternen sowie externen Expertinnen
gefuhrt wurden.
Danach ist das Kerngeschaft der Verwal-
tung die Steuerung und Bearbeitung von
sozialen und dkonomischen Spannungs-
verhaltnissen sowie Konfliktfeldern.
Nach Ansicht des Autors kann die Ver-
waltung aufgrund ihrer Kultur mit Konflikten in ihrem Binnenbereich nicht
besonders gut umgehen. Dies erschwere gute Mitarbeiterlnnenflihrung
ebenso wie organisationstibergreifende Kooperationen, die der produktiven
Nutzung von Differenzen bedUrfen wiirden.
Zwei zentrale kritische Erfolgsfaktoren flir die Bundesverwaltung sind daher
laut Univ.-Prof. Dr. Gratz
edie Weiterentwicklung der Organisationskultur der Verwaltung durch pro-
fessionelle Flihrungssysteme und gute Filhrungsarbeit und
edie Formalisierung der derzeit zu erheblichen Teilen in Graubereichen
stattfindenden politischen Steuerung der Verwaltung.

Ulla Weinke

www.staedtebund.gv.at

UVP-G 2000 — Umweltvertraglichkeits-

priifungsgesetz — Kommentar

Dieter Altenburger, Wolfgang Berger
LexisNexis ARD ORAC,; € 88.-;
ISBN: 978-3-7007-4448-1; 416 Seiten.

Das Umweltvertraglichkeitspriifungsgesetz 2000 stellt eine der zentralen
umweltrechtlichen Genehmigungsmaterien dar. In den letzten 1% Jahr-
zehnten gewann das Gesetz nicht nur in der Vollzugspraxis, sondern auch
im Bewusstsein der Bevélkerung zunehmend an Bedeutung. Kaum ein
anderes Verfahren wird mit einem vergleichbar hohen Verfahrensaufwand
betrieben.

Die Verfahrensdauer (bis zu einer rechts-

kréftigen Entscheidung) betrdgt einige
Monate bis zu mehrere Jahre. Aufgrund
seines Prifumfangs — samtliche Mate-
rien sind mitkonzentriert — ist sowohl in
fachlicher als auch rechtlicher Sicht ftir
Behdrden, Rechtsanwalte und Zivil-
techniker umfangreiches Spezialwis-
sen gefragt.

Aber auch betroffene Gemeinden und
Blirger kommen kaum mehr ohne
vertiefende Rechtskenntnisse aus,

wie die nahezu endlose Rechtspre-
chung zeigt, in denen die Betroffe-

nen aufgrund von formalen Fehlern bei ihren

Einwendungen ihre Parteistellung génzlich oder zumindest teilweise ver-
loren haben.

Der vorliegende Kommentar von Dieter Altenburger/Wolfgang Berger, beide
Rechtsanwalte in Wien mit Spezialisierung auf Umweltrecht, hat sich zum
Ziel gesetzt, diese komplexe Materie umfassend und dennoch leicht lesbar
aufzubereiten. Die Kommentierung der zweiten Auflage ist dabei deutlich
umfangreicher als jene der Vorauflage; der Anmerkungsteil hat sich nahezu
verdoppelt. Neben der Berlicksichtigung der Novelle 2009 sowie der — seit
der Erstauflage — Uberaus zahlreichen Entscheidungen des EuGH, VfGH,
VWGH und US resultiert dieser Zuwachs vor allem aus der Einarbeitung der
gesamten bisherigen Lehre sowie der Erorterung auch bisher nicht ausjudi-
Zierter Themen.

Eine einfache Handhabung des Kommentars wird durch die Ubersichtliche
Struktur und das ausfihrliche Stichwortverzeichnis ermdglicht. Den Schwer-
punkt legt der Kommentar auf jene Bereiche, denen im Umgang mit dem
UVP-G die groBte Bedeutung zukommt: Vorhabensbegriff/-abgrenzung, Ku-
mulation von Vorhaben, Feststellungsverfahren, Genehmigungsvorausset-
zungen, Parteistellung und Rechtsmittelverfahren.



MAGAZIN

FINANZEN

Ertragsanteilsvorschiisse fiir September 2011 (etrige in 1.000 EURO)

a) Berechnungshasis fiir die Vorschiisse an gemeinschaftlichen Bundesabgaben (GBA)

Ertrag fiir 09/2011"  Veranderung ggii. 02/2010 Ertrag fiir 01-09/2011 Verdnderung ggii. 01-09/2010
in 1.000 EURO in % in 1.000 EURO in %
GBA mit einheitlichem Schliissel ~ 4.813.986 6,0% 47.486.946 6,6%
davon:
Veranlagte Einkommensteuer -107.583 1474513 4,3%
Lohnsteuer 1.893.159 6,1% 15.791.133 4,4%
Korperschaftsteuer -68.791 2.857.111 25,7%
Umsatzsteuer 1.836.780 2,5% 17.397.450 3,9%
Mineral6lsteuer 376.910 2,5% 3.110.668 9,0%
GBA mit speziellen Schilisseln 143.416 2,7% 1.264.493 4,4%
davon:
Bodenwertabgabe 55 -4,7% 4,283 -2,0%
Werbeabgabe 10.515 8,6% 90.306 47%
Grunderwerbsteuer 62.077 -0,2% 547.735 51%
GBA gesamt 4.957.401 1,8% 48.129.271 6,6%

"i.d.R. basierend auf dem Steueraufkommen des zweiten vorangegangenen Monats

b) Gemeindeertragsanteile

Vorschuss fiir 09/2011  Verénderung ggii. 09/2010 Vorschuss fiir 01-09/2011 Veranderung ggii. 01-09/2010

in 1.000 EURO in % in 1.000 EURO in %

Burgenland 15.565 7,9% 152.609 9,4%
Karnten 37.790 4,0% 366.859 6,6%
Niederosterreich 100.317 10,2% 965.987 9,5%
Oberdsterreich 93.214 6,2% 919.942 8,4%
Salzburg 41813 8,6% 406.085 8,4%
Steiermark 78.474 12,3% 749.418 9,3%
Tirol 52.661 7,0% 508.584 8,4%
Vorarlberg 28.438 8,3% 272917 9,8%
Wien 151.337 6,6% 1.490.470 6,7%
Summe 599.609 8,0% 5.233.262 8,2%
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JUDIKATUR

EUROPAISCHER GERICHTSHOF
Der Europaische Gerichtshof
(EuGH) entschied auf Grund einer
Klage der Kommission gegen die
Bundesrepublik Deutschland, dass
die betriebliche Altersvorsorge dem
Vergaberecht unterliegt.

Die Kommunen in Deutschland
mussen die Vergabe der betrieb-
lichen Altersvorsorge ihrer Arbeit-
nehmer trotz Tarifvertrdge zukinftig
europaweit ausschreiben. Es han-
delt sich um ein Urteil des EuGH
vom 15.7.2010 (Rs C-271/08).

1. Hintergrund

Zur Forderung des Ausbaus einer betrieb-
lichen kapitalgedeckten Altersversorgung
konnen in der Bundesrepublik Deutschland
Arbeitnehmer von ihren Arbeitgebern eine
Entgeltumwandlung verlangen. Diese Ent-
geltumwandlung bedeutet im Wesentlichen,
dass ein Teil des kiinftigen Lohns der Ar-
beitnehmer auf deren Wunsch fiir ihre
betriebliche Altersversorgung verwendet
wird, indem kiinftige Entgeltanspriiche
in eine Anwartschaft auf Versorgungslei-

www.staedtebund.gv.at

stungen umgewandelt werden. Vor diesem
Hintergrund haben die Vereinigung der
kommunalen Arbeitgeberverbinde und
ver.di (Vereinte Dienstleistungsgewerk-
schaft e.V.) einen Tarifvertrag abgeschlos-
sen, mit dem den Beschiftigten des kom-
munalen 6ffentlichen Dienstes ein An-
spruch auf Entgeltumwandlung einge-
riumt worden ist. Der Tarifvertrag enthilt
auch eine ausdriickliche Regelung dartiiber,
bei welchen Versorgungstrigern die be-
triebliche Altersvorsorge mittels Entgelt-
umwandlung aufgebaut werden kann
(z.B. dffentlichen Zusatzversorgungsein-
richtungen, Sparkassen Finanzgruppe,
Kommunalversicherer).

Um den einzelnen kommunalen Mitar-
beitern die Entgeltumwandlung zu er-
moglichen, schliefen die kommunalen
Arbeitgeber in einer ersten Phase Rah-
menvereinbarungen mit einem oder meh-
reren der tarifvertraglich, also ohne Aus-
schreibung, bestimmten Versorgungstriger
ab. Diese Rahmenvereinbarungen enthalten
die Konditionen, zu denen die kommu-
nalen Arbeitnehmer sich in einer zweiten
Phase fiir die Entgeltumwandlung ent-

scheiden kénnen. Die Kommission bean-
tragte in ihrer Klage die Feststellung, dass
die Bundesrepublik Deutschland gegen
die Vergaberichtlinien verstoflen habe, in-
dem kommunale Behérden Auftrige iiber
Versicherungsdienstleistungen ohne euro-
paweite Abschreibung an die im Tarifvertrag
genannten Einrichtungen vergeben haben.
Entgegen der Empfehlung der General-
anwiltin, die sich in ihrem Schlussantrag
fiir die Abweisung der Klage aussprach,
gab der EuGH der Klage statt.

2. Urteilserwagungen des EuGH

Das vorliegende Verfahren wirft eine Viel-

zahl von Rechtsfragen auf, die auch fiir

die Kommunen in Osterreich Bedeutung
erlangen konnen. Beispielhaft sind folgende

Einwinde der Bundesrepublik Deutschland

hervorzuheben:

* Die Bundesrepublik Deutschland machte
geltend, dass die kommunalen Arbeitgeber
nicht als 6ffentliche Auftraggeber handeln,
weil sie lediglich eine tarifvertraglich
vorgegebene Auswahlentscheidung um-
setzen und in ihrer Eigenschaft als Ar-
beitgeber agieren. Diesen Einwand wies
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der EuGH unter Bezugnahme auf seine
Rechtsprechung zuriick, wonach die Ver-
gaberegeln nicht zwischen 6ffentlichen
Auftrigen, die ein 6ffentlicher Auftrag-
geber vergibt, um seine im Allgemein-
interesse liegenden Aufgaben zu erfiillen,

richtungen interessierte Bewerber nach
medizinischen Kriterien auslesen. Der
EuGH stellte hierzu fest, dass die Wah-
rung von solidarischen Elementen nicht
von Natur aus mit der Anwendung eines
Vergabeverfahrens unvereinbar ist.

und solchen Auftrigen unterscheidet,

die nicht im Zusammenhang mit diesen
Aufgaben stehen (vgl.
15.1.1998, Rs C-44/96). Zudem wurde
der Tarifvertrag von Vertretern der kom-
munalen Arbeitgeber ausverhandelt.

* Nach dem Vorbringen der Beklag-
ten beruhen die Angebote der
im Tarifvertrag genannten
Versorgungstriger auf
dem Solidaritits-
grundsatz und es
sei unmdoglich,
dass diese Ein-

Bilderbox

e Als weiteres Argument brachte die Be-
klagte vor, dass die Versicherungsvertrige
keine o6ffentlichen Auftrige seien, weil
die kommunalen Arbeitgeber nur als
Zahlstelle fir den Leistungsaustausch
fungieren. Der Umstand, dass die Letzt-
begiinstigten der Ver-

sorgungsleistungen

Urteil vom

Rahmen eines solchen Vertrags zahlt
der kommunale Arbeitgeber dem
Versorgungstriger Versicherungs-
primien, die er von dem Entgelt

einbehalten hat, das er den betref-

fenden Arbeitnehmern schuldet,
als Gegenleistung fiir den Erhalt
von Dienstleistungen, die not-
wendig mit der gesetzlichen
Verpflichtung zusammenhin-
gen, fiir die Erftillung der Ver-
sorgungsleistungen zugunsten
der Arbeitnehmer einzustehen.

* Die Beklagte verwies auch darauf,
dass die Tarifautonomie in Deutsch-
land grundrechtlich geschiitzt sei.
Der EuGH hat aber bereits ent-
schieden, dass Klauseln von Ta-
rifvertrigen nicht dem Anwen-
dungsbereich der Bestimmungen
tiber die Freiziigigkeit entzogen
sind (vgl. Rs C-438/05). Der
Grundrechtscharakter des Rechts
auf Kollektivverhandlungen und
die sozialpolitische Zielsetzung

des Tarifvertrages konnen die kommunalen
Arbeitgeber nicht ohne Weiteres der Ver-
pflichtung entheben, die Vergaberegeln
zu beachten, mit denen die Niederlas-
sungsfreiheit und der freie Dienstlei-
stungsverkehr im 6ffentlichen Auftrags-
wesen durchgefiihrt werden.

Die Beklagte behauptete, dass die Schwel-
lenwerte fiir die Anwendung der Verga-
beregeln der Union nicht erreicht werden,
da auf die Einzelvertrige der Arbeitnehmer
abzustellen sei. Dem einzelnen Beschif-
tigten bliebe es {iberlassen, ob er sich an
der Entgeltumwandlung beteiligen moch-
te. Der EuGH folgte diesem Vorbringen
nicht und verwies darauf, dass nach den
Vergaberegeln bei Auftrigen tiber Versi-
cherungsdienstleistungen die Versiche-
rungsprimien als Grundlage fiir die Be-
rechnung des geschitzten Auftragswertes
bilden, also im vorliegenden Fall die Bei-
trige, die aufgrund der Entgeltumwand-
lung vom Entgelt der teilnehmenden Ar-
beitnehmer einbehalten werden. Entspre-
chend den Richtdinienregelungen fiir Auf-
trige, fur die kein Gesamtpreis angegeben
wird, sei bei Vertrdgen mit unbestimmter
Laufzeit der Vertragswert aus der mo-
natlichen Zahlung multipliziert mit 48
zu berechnen.

3. Kommunale Auswirkungen

Das Urteil bestitigt, dass die Kommunen
den Vergaberegeln unterliegen, auch wenn
sie Auftrige vergeben, die nicht der Er-
fillung von Aufgaben im Allgemeinin-
teresse dienen. Der EuGH sieht in den
sozialpolitischen Zielsetzungen eines Ta-
rifvertrages kein Hindernis fiir die An-
wendung des Vergaberechts und wird
dies zukiinftig wohl auch bei anderen
Auftrigen von Gemeinden mit sozialem
Hintergrund nicht anders beurteilen.
Auch der Grundrechtscharakter einer na-
tionalen Regelung verhindert die An-
wendung des Vergaberegimes nicht. Will
eine Gemeinde einen Auftrag tiber Ver-
sicherungsdienstleistungen erteilen, muss
sie bei der Berechnung des Auftragswertes
auf die Versicherungsprimien abstellen.

Clemens Lintschinger, Rechtsanwalt in Wien
www.ra-lintschinger.at
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Osterreichischer
Stadtebund

www.staedtebund.gv.at

Wir verbinden Stadte

&

Bildung, f i ' fStadt & '
Schule, Stac ; . Kultur

Der Osterreichische Stidtebund verbindet 246 Stidte und Gemeinden in ganz Osterreich.

In unseren Mitgliedsgemeinden leben mehr als vier Millionen Menschen. Stadtische Verkehrs-

mittel, Kindergirten, Betreuungsdienste fiir Senioren, Horte, Pflichtschulen, Kultureinrichtun-
gen, eine serviceorientierte Abfallentsorgung und viele weitere Angebote machen unsere Stiadte
lebenswert. Osterreichs Stidte sind regionale Zentren und Impulsgeber fiir ein starkes Umland.

Wir schaffen Lebensqualitat

Osterreichs Stidte und Gemeinden bekommen im Rahmen internationaler Untersuchungen
immer wieder Bestnoten in Sachen Biirgernihe und Lebensqualitit. Daher ist der Osterreichische
Stadtebund seit Jahren bemiiht, das kommunale Wissen intern und international zu verbreiten.
Mit Erfolg. Besucher und Experten aus ganz Europa finden in Osterreichs Stiidten Vorbilder
und zahlreiche Anregungen.

Wir vertreten Stadteinteressen

Kommunalpolitik und Kommunalverwaltung ist immer Dienst am Biirger und braucht Rahmen-
bedingungen, die es ermoglichen, im Interesse der Biirger zu handeln. Daher ist die Interessen-
vertretung gegeniiber Bund, Lindern und EU-Institutionen ein zentraler Punkt in unserer
Arbeit. Sei es nun im Rahmen des nationalen Finanzausgleichs oder im Zuge der Erarbeitung
von Gesetzen auf EU-Ebene.

www.staedtebund.gv.at



DAS TUT DIE KOMMUNALKREDIT
FUR OSTERREICH.

Infrastruktur ist die Basis fur eine erfolgreiche Zukunft. Aus diesem Grund legt die Kommunal-
kredit ihren strategischen Fokus auf die Finanzierung von Infrastrukturprojekten, die einer breiten
Offentlichkeit zuganglich sind. Schulen, Kindergirten, Krankenhiuser, Energieversorgung, Anla-
gen der Wasserwirtschaft sowie der Ausbau des dffentlichen Nah- und Fernverkehrs sind fiir die
Allgemeinheit unerlasslich. Jeder hat einen Nutzen davon. Unser Know-how und unsere Erfahrung
sind bedeutendes Kapital fiir Stadte und Gemeinden, damit sie ihre Vorhaben erfolgreich umsetzen
konnen. Investitionen in 6ffentliche Infrastruktur sind ein wichtiger Motor fiir eine nachhaltige wirt-
schaftliche Entwicklung und die Sicherung der Zukunft.

WASSERKRAFT

als sauberer Stromlieferant
NACHHALTIGE ENERGIE
ohne Umweltbelastung
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KADERSCHMIEDEN
fur unsere Jugend
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SOZIALE INFRASTRUKTUR
fir eine funktionierende Gesellschaft
fur rasche und sichere Verbindungen

VERKEHRSWEGE

OSTERREICHS BANK FUR INFRASTRUKTUR KOMMUNAL
www.kommunalkredit.at KREDIT
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     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 350 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 571 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Aus
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Nein
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: None
     Farbmanagement: Farbe nicht ändern
     Wiedergabemethode: Standard
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Ja
     Transferfunktionen: Entfernen
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Nein
     PostScript XObjects zulassen: Nein
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Nein
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Nein
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

STANDARDS ----------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: Ohne

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 8000
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Nein
Graustufenbilder beschneiden: Nein
Schwarzweißbilder beschneiden: Nein
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Ja
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Nein
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0
RGB-Repräsentation als verlustfrei betrachten: Nein
Optionen für relative Pfade zulassen: Nein
Intern: Alle Bilddaten ignorieren: Nein
Intern: Optimierungen deaktivieren: 0
Intern: Benutzerdefiniertes Einheitensystem verwenden: 0
Intern: Pfad-Optimierung deaktivieren: Nein

ENDE DES REPORTS ---------------------------------

Die "Distiller Secrets" Startup-Datei ist eine Entwicklung der

IMPRESSED GmbH
Bahrenfelder Chaussee 49
22761 Hamburg, Germany
Tel. +49 40 897189-0
Fax +49 40 897189-71
Email: info@impressed.de
Web: www.impressed.de
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